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Abkürzungsverzeichnis 

 
A 
AHK Anschaffungs- und Herstellungskosten 
AiB Anlagen im Bau 
apl. außerplanmäßig 
ARAP aktiver Rechnungsabgrenzungsposten 
 
D 
DA Dienstanweisung 
DB (OBM) Dienstberatung des Oberbürgermeisters 
DS Drucksache 
 
E 
EigB Eigenbetrieb 
EÖB Eröffnungsbilanz 
ErgHH Ergebnishaushalt 
ErgR Ergebnisrechnung 
 
F 
FAG Finanzausgleichsgesetz 
FAQ Frequently Asked Questions (Häufig gestellte Fragen)  

Handlungsempfehlungen des SMI 
FEO Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz GmbH, Torgau 
FinHH Finanzhaushalt 
FinR Finanzrechnung 
 
G 
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
GoB Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
GoI Grundsätze ordnungsmäßiger Inventur 
 
H 
HH Haushalt 
HHJ Haushaltsjahr(e) 
HHP Haushaltsplan/Haushaltspläne 
HHS Haushaltssatzung(en) 
HM Hausmitteilung(en) 
 
I 
IKS Internes Kontrollsystem 
INSEK Integriertes Stadtentw  

Stadt Leipzig 
ISZW Investive Schlüsselzuweisung(en) 
 
J 
JA Jahresabschluss/Jahresabschlüsse 
JAP Jahresabschlussprüfung 
 
L 
LD S Landesdirektion Sachsen 
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O 
OBM Oberbürgermeister 
Oper Eigenbetrieb Oper Leipzig, Leipzig 
 
P 
PRAP  passiver Rechnungsabgrenzungsposten 
 
R 
RB Ratsbeschluss 
RPA Rechnungsprüfungsamt 
RV Ratsversammlung 
 
S 
SAKD Sächsische Anstalt für kommunale Datenverarbeitung, 
 Bischofswerda 
SAP KM-D SAP Kommunalmaster-Doppik 
SAP KM-V SAP Kommunalmaster-Veranlagung 
SKÄ Stadtkämmerei 
SMI Sächsisches Staatsministerium des Innern 
 
U 
üpl. überplanmäßig 
 
V 
VFE-Lage Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
VR Vermögensrechnung 
VwV Verwaltungsvorschrift 
VZÄ Vollzeitäquivalent 
 
Z 
zRe zentraler Rechnungseingang 

 

 

 

Allgemein gebräuchliche oder nur einmalig erscheinende Abkürzungen wurden z. T. nicht in 
das Verzeichnis aufgenommen. Erforderlichenfalls erfolgen Hinweise im Text. 

Soweit in diesem Bericht die männliche Sprachform verwendet wird, gilt sie gleichermaßen für 
männliche, weibliche und andere Geschlechteridentitäten. 

In der nachfolgenden Berichterstattung werden Zahlenwerte z. T. gerundet dargestellt. Auf-
grund dieser Rundungen können in der Aufsummierung der einzelnen Beträge Differenzen 
entstehen. 
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1. Prüfungsauftrag/Prüfungsgrundlagen 
Nach der gesetzlichen Vorgabe des § 104 SächsGemO obliegt dem RPA die Prüfung des JA 
der Stadt Leipzig zum 31.12.2019 einschließlich des Anhangs mit allen Anlagen nach 
§ 88 Abs. 4 SächsGemO und des Rechenschaftsberichts für das HHJ 2019.  

Prüfungsgrundlagen bildeten insbesondere: 

- Sächsische Gemeindeordnung (SächsGemO) 
- Sächsische Kommunalhaushaltsverordnung (SächsKomHVO) 
- Sächsische Kommunale Kassen- und Buchführungsverordnung (SächsKomKBVO) 
- VwV Kommunale Haushaltssystematik (VwV KomHSys) 
- VwV Kommunale Haushaltswirtschaft (VwV KomHWi) 
- Hauptsatzung der Stadt Leipzig  
- Haushaltssatzung der Stadt Leipzig für das HHJ 2019 
- Ratsbeschluss über die Feststellung des JA der Stadt Leipzig (VR, ErgR und FinR, 

Anhang) sowie Rechenschaftsbericht unter Berücksichtigung des Schlussberichtes an 
die RV über die Prüfung des JA der Stadt Leipzig 31.12.2018 (VII-DS-02240-NF-01) 

2. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung  
Prüfungsansatz 

Der auf Grundlage des § 88 SächsGemO erstellte JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2019 wurde 
vom Ersten Bürgermeister und Beigeordneten für Finanzen in Vertretung des OBM, Herrn 
Burkhard Jung, unterzeichnet und dem RPA am 23.07.2021 zur Prüfung übergeben. Am 
21.10.2021 wurde dem RPA im Austausch eine korrigierte VR zur Prüfung nachgereicht. 

Aufgabe der örtlichen Rechnungsprüfung ist es, auf der Grundlage der durchgeführten pflicht-
gemäßen Prüfung ein Urteil über die Buchführung, den JA einschließlich des Anhangs und 
seiner Anlagen sowie den Rechenschaftsbericht der Stadt Leipzig nach dem risikoorientierten 
Prüfungsansatz abzugeben (§§ 6 Abs. 3, 10 SächsKomPrüfVO i. V. m. §§ 88, 104 
SächsGemO).  

Die Prüfung soll feststellen, ob der JA unter Beachtung der GoB ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der VFE-Lage der Stadt vermittelt (§ 10 Abs. 2 
SächsKomPrüfVO). Dabei ist gemäß § 104 SächsGemO zu prüfen, ob bei den Erträgen, Auf-
wendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie bei der Vermögensverwaltung vor-
schriftsmäßig verfahren worden ist, die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch 
vorschriftsmäßig begründet und belegt sind, der HHP eingehalten worden ist und das Vermö-
gen, die Kapitalposition, die Sonderposten, die Rechnungsabgrenzungsposten und die Schul-
den richtig nachgewiesen worden sind. 

Das RPA hat die Buchführung, die Inventuren inkl. deren Fortschreibung, die VR zum 
31.12.2019 sowie die ErgR und FinR für das HHJ 2019, den Anhang einschließlich seiner 
Anlagen sowie den Rechenschaftsbericht des HHJ 2019 risikoorientiert gemäß 
§ 6 SächsKomPrüfVO geprüft. Hierbei waren die Prüfungen so auszurichten, dass wesentliche 
Unstimmigkeiten und Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften erkannt werden. 

Der risikoorientierte Prüfungsansatz erfordert es, die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass ein hinreichend sicheres Urteil darüber abgegeben werden kann, ob die Buchführung 
und der JA (inkl. Anhang und dessen Anlagen) sowie der Rechenschaftsbericht frei von we-
sentlichen Fehlaussagen sind. Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter 
der Berücksichtigung der vorläufigen Lageeinschätzung und der Einschätzung der Wirksam-
keit des rechnungslegungsbezogenen IKS der Stadt Leipzig zu Grunde. Die Prüfung schließt 
eine stichprobengestützte Prüfung der Nachweise für die Bilanzierung und der Angaben im JA 
einschließlich Anhang (u. a. nach § 52 SächsKomHVO) i. W. auf der Basis einer bewussten 
Auswahl mit ein.  
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Gegenstand der Prüfungshandlungen i. R. d. Prüfung des Rechenschaftsberichts waren die 
Vollständigkeit und die Plausibilität der nach § 53 SächsKomHVO geforderten Angaben. 

Die Prüfungsstrategie des risikoorientierten Prüfungsansatzes hat zu folgenden Schwerpunk-
ten geführt: 

- Ordnungsmäßigkeit von Ansatz und Bewertung, auch unter Berücksichtigung der Aus-
wirkungen auf die Folgeabschlüsse und den Haushaltsausgleich, 

- Vollständigkeit und Richtigkeit der Anhangsangaben inkl. der Anlagen sowie der Anga-
ben im Rechenschaftsbericht, 

- aktuelle Maßnahmen der Verwaltung in Bezug auf die Ausräumung von Feststellungen 
des RPA im Zusammenhang mit der Prüfung. 

Während der JAP verfasste das RPA Prüfungsvermerke mit den im Rahmen der Prüfung er-
langten Prüfungsfeststellungen und stellte diese der SKÄ zur Klärung und Abstimmung der 
Prüfungsfeststellungen zur Verfügung. Die daraufhin erfolgten Stellungnahmen der SKÄ sowie 
die Stellungnahme der SKÄ vom 29.11.2021 zum Bericht des RPA über die Prüfung des JA 
der Stadt Leipzig nebst Anhang einschließlich Anlagen zum 31.12.2019 sowie des Rechen-
schaftsberichtes des HHJ 2019 an den OBM (Prüfungsbericht Nr. 21/4/0044) sind in diesen 
Prüfungsbericht bereits eingearbeitet. 

Der OBM hat dem RPA eine berufsübliche Vollständigkeitserklärung zum JA, Anhang nebst 
Anlagen und zum Rechenschaftsbericht abgegeben, die das RPA gemäß § 10 Abs. 5 
SächsKomPrüfVO zu seinen Akten genommen hat. Diese Erklärung des OBM vom 
15.12.2021 wurde im Rahmen der Prüfung verwertet. 

3. Wesentliche Feststellungen aus der Prüfung des JA 
31.12.2019 

Die wesentlichen Feststellungen zur Prüfung des JA sind in diesem Bericht dargestellt. Die 
Prüfungsfeststellungen mit besonderer Bedeutung für die Erteilung des Prüfungsvermerks be-
treffen: 

Inventuren 

Für den JA zum 31.12.2019 wurden die Inventuren noch nicht vollständig in dem rechtlich 
vorgeschriebenen Umfang durchgeführt (siehe Gliederungspunkt 7.3.). Für den Grund und 
Boden sowie für die Kunstgegenstände liegen zum 31.12.2019 keine vollständigen Bestands-
verzeichnisse vor. Erfolgte Abstimmungsarbeiten wurden u. a. aufgrund fehlender DA nicht 

  

Fehlende Auflösung von Kostenstellen 

Im HHJ 2019 war auch weiterhin die Problematik der fehlenden Auflösung von Kostenstellen 
fortbestehend. Diese Kostenstellen dienen i. R. d. unterjährigen Haushaltsbewirtschaftung der 

-programmseitig die Abweisung ungedeckter 
üpl./apl. Aufwendungen und Auszahlungen zu verhindern. Aufgrund der Auswirkung auf die 
Fortschreibung von Planansätzen ist für das RPA eine Beurteilung, ob der HHP eingehalten 
wurde (Prüfung nach § 104 Abs. 1 Nr. 3 SächsGemO), weiterhin nicht abschließend möglich. 
Zur Problematik der Fortschreibung von Planansätzen und fehlender Auflösung von Kosten-
stellen wird auf den Gliederungspunkt 6. hingewiesen. 

IKS 

Ein flächendeckendes IKS befindet sich im Aufbau. Gemäß Stadtratsbeschluss 
Nr. VI-Ifo-06793 vom 19.11.2019 i. V.  
(IKS) 
des IKS zu informieren. Der aktuelle Bericht zum Umsetzungsfortschritt (Stand: 30.04.2021) 
wurde dem Fachausschuss Allgemeine Verwaltung am 14.09.2021 zur Kenntnis gegeben. Die 
Information des Stadtrates steht noch aus. Zu weiteren Ausführungen bzgl. des IKS wird auf 
den Gliederungspunkt 4. verwiesen. 
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Fehlerhaft verbuchte Weitergabe von Zuwendungen durch die Stadt Leipzig an 
ein verbundenes Unternehmen 

Die Stadt Leipzig hat als Zuwendungsempfänger erhaltene Gelder (Stand 31.12.2019: 
4,0 Mio. Weiterleitungs- 
und Kooperationsverträge für Fördermittel auf Basis der Richtlinie des SMI zur Schaffung von 
mietpreis- und belegungsgebundenem Mietraum an ein verbundenes Unternehmen weiterge-
leitet hat, nicht im HH der Stadt veranschlagt und diese bei der Weitergabe nicht wie eigene 
Mittel berücksichtigt. Stattdessen wurden diese Gelder als durchlaufender Posten behandelt. 
Dies führt dazu, dass der städtische JA einschließlich erforderlicher Anhangs- und Rechen-
schaftsberichtsangaben unvollständig ist. Das RPA empfiehlt der Verwaltung, zu eruieren, ob 
weitere Fälle von Zuwendungen mit Weiterleitung an Dritte und direkter Auszahlung ohne Be-
teiligung der Stadt vorliegen und ob diese sachgerecht im Buchwerk der Stadt Leipzig abge-
bildet werden. 

Nach Einschätzung der SKÄ werden die Abstimmungen in der Verwaltung zu diesem Sach-
verhalt einen größeren Zeitrahmen beanspruchen. Zu Gunsten der Ausräumung anderer Fest-
stellungen werde dieser Sachverhalt angabegemäß nicht priorisiert verfolgt. 

Fehlerhafter Beteiligungsansatz der FEO 

Der städtische Anteil der Beteiligung an der FEO wird im JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2019 
aufgrund einer unterbliebenen Zuschreibung um 30,5 Mio. 
teren Ausführungen wird auf den Gliederungspunkt 8.3.2. verwiesen. 

Prüfungsergebnis: 

 Im Ergebnis der örtlichen Prüfung stellte das RPA fest, dass der JA zum 31.12.2019 
einschließlich Anhang und der Rechenschaftsbericht mit Ausnahme der im Prüfungs-
bericht benannten wesentlichen Feststellungen ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der VFE-Lage der Stadt Leipzig i. W. vermittelt. 
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4. Wesentliche unerledigte Prüfungsfeststellungen und 
Empfehlungen aus Vorjahren 

Über die Erledigung früherer Prüfungsfeststellungen ist der Stadtrat gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 14 
SächsKomPrüfVO zu informieren. In der nachfolgenden Übersicht sind wesentliche Prüfungs-
feststellungen aus Vorjahren aufgeführt. 

wesentliche Feststellungen Zeitpunkt 
der erstma-
ligen Fest- 
stellung 

Inventuren 
Für den Grund und Boden sowie für die Kunstgegenstände wurden keine 
vollständigen Bestandsverzeichnisse erstellt. 
Es waren nur die körperlichen Inventuren in Form von DA des OBM oder 
Arbeitsanweisungen des Ersten Bürgermeisters und Beigeordneten für Fi-
nanzen geregelt. 
Es wurden noch keine Regelungen zur Durchführung von Buchinventuren er-
lassen. Demzufolge wurden bisher auch keine den GoB und GoI entspre-
chenden Buchinventuren durchgeführt.  
Die Aufnahmezyklen (§§ 34 und 35 SächsKomHVO) für Inventuren wurden 
nicht eingehalten. 
 
Standpunkt der Verwaltung: vgl. Gliederungspunkt 7.3. 
 

EÖB 

Bilanzierung 
Für die JA zum 31.12. eines jeden Jahres fehlten wesentliche Festlegungen 
zu deren Aufstellung. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Die Verwaltung arbeitet an einer Beschluss-
vorlage zur Ausübung von Wahlrechten bzw. Ermessensspielräumen i. R. d. 
Aufstellung des JA. 
 

2012 

Für den Beteiligungsansatz an der FEO ist eine Zuschreibung nach der Ei-
genkapitalspiegelmethode nach § 59 Nr. 6 SächsKomHVO i. V. m. 
§ 37 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SächsKomHVO nicht erfolgt. 
 
Standpunkt der Verwaltung: vgl. Gliederungspunkt 8.3.2. 
 

2018 

Konzessionserträge wurden entgegen § 37 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 und Nr. 4 
SächsKomHVO nicht periodengerecht bilanziert. Daraus resultierten zu 
niedrig ausgewiesene privatrechtliche Forderungen (31.12.2019: 8,1 .  
 
Standpunkt der Verwaltung: Die Erträge aus Konzessionsabgaben zum 
31.12.2019 wurden nicht periodengerecht im Abrechnungsjahr bilanziert. In 
Bezug auf die derzeit bestehenden vertraglichen Vereinbarungen wird auf die 
Einhaltung der Abrechnungszeiträume geachtet. Bei künftigen Vertragsan-
passungen werden die Abrechnungsprozesse dahingehend ausgestaltet, 
dass die Abrechnungen rechtzeitig für die Aufstellung des JA zur Verfügung 
stehen. An der zeitnahen Umsetzung der periodengerechten Bilanzierung 
wird weiter gearbeitet. Mehrere Gespräche, u. a. mit den Konzessionsneh-
mern, wurden in diesem Kontext bereits geführt. 
Im Rahmen des Abschlussgespräches am 01.11.2021 hat das Dezernat Fi-
nanzen zugesagt, im JA zum 31.12.2020 die Konzessionsabgrenzung zu bu-
chen. Die Umsetzung der Buchung wird derzeit abgestimmt. 
 

2013 
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wesentliche Feststellungen Zeitpunkt 
der erstma-
ligen Fest- 
stellung 

Im Übrigen wird hinsichtlich der Wertaufhellung auf Gliederungspunkt 7.1. 
verwiesen. 
Das Imparitätsprinzip (Verlustantizipationsprinzip) wurde unter Berücksichti-
gung der Wertaufhellung für die Rückzahlungsverpflichtungen von Gewerbe-
steuern und Zinsen entgegen § 37 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SächsKomHVO nicht 
beachtet. Die sonstigen Verbindlichkeiten waren insoweit zu niedrig ausge-
wiesen. 
 
Standpunkt der Verwaltung: vgl. Gliederungspunkt 8.3.7.4. 
 

2012 

Der einzelfallbezogene Nachweis für den Ansatz von Verbindlichkeiten aus 
der Überleitung des kameralen Verwahrkontenbestandes aus der Veräuße-
rung von Grundstücken konnte für die Mehrzahl der in den sonstigen Ver-
bindlichkeiten ausgewiesenen Zahlungsverpflichtungen nicht erbracht wer-
den (Ansatzfehler nach § 36 Abs. 1 SächsKomHVO). Im HHJ 2018 wurden 
die Verbindlichkeiten aus Kaufpreiserlösen der HHJ 1995 bis 2009 ertrags-
wirksam ausgebucht, anstatt erfolgsneutral über die Berichtigung des Basis-
kapitals. 
 
Standpunkt der Verwaltung: vgl. Gliederungspunkt 8.3.7.4.  Zwischen der 
SKÄ und dem RPA besteht weiterhin ein Dissens. 
 

EÖB 

Das Infrastrukturvermögen (Brücken) wurde aufgrund der voraussichtlich 
dauerhaften Wertminderung, die sich aus den vorliegenden Bauwerkzustän-
den einzelner Brücken ergibt, zu hoch ausgewiesen. Apl. Abschreibungen 
nach § 44 Abs. 6 SächsKomHVO wurden insoweit unterlassen. 
 
Standpunkt der Verwaltung: vgl. Gliederungspunkt 8.3.1.2. 
 

2016 

Die Voraussetzungen für die Bildung eines Festwertes nach 
§ 34 SächsKomHVO für Leuchtstellen waren aufgrund des nicht regelmäßi-
gen Ersatzes sowie der vorgefundenen jährlichen Mengenänderungen nicht 
gegeben. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Nach Auskunft der SKÄ sind hierzu Abstim-
mungen zwischen der SKÄ und dem Fachamt notwendig. Aufgrund der der-
zeitigen Personalsituation in beiden Ämtern können die Abstimmungen der-
zeit nicht erfolgen. 
 

2012 

Der Ausweis des Treuhandvermögens i. Z. m. Hausverwalterkonten wurde 
im JA den gesetzlichen Anforderungen der SächsKomHVO zum vollständi-
gen und getrennten Ausweis aller Erträge und Aufwendungen, Einzahlungen 
und Auszahlungen sowie Forderungen und Schulden nicht gerecht. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Mit der Überführung der Wohnimmobilien auf 
zwei städtische Gesellschaften zum 01.01.2021 und die Übernahme des rest-
lichen Bestandes  mit Ausnahme des agra-Geländes  in die städtische Ver-
waltung wurde diese Problematik einer Lösung für die Zukunft zugeführt. 
Diese Treuhandkonten werden nach Eigentumsübergang und Endabrech-
nung bzw. Übernahme in die eigene Bewirtschaftung geschlossen. 
 

2012 
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wesentliche Feststellungen Zeitpunkt 
der erstma-
ligen Fest- 
stellung 

Die zu aktivierenden Eigenleistungen wurden in zu geringer Höhe ausgewie-
sen. Eine interne Abrechnung und somit ein abrechnungsfähiger Nachweis 
über die selbst erbrachten aktivierungsfähigen Leistungen der städtischen 
Mitarbeiter erfolgte entgegen § 89 Abs. 5 SächsGemO und § 38 Abs. 2 
SächsKomHVO nicht. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Die Ermittlung der aktivierbaren Eigenleistun-

. Die ent-
sprechende Regelung soll dann im Nachgang in die Anlage B zur DA des 
OBM Nr. 16/2019 einfließen. 
 

2012 

Der passive Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen wurde 
zu gering ausgewiesen. Dabei handelte es sich im Wesentlichen um pau-
schale Investitionszuwendungen, die entgegen § 40 und § 42 Abs. 2 
SächsKomHVO nicht von den sonstigen Verbindlichkeiten in den Sonderpos-
ten umgebucht wurden, obwohl die korrespondierenden Anlagengegen-
stände fertiggestellt waren und somit keine latente Rückzahlungsverbindlich-
keit mehr bestand. 
 
Standpunkt der Verwaltung: vgl. Gliederungspunkt 8.3.5. 
 

2012 

Der Gesamtbestand der bilanzierten Rückstellung für Jubiläumszahlungen 
war nicht sachgerecht (systematischer Bewertungsfehler), da weder eine ra-
tierliche Ansammlung noch eine Überwachung des Bestandes (Inventur) er-
folgte. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Im Ergebnis der Abstimmung zwischen der 
SKÄ, dem Fachamt und dem RPA soll eine Berichtigung des Bestandes zum 
JA 2020 und ab 2021 eine gesetzeskonforme Rückstellungsbildung erfolgen. 
 

2012 

Ausgereichte investive Fördermittel, hinsichtlich derer zum Bilanzstichtag die 
Voraussetzungen für die Aktivierung eines Sonderpostens für geleistete In-
vestitionszuwendungen nach § 36 Abs. 8 SächsKomHVO noch nicht vorla-
gen, wurden zum 31.12.2018 in den öffentlich-rechtlichen Forderungen aus-
gewiesen, obwohl kein Rückforderungsanspruch nach § 36 Abs. 1 
SächsKomHVO bestand.  
 
Standpunkt der Verwaltung: Das Grundsatzthema wird im Rahmen der An-

Anlage F ge-
klärt und abgestimmt. 
 

2012 

Eingangsrechnungen für Hoch-, Tief- und sonstige Baumaßnahmen mit Lie-
ferungs- und Leistungsdatum aus dem Abschlussjahr wurden nicht perioden-
gerecht in den AiB aktiviert und in den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen passiviert. Insoweit liegt ein Verstoß gegen das Vollständigkeits-
gebot nach § 88 SächsGemO i. V. m. § 36 Abs. 1 SächsKomHVO vor. 
 
Standpunkt der Verwaltung: vgl. Gliederungspunkt 8.3.1.1. 
 

2017 
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wesentliche Feststellungen Zeitpunkt 
der erstma-
ligen Fest- 
stellung 

Darstellung der Lage/Einhaltung des HHP  
Bedingt durch die Beeinflussung des Vergleichswerts des fortgeschriebenen 
Planansatzes (Thematik: Nichtauflösung von technischen Kostenstellen), die 
teilweise fehlenden Vorjahresvergleiche und die nicht ausreichend durchge-
führte Analyse der VFE-Lage anhand von Kennzahlen ist die Einhaltung des 
HHP nicht abschließend beurteilbar.  
 
Standpunkt der Verwaltung: Die wiederholte Feststellung des RPA zu den 
nicht aufgelösten Kostenstellen wird im Rahmen des P

schlossen sein. Im Übrigen vgl. Gliederungspunkt 6. und 7.4. 
 

2015 

 

In der nachfolgenden Übersicht finden sich wesentliche Empfehlungen des RPA aus Vorjahren 
sowie der entsprechende Standpunkt der Verwaltung (ggf. mit Angaben zum zeitlichen Um-
setzungshorizont geplanter Maßnahmen). 

 
Empfehlungen Zeitpunkt 

der erst-
maligen 
Aus- 
sprache 

IKS 
In Bezug auf die notwendige Schaffung von Verfahrensregelungen zur Aufstel-
lung des JA oder zur Abfassung des Rechenschaftsberichts besteht ein grund-
legender Regelungsbedarf (innerstädtische Regelungen/DA). Regelungsbe-
dürftig sind zudem die Prozesse zum zRe und zum digitalen Anordnungswe-
sen. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Die DA des OBM zur Bilanzbuchhaltung soll 
nach der Beschlussfassung der Vorlage zur Ausübung von Wahlrechten und 
Ermessensspielräumen fertig gestellt werden. Eine vollständige Abbildung al-
ler Prozesse zum digitalen Anordnungswesen soll bis Ende 2022 umgesetzt 
werden und die DA des OBM Nr. 08/2015 bis Ende des I. Quartals 2023 ange-
passt sein. 
 

2012 

Die Stadt verfügt über kein zentrales Vertragsregister. Aktuell ist es damit nicht 
möglich, sich kurzfristig einen Überblick über die durch die Stadt Leipzig abge-
schlossenen Verträge und die daraus resultierenden finanziellen Verpflichtun-
gen zu verschaffen. Gleichzeitig ist die angemessene Reaktion auf mögliche 
Risiken erschwert. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Aufgrund pandemiebedingter Einschränkungen 
ist angabegemäß ein Zeitverzug zu verzeichnen. Der vollständige Projektab-
schluss mit Umsetzung aller Ausbaustufen ist für Ende 2024 geplant. 
 

EÖB 

Die Stadt führt kein zentrales Prozessregister. Aktuell ist es damit nicht mög-
lich, sich einen vollständigen Überblick über die durch die Stadt Leipzig geführ-
ten Prozesse sowie die daraus resultierenden Verpflichtungen/Risiken zu ver-
schaffen. 
 

EÖB 
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Empfehlungen Zeitpunkt 
der erst-
maligen 
Aus- 
sprache 

Standpunkt der Verwaltung: Die Führung eines Prozessregisters ist abhän-
gig von der Abbildung der Prozesse in enaio. Hierzu stehen das zuständige 
Fachamt und das RPA im Austausch. 
 
Die Stadt führt kein zentrales Zuwendungsregister. Somit ist nicht sicherge-
stellt, dass alle Fördermittelbescheide zum Bilanzstichtag ordnungsgemäß 
buchhalterisch erfasst und abgebildet werden. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Ein ämterübergreifendes Projektteam, unter Fe-
derführung der SKÄ, begann im Jahr 2020 mit dem Aufbau eines Fördermittel-
managements. 
 

EÖB 

Das Modell des Einheitsgeschäftspartners wird in der Stadt Leipzig noch nicht 
vollständig umgesetzt. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Die Verwaltung hat aufgezeigt, dass es sich 
hierbei um einen sehr zeitaufwendigen Sachverhalt handele, für den perso-
nelle Ressourcen bisher nicht vorhanden sind. Die Fertigstellung des Konzep-
tes ist für Ende 2023 geplant.  
 

EÖB 

Die Einholung qualifizierter Bankbestätigungen ist unvollständig. Insbesondere 
zu den Treuhandkonten ist keine hinreichende Sicherheit bzgl. der Vollständig-
keit der Erfassung aller Vorgänge aufgrund ausgelagerter Tätigkeiten bei Drit-
ten gegeben, weil seitens der Banken nur die Konten gemeldet werden, die auf 
den Namen der Stadt eröffnet/bewirtschaftet werden.  
 
Standpunkt der Verwaltung: Der Sachverhalt wurde mit Auflösung der Treu-
handkonten erledigt. 
 

EÖB 

Die Verwaltung sollte prüfen, ob bei der Finanzierung des städtischen HH  im 
Falle von möglichen kurzfristigen Liquiditätsengpässen der Stadt  auf die vor-
handenen Mittel der EigB aus dem Cash Management (Tagesgelder) zurück-
gegriffen wird. Wenn hieraus nachweislich ein Liquiditätssicherungskredit 
(Kassenkredit) abgewendet werden könnte, dann sollten solche Verbindlich-
keiten in der VR wirklichkeitsgetreu als Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 
anstatt unter den sonstigen Verbindlichkeiten ausgewiesen werden. Bei der 
Überarbeitung der DA des OBM Nr. 35/2012 über das Cash-Management-Sys-
tem sollte die bilanzielle Abbildung der Verbindlichkeiten aus Cash Manage-
ment thematisiert werden.  
 
Standpunkt der Verwaltung: Gemäß den Ausführungen in der Stellung-
nahme der Stadtkasse vom 07.12.2016 wird die Auffassung des RPA geteilt, 
wonach die Mittel der EigB aus Cash Management als aufgenommene Darle-
hen zu betrachten sind. 
Bei der nunmehr anstehenden Überarbeitung der o. g. DA werden die Punkte 
Rückzahlungsmodalitäten, Haftung, Buchungslogik und Abbildung/Ausweis 
ihre Berücksichtigung in der DA finden (zuletzt mit der Stellungnahme des De-
zernats Finanzen vom 31.08.2021 zum Entwurf des Prüfungsberichtes über 
die örtliche Prüfung des WJ 2020 des EigB Oper Leipzig). 
 

2013 
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Prüfungsergebnis: 

 Die bei den Prüfungen des JA 31.12.2019 wiederholt getroffenen Feststellungen stan-
den der Erteilung eines uneingeschränkten Prüfungsvermerkes (Gliederungspunkt 9.) 
noch entgegen. Hier muss weiterhin konsequent an einer Umsetzung gearbeitet wer-
den.  

Unbenommen bleibt die Ausräumung der aufgeführten Beanstandungen in Folgejah-
ren, die die Verwaltung in diversen Stellungnahmen bereits angekündigt und teilweise 
schon umgesetzt hat. 

5. Stellungnahme zur Lagebeurteilung des OBM 
Der Rechenschaftsbericht gibt einen Gesamtüberblick über die wirtschaftliche Lage der Stadt 
Leipzig gemäß § 88 Abs. 2 SächsGemO i. V. m. § 53 Abs. 1 SächsKomHVO als Gegenstück 
zum Vorbericht. Zu den aus Sicht des RPA getätigten Kernaussagen des OBM zum Verlauf 
der Haushaltswirtschaft und zur Lage der Stadt Leipzig unter dem Gesichtspunkt der Siche-
rung der stetigen Erfüllung der Aufgaben der Stadt Leipzig im Rechenschaftsbericht sowie im 
Anhang zählen:  

- Die Stadt Leipzig weist für 2019 im ordentlichen Ergebnis einen erheblichen Über-
schuss (116,5 Mio. 
HHP von 1,9 Mio.  Mio. 
ergebnisses konnte ein Überschuss im Gesamtergebnis von 139,1 Mio. 
den (fortgeschriebener Planansatz: 9,3 Mio.  

- Die im Rechenschaftsbericht dargestellte Trendlinie der Steuererträge 2013 bis 2019 
zeigt eine positive Entwicklung, welche parallel zu den Schwankungen der Gewerbe-
steuer verläuft. Ohne Berücksichtigung der im Posten Steuererträge und ähnliche Ab-
gaben ausgewiesenen Lastenausgleiche konnte im genannten Zeitraum eine Steige-
rung der Erträge um 234,0 Mio.  Mio. 
chend des angestiegenen Steueraufkommens der vergangenen Jahre wurden die Fol-
geplanungen ab 2020 angepasst. Durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie 2020 
mussten allerdings in der Planung 2021 ff. Rückgänge des zu erwarteten Steuerauf-
kommens berücksichtigt werden. 

- Die ggü. den fortgeschriebenen Planansätzen in 2019 erzielten Mehrerträge betreffen, 
neben den Steuererträgen (18,7 Mio.  W. die sonstigen ordentlichen Erträge 
(62,3 Mio. 
halten, wie Zuschreibungen zum Finanzanlagevermögen, Auflösungen von Rückstel-
lungen und Wertberichtigungen. 

- Im Ergebnis wurde das HHJ 2019 mit ordentlichen Aufwendungen i. H. v. 
1.853,1 Mio. : 1.760,9 Mio. 
ggü. dem fortgeschriebenen HHP von 46,4 Mio.  
Personalaufwendungen, Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen, Transferauf-
wendungen sowie sonstige ordentliche Aufwendungen.  

- Die durch Tarifsteigerungen beeinflusste Entwicklung der Personalaufwendungen von 
2013 (306,5 Mio.  Mio. 
5 bis 7 %. Neben anderen Faktoren war hierfür die positive Entwicklung der Einwoh-
nerzahl maßgeblich, womit auch ein Anstieg der zu erfüllenden Aufgaben sowie deren 
Ausmaß einhergehen. 

- Minderaufwendungen ggü. dem fortgeschriebenen Planansatz waren in den Sach- und 
Dienstleistungen z. B. im Bereich Schulen/Schulträgeraufwendungen zu verzeichnen. 
Zu den Transferaufwendungen wird auf die Ausführungen unter Gliederungspunkt 
8.3.7.3. verwiesen. Den Minderaufwendungen für aufgabenbezogene Leistungsbetei-
ligungen an Dritte (Ausweis in den sonstigen ordentlichen Aufwendungen), stehen 
auch Mindererträge i. R. d. Erstattung von Unterkunftskosten durch den Bund gegen-
über. 
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- Der Endbestand an liquiden Mitteln beträgt zum Bilanzstichtag 67,9 Mio. 
(31.12.2018: 113,1 Mio.  im Finanzanlagevermögen aus-
gewiesenen  Wertpapiere beträgt zum Bilanzstichtag 122,1 Mio. : 
95,5 Mio. s- und Auszahlungsermächtigungen ist 
weiter angestiegen. Auf die Ausführungen unter den Gliederungspunkten 6. und 8.2.3. 
wird verwiesen. 

- In der Stadt Leipzig war im Berichtsjahr kein Haushaltsstrukturkonzept aufzustellen. 
- Zum 31.12.2019 beschäftigte die Stadt Leipzig in dem für die Ermittlung des Personal-

standrichtwertes maßgeblichen Kernhaushalt 8.741 VZÄ. Unter Berücksichtigung der 
Einwohnerzahl ermittelt sich ein Personalbestand von 14,5 VZÄ je 1.000 Einwohner. 
Der Wert liegt um 0,6 VZÄ je 1.000 Einwohner über dem empfohlenen Richtwert. Ver-
wiesen wird auf die besondere Situation der Bewältigung der Aufgaben einer wachsen-
den Stadt. 

- Der OBM geht in seiner Berichterstattung bei mehreren Themen auf die wesentlichen 
Ereignisse nach dem Bilanzstichtag von besonderer Bedeutung nachvollziehbar ein 
(Auswirkung der Corona-Pandemie für die Stadt Leipzig). 

Prüfungsergebnisse: 

Die Darstellung und Beurteilung der Lage der Stadt Leipzig sind aus Sicht der Rechnungsprü-
fung plausibel und zutreffend. Nachfolgend werden mögliche Ergänzungen benannt: 

 Zukünftig sollte die Stadt Leipzig im Rechenschaftsbericht auf die Kapitalmarktentwick-
lung, die Zinspolitik und die Vermeidung von sog. Verwahrentgelten eingehen. Zur 
Kompensation der anfallenden Verwahrentgelte wurden Ende 2019 mehrere variabel 
verzinste Kredite zu einem Callgeld (Geldhandelsgeschäft) umgeschuldet. Anstelle von 
Zinszahlungen seitens der Stadt Leipzig wurden an diese nun Zinsen ausgezahlt. 

In ihrer Stellungnahme vom 29.11.2021 führt die SKÄ aus, dass beginnend ab dem JA 
2020 Ausführungen hinsichtlich der Kapitalmarktentwicklung, der Zinspolitik und der 
Vermeidung von sog. Verwahrentgelten ergänzt werden. 

 Ausführungen über das im HHJ 2019 abgeschlossene Callgeld inkl. einer Gewichtung 
der Einflussfaktoren und der Betrachtung der Marktentwicklung fehlen im Rechen-
schaftsbericht.  

Ab dem JA 2020 sollen auskunftsgemäß entsprechende Angaben in den Rechen-
schaftsbericht aufgenommen werden.  

 Dass zusätzliche Stellen zur Bewältigung der Aufgabenausweitung durch die wesent-
liche und andauernde Bevölkerungszunahme im Stadtgebiet zu planen waren, darauf 
hatte die LD S bereits mit Bescheid zum Doppelhaushalt 2017/2018 hingewiesen. Al-
lerdings ist es lt. Bescheid der LD S zur Genehmigung der HHS 2019/2020 für die 
finanzielle Leistungsfähigkeit der Stadt ein Risiko, nur auf Stellenzuwächse abzustel-
len. Parallel dazu müssen  wie bereits im Bescheid zum Doppelhaushalt 2017/2018 
gefordert  auch konkrete Umsetzungsmaßnahmen zur Stellenbegrenzung aufgrund 
organisatorischer Änderungen, Erweiterung der Informationstechnologie und damit ef-
fizientere Zusammenarbeit der Fach- und Querschnittsämter, benannt werden. 

Die SKÄ weist in ihrer Stellungnahme vom 29.11.2021 darauf hin, dass vor der Ent-
scheidung, zusätzliche Stellen in den Stellenplan aufzunehmen, alternative Kompen-
sationsmöglichkeiten durch Priorisierung von Aufgaben geprüft werden. Weiterhin wer-
den angabegemäß anlassbezogen Prozessbetrachtungen durchgeführt und auf deren 
Grundlage Organisationsentwicklungsmaßnahmen mit dem Ziel der Prozessoptimie-
rung aufgesetzt. Mit Fortschreiten der Einführung der Basisdienste E-Akte und Service-
portal Amt 24 und der damit verbundenen schrittweisen Anbindung von Fachverfahren 
im Zuge der Umsetzung des Digitalisierungsfahrplans der Stadtverwaltung Leipzig sind 
aus Sicht der SKÄ mittel- und langfristig Effizienzsteigerungen in der Verwaltung zu 
erwarten, welche wiederum begrenzend auf zusätzliche Stellenbedarfe der Fachämter 
wirken. Für die Phase der Einführung neuer Technologien und Organisationsmodelle 
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in der Verwaltung seien zunächst auch zusätzliche Stellenbedarfe für technische Ent-
wicklung, organisatorische Umsetzung und aktives Veränderungsmanagement anzu-
nehmen. 

6. Feststellungen zur Einhaltung des HHP 

Haushaltsverfahren 

Der Stadtrat hat in seiner öffentlichen Sitzung vom 31.01.2019 die HHS mit dem Doppelhaus-
haltsplan für die HHJ 2019/2020 beschlossen.  

Die LD S hat in ihrem Bescheid vom 15.05.2019 die Genehmigungen für die genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile der HHS (Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen sowie Gesamtbetrag 
der Verpflichtungsermächtigungen)1 erteilt. Im Rahmen der Beurteilung durch die Rechtsauf-
sicht wurde die finanzielle Leistungsfähigkeit der Stadt Leipzig, trotz bestehender Risiken wie 
z. B. die wirtschaftliche Lage der Kultureigenbetriebe und dem der demografischen Entwick-
lung der Stadt Leipzig geschuldeten Investitionsboom, als grundsätzlich gegeben erachtet. Es 
wurde jedoch durch die LD S ausgeführt, dass sich die Erfüllung der hieran gestellten Voraus-
setzungen bei einer Abkühlung der konjunkturellen Lage im mittelfristigen Finanzplanungszeit-
raum und gleichbleibend hohem Investitionsdruck durchaus schwieriger gestalten könne. 

Die HHS 2019 wurde im Leipziger Amtsblatt Nr. 11 vom 01.06.2019 bekannt gemacht und trat 
rückwirkend zum Beginn des HHJ 2019 in Kraft. 

Im Zeitraum vom 01.01.2019 bis 07.06.2019 galten die restriktiven Bestimmungen des § 78 
SächsGemO zur vorläufigen HH-Führung, die 
wirkungen auf die Bewirtschaftung der ab dem 01.01.2019 zur Verfügung stehenden Budgets.  

Für die Stadt Leipzig bedeutete dies z. B., dass in diesem Zeitraum keine üpl./apl. Aufwen-
dungen/Auszahlungen sowie Verpflichtungsermächtigungen realisiert sowie neue Investitio-
nen begonnen werden durften, sofern letztere nicht für die Weiterführung notwendiger Aufga-
ben unaufschiebbar i. S. v. § 78 Abs. 1 Nr. 1 SächsGemO waren oder deren Unabweisbarkeit 
i. S. v. § 79 Abs.1 Nr. 2 SächsGemO festgestellt wurde. Auszahlungen im FinHH wurden daher 
per HM des Ersten Bürgermeisters und Beigeordneten für Finanzen sowie des Bürgermeisters 
und Beigeordneten für Allgemeine Verwaltung vom 17.12.2018 an die Verwaltung von der 
Stellung ausführlich und nachvollziehbar begründeter Einzelanträge abhängig gemacht. Zu-
dem wurden die Budgets des ErgHH für die Zeit der vorläufigen HH-Führung lediglich in un-
terschiedlicher Höhe pauschal freigegeben. Die Prüfung mehrerer Einzelmaßnahmen durch 
das RPA hat ergeben, dass die Vorschriften zur vorläufigen HH-Führung eingehalten worden 
sind. 

Mit den Finanzberichten zum 30.06.2019 sowie zum 30.09.2019 wurde der Stadtrat am 
30.10.2019 sowie am 26.02.2020 über die stichtagsbezogene Haushaltssituation der Stadt 

Finanzen in der RV am 15.07.2020 zudem über die Haushaltssituation der Stadt Leipzig zum 
Stichtag 31.12.2019. Danach wurde eingeschätzt, dass für 2019 im ErgHH ein Überschuss 
i. H. v. 93,3 Mio.  und im FinHH ein Defizit i. H. v. 54,0 Mio.  zu verzeichnen sein werden. 

Eine Verpflichtung zum Erlass einer Nachtragshaushaltssatzung war unter Berücksichtigung 
der Vorgaben des § 77 SächsGemO, konkretisiert durch § 9 der Hauptsatzung der Stadt 
Leipzig, im HHJ 2019 nicht gegeben. 

                                                           
1 Der in der HHS festgesetzte Höchstbetrag der Kassenkredite für die Stadtkasse wurde als genehmigungsfrei 

eingestuft. 
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Planfortschreibungen 

Die vom Stadtrat beschlossenen Ansätze des ErgHH und FinHH wurden im HHJ 2019 u. a. 
wie folgt fortgeschrieben: 

Ansatz im HHP

übertragene 
Ermächtigungen 

aus Vorjahr

üpl./apl. (inkl. 
nicht aufgelöster 

Kostenstellen)

Inanspruchnahme 
von Deckungs-

fähigkeiten
fortgeschr.
Planansatz

ordentliche Aufwendungen 1.880,9 3,7 -1,3 16,2 1.899,5
Auszahlungen aus 
laufender 
Verwaltungstätigkeit 1.765,5 4,3 17,7 16,7 1.804,2
Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 327,0 329,7 61,7 38,6 757,0  

Im HHJ 2019 bestand die Problematik der fehlenden Auflösung von Kostenstellen fort. Diese 
Kostenstellen dienen i. R. d. 

-programmseitig die Abweisung ungedeckter üpl./apl. Aufwen-
dungen und Auszahlungen zu verhindern. Insgesamt werden die fortgeschriebenen Planan-
sätze um 19,0 52,1 
zu niedrig ausgewiesen. Somit basieren die Planfortschreibungen im JA 31.12.2019 (Spalte 4 
der ErgR und FinR) und der Plan-Ist-Vergleich (Spalte 6 der ErgR und FinR) sowie die Anga-
ben im Rechenschaftsbericht bzgl. der Abweichungen teilweise auf unrichtigen Werten.  

Die folgenden Kostenstellen sind zum Stand 31.12.2019 im Produktbereich 61  Allgemeine 
Finanzwirtschaft  unaufgelöst geblieben: 

Kostenstellen
üpl./apl. zum 
31.12.2019

Ergebnishaushalt

1098500000 -913.789,02

1098600000 -317.863,05

1098620000 -17.754.780,89
Zwischensumme 
Ergebnishaushalt -18.986.432,96

Finanzhaushalt

1098500000 -5.174.912,29

1098700000 -2.554.840,00

1098720000 -2.124.094,89

1098730000 -38.850.376,00

1098750000 -3.308.501,52

1098760000 -56.000,00
Zwischensumme 
Finanzhaushalt -52.068.724,70

Summe -71.055.157,66

SAP-Auswertung: KM-Info-Manager, 2019, Profitcenter 9098

Bezeichnung/Beschreibung

Finanzierung Rücklage/sonst. Verbindlichkeit

unterj. Finanz. ohne Deckung ErgHH

unterj. Finanz. formale Deckung ErgHH

unterj. Fin. formale Deck. FinHH Kitabau

unterj. Finanz. ohne Deckung FinHH (Invest.)

unterj. Finanz. formale Deckung FinHH

unterj. Fin. ohne Deckung FinHH Schulhausbau

unterj. Fin. formale Deck. FinHH Schulhausbau

Finanzierung Rücklage/sonst. Verbindlichkeit

 

Die oben stehende Tabelle enthält 
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In der Prüfung wurde festgestellt, dass für Hochbaumaßnahmen im Schulhausbau über die 
 2019 ins-

gesamt Mittel i. H. v. 38,9  wurden. Dies erfolgte insbesondere 
für die folgenden Maßnahmen: 

- Neubau des Gymnasiums Mann ), 
- Neubau einer 5- , 
- Maßnahmen aus dem Förderprogramm Bildungsinfrastruktur, hier Vorfinanzierung 

(9,7 Mio.  

Hier wird vom RPA vor dem Hintergrund der zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses (noch) 
nicht gesicherten/nicht gedeckten Finanzierung ein Liquiditätsrisiko gesehen. Im HHJ 2019 
war die Finanzierung aufgrund noch vorhandener Liquidität gesichert (siehe Gliederungspunkt 
8.2.3.) 

m Maßnahmen- und Zeitplan zur Ausräu-
mung der Sachverhalte aus dem Prüfungsvermerk des Schlussberichtes des RPA an die RV 
über die Prüfung des JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2018 wie folgt ausgeführt: 

echnungsprüfungsamtes fehlende Auflösung von Kosten-
stellen  wird im Rahmen des Projektes Haushaltsmodernisierung  in der SKÄ aufgegriffen und 

 

Die Aussage aus dem Maßnahmen- und Zeitplan an die RV über die Prüfung des JA der Stadt 
Leipzig zum 31.12.2017, dass eine Auflösung der Kostenstellen  derzeit 
noch nicht erfolgen kann, hat damit unverändert Gültigkeit. Allerdings ist die SKÄ bestrebt, die 

tenstelle auf ein notwendiges Min-
destmaß zu beschränken und bereits unterjährig nach anderen Deckungsmöglichkeiten zu 
suchen. 

So wurden z. B. im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten zum 31.12.2019 üpl./apl. Aufwen-
dungen/Auszahlungen für Hilfen zur Erziehung 

lage Nr. VII-DS-00080 vom 30.10.2019 wurde die spätere Deckungsquelle schon aufgezeigt.  

Im HHJ 2019 wurden zwei üpl./apl. Aufwendungen/Auszahlungen genehmigt, um am Ende 
des Monats Dezember Auszahlungen für den Monat Januar 2020 vornehmen zu können. 
Diese wurden aus der Kostenstelle 10986

Bildung eines ARAP im JA zum 31.12.2019 wäre kein üpl. Aufwand 
angefallen. Die Inanspruchnahme o. g. Kostenstelle wäre somit für folgende zwei Fälle nicht 
erforderlich gewesen:  

- Au  
- Auszahlung von Hilfen zum Lebensunterhalt nach SGB XII für Monat Januar 

 

Das Unterlassen der Auflösung o. g. Kostenstellen widerspricht der Buchungslogik und den 
eigenen Festlegungen in der Jahreswechselverfügung 2019/2020.2 Aus der fehlenden Auflö-
sung der Kostenstellen resultiert eine fehlerhafte Ermittlung der fortgeschriebenen Planan-
sätze und der fehlerhafte Ausweis in Spalte 4 der ErgR und FinR 2019. Es erfolgt ein unrich-
tiger Plan-Ist-Vergleich (Spalte 6) mit Auswirkungen auf die Beurteilung der Einhaltung des 
HHP. 

Aufgrund dieser Darstellung ist die Beurteilung der finanzwirtschaftlichen Situation nicht aus-
reichend transparent. Damit ist dem RPA die Prüfung nach § 104 Abs. 1 Nr. 3 SächsGemO, 

                                                           
2 In der Jahreswechselverfügung 2019/2020 wurde im Punkt 5.3.4 

aller Kostenstellen geregelt. Es wurde festgelegt, dass alle Kostenstellen zum Stand 31.12.2019 
werden müssen.  
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ob der HHP eingehalten wurde, nicht in angemessener Zeit möglich. Die stadtinternen Festle-
gungen zur Auflösung der Kostenstellen sind zeitnah umzusetzen.  

Einhaltung des Stellenplans 

Für das HHJ 2019 wurde in der Haushaltsplanung ein personalwirtschaftlicher Rahmen von 
7.575 Stellen (Stadtverwaltung ohne Sondervermögen mit Sonderrechnung) festgelegt. Dies 
entspricht einem Zuwachs von 610 Stellen. Die höchsten Stellenzuwächse sind im Schul- und 
Kitabereich zu verzeichnen. So wurden  

- für die Bereitstellung von Kita-/Schulplätze einschließlich Hausmeister/Schulsachbear-
beiter etc.) insgesamt 232 Stellen und 

- für die Absicherung des Schulhaus- und Kitabau insgesamt 47 Stellen (einschl. 5 Pool-
stellen)  

in den HHP 2019 aufgenommen. 

Die Integrierte Regionalleitstelle wurde mit 31 Stellen und der Stadtordnungsdienst mit 20 Stel-
len aufgestockt. 

Grundlage für die Veranschlagung der Personalaufwendungen bildet der Stellenplan. Für die 
Planung des Personalaufwandes bei den beschlossenen Mehrbedarfsstellen wird i. d. R. eine 
Besetzung zum 01.07. unterstellt. Davon ausgenommen waren u. a. Erzieher-, Projektmana-
gementstellen sowie Stellen für den Schul-/Kitabau und des Stadtordnungsdienstes. 

Gemäß § 78 Abs. 3 SächsGemO gilt der Stellenplan des Vorjahres bis zum Erlass der HHS 
des neuen Jahres weiter. Damit kann eine Besetzung der im HHP neu aufgenommenen Mehr-
bedarfsstellen auch erst nach Genehmigung des HH erfolgen. Die Unterstellung einer Beset-
zung von Mehrbedarfsstellen zum 01.01. im Rahmen der Planung der Personalaufwendungen 
widersprach § 78 Abs. 3 SächsGemO. Im Übrigen war die Planung der Personalaufwendun-
gen plausibel. 

Nach Gegenüberstellung des fortgeschriebenen Planansatzes (unter Berücksichtigung der 
Umwidmung als Deckungsquelle für Hilfen zur Erziehung i. H. v. 18,5 Mio. und dem tatsäch-
lichen Ist-Ergebnis ergeben sich Minderauf Ursprünglich stand 
für das HHJ 2019 ein Personalbudget i. H. v. insgesamt 459,3 Mio. 
wurden 431,9 Mio.  benötigt, so dass die Unterschreitung ggü. dem beschlossenen HHP ins-
gesamt 27,4 Mio.  

Die Budgetunterschreitung ist lt. Aussage des Fachamtes i. W. zurückzuführen auf:  

- die Nichtbesetzung von Stellen,  
- die zeitliche Verzögerung der Stellenbesetzung, Ausschreibungen mussten z. T. mehr-

fach erfolgen sowie 
- hohe Ausfallzeiten in verschiedenen Bereichen (Plan: 4,2 %  tatsächlich ca. 7 %). 

Im Rahmen der Prüfung wurde seitens des RPA eine Auswertung zu unbesetzten Stellen zu 
den Stichtagen 30.09.2019/31.12.2019 abgefordert. Dieser entsprechend waren zum Stichtag 
31.12.2019 rd. 850 Stellen nicht besetzt, davon entfallen allein auf den Erzieherbereich ca. 
245 Stellen. Insofern ist die Aussage zur Budgetunterschreitung i. W. plausibel. 

Übertragung von Aufwands-/Auszahlungsermächtigungen 

Die übertragenen Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen nach § 21 SächsKomHVO 
sind im JA 31.12.2019 mit einem Wert von 432,4 Vj.: 336,3 . Dabei 
nehmen die Ansätze für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen den größten Teil 
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Für folgende investive Maßnahmen wurden i. W. Ermächtigungen nach 2020 übertragen: 

 

Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten und Anlagen erfasst. Die übrigen Ermächtigun-

 

Die angegebene Summe der Ermächtigungsübertragungen i. H. v. 432,4 Mio. 
0,1 Mio. zu den Vorlagen Nr. VII-Ifo-01312 und VII-Ifo-01356 ab. Aufgrund der Geringfügig-
keit wird diese Abweichung nicht weiterverfolgt. 

Im Anhang zum JA 31.12.2019 werden, neben der Wiedergabe der gesetzlichen Vorschriften 
zur Übertragung, die mit dem JA zum 31.12.2019 übertragenen Beträge sowie die Abweichung 

 a und 4 b erläutert.  

In den letzten HHJ war ein kontinuierlicher Anstieg der Ermächtigungsübertragungen im in-
vestiven Bereich nach § 21 Abs. 1 SächsKomHVO ins Folgejahr festzustellen. Die Übertra-
gung vom HHJ 2019 nach 2020 bestätigt diesen Trend. 

Hochbau-
maßnahmen

280.657,5

Tiefbau-
maßnahmen

54.170,5

Erwerb Grundstücke 
und Gebäude

44.579,6

Übrige
46.825,9

141,1

191,9
222,6

309,3 332,1

426,2444,0 443,0
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Die Ermächtigungsübertragungen wirken wie ein Planansatz und stehen damit zusätzlich zum 
Haushaltsansatz des nächsten Jahres zur Verfügung. Sie steigern damit den Liquiditätsbedarf 
im Fall ihrer Inanspruchnahme. Seit Jahren ist ein starker Anstieg der Ermächtigungsübertra-
gungen zu verzeichnen, was zum Liquiditätsrisiko für die Stadt Leipzig werden kann.  

Am 24.11.2020 wurde in der RV i. R. d. Präsentation des Entwurfs des Doppelhaushaltes 
2021/2022 u. a. die Planungsprämisse eines Abbaus von Ermächtigungsübertragungen von 

 

Der Bescheid der LD S zum Vollzug der HHS mit HHP für die HHJ 2021 und 2022 vom 
02.09.2021 enthielt u. a. die Auflage, dass die Stadt Leipzig den Bedarf für die geplanten In-
vestitionsmaßnahmen einschließlich den aus Vorjahren übertragenen Ermächtigungen von 
Auszahlungen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen hinsichtlich ihrer Priorisie-
rung zu überprüfen hat. 

Gebot des Haushaltsausgleichs 

Gemäß § 72 Abs. 3 Satz 2 SächsGemO muss der Gesamtbetrag der Erträge den Gesamtbe-
trag der Aufwendungen unter Berücksichtigung der Rücklagen aus Überschüssen des ordentli-
chen Ergebnisses und des Sonderergebnisses erreichen oder übersteigen. Zudem muss im 
FinHH des HHJ der Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit größer bzw. gleich 
dem Betrag der ordentlichen Kredittilgung und des Tilgungsanteils der Zahlungsverpflichtun-
gen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften sein (§ 72 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO). 

Bezogen auf das Zahlenwerk des JA zum 31.12.2019 stellt sich dieser Ausgleich im IST wie 
folgt dar: 

ordentliche Erträge 1.969.618.377,95

ordentliche Aufwendungen 1.853.083.522,86

ordentliches Ergebnis 116.534.855,09

außerordentliche Erträge 33.619.992,42

außerordentliche Aufwendungen 11.059.518,84

Sonderergebnis 22.560.473,58  

Der originäre Ausgleich der Erträge und Aufwendungen war damit im HHJ 2019 bereits ohne 
die Einbeziehung der o. g. Rücklagen erreicht. 

Zahlungsmittelsaldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit 158.723.570,08

ordentliche Kredittilgung 42.344.735,86

Auszahlung für den Tilgungsanteil aus kreditähnlichen Rechsgeschäften, der nicht in 
Position 38 der FinR erhalten ist 1.435.774,61

positiver verbleibender Betrag 114.943.059,61  

Der Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit erlangte in 2019 mindestens ei-
nen Betrag, der ausreichte, um die ordentlichen Kredittilgungen und die Verpflichtungen aus 
kreditähnlichen Rechtsgeschäften zu bedienen. 

Prüfung der sachgerechten Zuordnung von Konten und HHJ 

Die Prüfung nach § 104 Abs. 1 Nr. 2 SächsGemO, ob die einzelnen Rechnungsbeträge sach-
lich und rechnerisch vorschriftsmäßig begründet und belegt sind, erfolgte hauptsächlich i. R. d. 
unterjährigen (Vor-) Prüfungen zum JA 31.12.2019. Im Rahmen der Prüfungen wurden keine 
weiteren wesentlichen Beanstandungen bzgl. der gebuchten Sachverhalte festgestellt, als im 
vorliegenden Bericht beschrieben. Dies betrifft auch die Aussage, dass die erforderlichen An-
ordnungen rechnerisch richtig und sachlich zutreffend gefertigt wurden und dass die Anord-
nungen den tatsächlichen Vorgängen entsprechen.
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Prüfung der Einhaltung von Ermächtigungen 

Geprüft wurde, ob die Einhaltung der folgenden Ermächtigungen der HHS im HHJ 2019 gege-
ben war: 

   
Höchstbetrag der Kassenkre-
dite zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen durch die 
Stadtkasse 

200,0 Mio.  keine Inanspruchnahme not-
wendig 

   
Gesamtbetrag der vorgesehe-
nen Kreditermächtigungen für 
Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen 
 
Hinweis: bestehende Krediter-
mächtigung aus dem Doppel-
haushalt 2017/2018 
(§ 82 Abs. 3 SächsGemO) 

160,9 Mio.  
 
 
 
 

 

keine Inanspruchnahme not-
wendig (Ursache: zeitliche Ver-
schiebung kreditfinanzierter 
Maßnahmen) 

   
Betrag der Verpflichtungser-
mächtigungen zur Leistung von 
Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen 

351,0 Mio.  Inanspruchnahme von 
64,2 Mio.  

 

Prüfungsergebnisse: 

 Aufgrund der fehlenden Auflösung der Kostenstellen werden die fortgeschriebenen 

summe FinHH) zu niedrig ausgewiesen. Es erfolgt ein unrichtiger Plan-Ist-Vergleich 
(Spalte 6) mit Auswirkungen auf die Beurteilung der Einhaltung des HHP. 

Aufgrund dieser Darstellung ist die Beurteilung der finanzwirtschaftlichen Situation 
nicht ausreichend transparent. Damit ist dem RPA die Prüfung nach § 104 Abs. 1 Nr. 3 
SächsGemO, ob der HHP eingehalten wurde, nicht in angemessener Zeit möglich.  

Die aus technischen Gründen unterjährig notwendigen Kostenstellen sind zum 
Bilanzstichtag aufzulösen. 

 Kostenstelle unterjährige Finanzierung ohne Deckung ErgHH  
(1098600000) auf ein notwendiges Mindestmaß zu beschränken bzw. weitestgehend 
zu vermeiden und bereits unterjährig nach anderen Deckungsmöglichkeiten zu suchen.  

Die Kostenstellen mit formaler Deckung (1098620000, 1098720000, 1098750000) wer-
den entsprechend der Aussage der SKÄ genutzt, wenn eine Finanzierung über die Li-
quidität erfolgt  z. B. mit gleichzeitiger Sperre von Ermächtigungsübertragungen. Glei-
ches gilt für die Ko Finanzierung Rückla  
(1098500000). In diesen Fällen ist die Einzahlung in Vorjahren eingegangen und wird 
im laufenden Jahr zur Deckung benötigt (Liquidität ist vorhanden). Die Finanzierung 
der Kostenstelle Finanzhaushalt ohne Deckung (1098700000, 1098730000) erfolgt 
auskunftsgemäß ebenfalls aus der Liquidität (in 2019 noch aus der freien Liquidität). 
Eine Auflösung dieser Kostenstellen sei nicht möglich, da es hierfür aktuell keine an-
dere technisch-organisatorische Lösung gäbe. 

 Die Unterstellung einer Besetzung von Mehrbedarfsstellen zum 01.01.2019 im Rah-
men der Planung der Personalaufwendungen widerspricht § 78 SächsGemO. 
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 Nach Auffassung des RPA ist dem Stadtrat die Übertragung der Ansätze für Auszah-
lungen und Einzahlungen für Investitionen und lnvestitionsförderungsmaßnahmen ge-

zu geben. Diese Beschlussfassung durch den Stadtrat ist aufgrund der Risiken erfor-
derlich, die sich für den HH und die Liquidität des Folgejahres ergeben. 

Eine Beschlussfassung der Vorlage durch den Stadtrat wird aus Sicht der SKÄ nicht 
für notwendig erachtet, da der HHP mit dem Investitionsprogramm durch den Stadtrat 
beschlossen wird und üpl./apl. Auszahlungen entsprechend der Wertgrenze der Haupt-
satzung von der RV bestätigt werden. 

Unabhängig davon werde mit der methodischen Neuausrichtung der Investitionspla-
nung 2023 ff. ein Abbau der Ermächtigungsübertragungen angestrebt. 

 Aufgrund des weiteren Anstieges der ins Folgejahr zu übertragenden Ermächtigungen 
kann von einer realistischen Ansatzbildung, wie von § 10 Abs. 1 SächsKomHVO für 
den FinHH gefordert, nicht ausgegangen werden. Nach dem dort geregelten allgemei-
nen Planungsgrundsatz sind die Einzahlungen und Auszahlungen in Höhe der im HHJ 
voraussichtlich eingehenden oder zu leistenden Beträge zu veranschlagen und sorg-
fältig zu schätzen, soweit sie nicht errechenbar sind. Diesem Planungsgrundsatz sollte 
mehr Bedeutung beigemessen werden. 

Entsprechend den Ausführungen der SKÄ werde mit der Haushaltsplanung 
2023/2024 ff. für die Planung des Investitionsprogramms ein neuer methodischer An-
satz gewählt. Es soll zukünftig kein ämterbezogenes Budget mehr geben, welches die 
Ämter mit Maßnahmen untersetzen können. Stattdessen sei vorgesehen, nach dem 
Zero-Budget-Prinzip  jede zur Haushaltsplanung angemeldete Investitionsmaßnahme 

hinsichtlich ihrer Realisierbarkeit zu hinterfragen und in die Betrachtungen insbeson-
dere auch die Situation der Haushaltsreste im Amt und deren sukzessiven Abbau mit 
einzubeziehen.
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7. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

7.1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 
Die Finanzbuchhaltung der Stadt Leipzig wird überwiegend dezentral in den einzelnen Orga-
nisationsbereichen durchgeführt. Zahlungen werden zentral über die Stadtkasse abgewickelt.  

Für ihr Haushalts- und Kassenrecht und die Anlagenbuchhaltung verwendet die Stadt Leipzig 
die Programme Kommunalmaster-Doppik (KM-D) und Kommunalmaster-Veranlagung (KM-V 
für den Bereich Steuern) der Komm.ONE AöR auf der Basis von SAP. Der Betrieb der Hard- 
und Software liegt dabei im Verantwortungsbereich eines städtischen Dienstleisters.  

Die Abschlussbuchungen zum JA 31.12.2019 fanden mit dem SAP KM-D 2019 statt, welcher 
sich seit der Anmeldung am 17.06.2019 bei der SAKD im Status der Duldung befindet. 

Das RPA hat die Prozesse des zRe und des digitalen Anordnungswesens für kreditorische 
Vorgänge i. R. einer Aufbauprüfung aufgenommen. Insgesamt wurde dabei festgestellt, dass 
die Prozesse des zRe und des digitalen Anordnungswesens für kreditorische Vorgänge in Be-
zug auf die fristgerechte Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen gut aufgestellt sind. Bezüglich 
der buchhalterischen Festlegungen und der damit verbundenen Abbildung der zahlungspflich-
tigen Geschäftsvorfälle im JA sollten zusätzliche Kontrollen in den Prozess integriert werden. 

Im Rahmen der Prüfung konnten Verbesserungen im Prozess der Saldenabstimmung/Salden-
auswertung festgestellt werden. Für die Aufstellung des JA per 31.12.2019 wurden die Vo-
raussetzungen für die Saldenauswertung durch die zuständigen Fachdezernate geschaffen. 
Im Wesentlichen fand ein Abgleich (Differenzermittlung) zwischen den vom jeweiligen Ver-
bundunternehmen oder EigB bestätigten Forderungen und Verbindlichkeiten mit den entspre-
chenden Daten im Buchwerk der Stadt Leipzig statt. Andere Bilanzposten, wie z. B. Rückstel-
lungen oder PRAP, wurden trotz Saldenausweis durch die Geschäftspartner nicht betrachtet. 
Um u. a. die Angaben in der Forderungsübersicht, die Rückstellungen und die Rechnungsab-
grenzungsposten vollständig, genau bewertet und sachgerecht auszuweisen wird empfohlen, 
den Kreis der zur Saldenabstimmung aufgeforderten Geschäftspartner zu erweitern. Dies 
sollte unter dem Gesichtspunkt der Wesentlichkeit erfolgen. Anhaltspunkte hierfür könnte zu-
nächst die Regelung in § 99 Abs. 3 SächsGemO geben. Danach wären weitere Gesellschaf-
ten, u. a. eine GmbH, mit der eine umsatzsteuerliche Organschaft besteht, in die Saldenab-
stimmung mit einzubeziehen. 

Korrekturbuchungen im städtischen JA zum 31.12.2019 wurden im Ergebnis des Saldenab-
gleichs unabhängig vom eventuellen Bedarf weitgehend nicht vorgenommen. Auch eine Do-
kumentation, inwieweit und aus welchen Gründen Änderungen/Korrekturen im Buchwerk der 
Stadt Leipzig zum JA 31.12.2019 in Folge der Saldenauswertung erfolgten oder aber nicht 
notwendig waren, fehlt derzeitig noch und wäre künftig, so wie ggf. Korrekturbuchungen, vor-
zunehmen.  

In der Jahresabschlussverfügung 2019 vom 30.10.2019 wurde als Stichtag des Buchungs-
schlusses der Fachämter für den JA 31.12.2019 bezogen auf den ErgHH der 31.01.2020 und 
bezogen auf den FinHH der 31.12.2019 bestimmt. Jeweilige Erkenntnisse nach diesem Stich-
tag werden (außer Buchungen im Hauptbuch) buchungsseitig im JA nicht verarbeitet, wodurch 
die Einhaltung des Vollständigkeitsprinzips (§ 88 Abs. 1 SächsGemO i. V. m. § 36 Abs. 1 
SächsKomHVO) sowie des Wertaufhellungsprinzips (§ 37 Abs. 1 Nr. 3 SächsKomHVO) nicht 
gewährleistet sind. Am 01.10.2021 gab es zum Thema Wertaufhellung eine Besprechung zwi-
schen der SKÄ und dem RPA. Die diesbezügliche Dokumentation wird derzeit von der SKÄ 
überarbeitet und eine finale Fassung zeitnah abgestimmt.  

Die Anwendung des § 2 b UStG auf der Grundlage der bereits abgegebenen Optionserklärung 
bis zum Ende des Jahres 2022 führt zu einer Anpassung der (Konzessions-) Verträge. In die-
sem Rahmen wird der Prozess der Abrechnung dahingehend optimiert, dass die Abrechnun-
gen nach den vertraglichen Regelungen erfolgen und für die ordnungsgemäße Aufstellung des 
JA zur Verfügung stehen. 
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Prüfungsergebnis: 

 Analog den Vorjahren empfiehlt das RPA, regelmäßig alle Bilanzposten in die 
Saldenabstimmung/-auswertung einzubeziehen, um eine ordnungsgemäße Ab-
bildung der Finanzbeziehungen der Stadt Leipzig zu sichern. 

Weitere Bilanzposten (Rückstellungen, Rechnungsabgrenzungsposten) sollen nach 
Auskunft der SKÄ im weiteren Prozess der Saldenabstimmung sukzessiv einbezogen 
werden. Im JA 31.12.2021 werde die Dokumentation der Änderungen/Korrekturen im 
Buchwerk der Stadt Leipzig in den Prozess der Saldenabstimmung einfließen. 

Die Prozesse zur Aufstellung des JA sind so anzupassen, dass trotz des frühen 
zentralen Buchungsschlusses dennoch eine vollständige Bilanzierung aller Bi-
lanzposten gesichert ist. 

Regelungen zur Beachtung der Wertaufhellung finden sich derzeit in der Abstimmung 
zwischen der SKÄ und dem RPA (s. o.). 

Das RPA empfiehlt, den Kreis der zur Saldenabstimmung aufgeforderten Ge-
schäftspartner unter dem Gesichtspunkt der Wesentlichkeit zu erweitern. 

Die SKÄ führt in ihrer Stellungnahme aus, dass die Saldenabstimmung mit den Unter-
nehmen/Zweckverbänden/Trägerversammlungen zunächst auf die erste Beteiligungs-
ebene begrenzt wird. Die städtische GmbH, mit der eine umsatzsteuerliche Organ-
schaft besteht, werde jedoch in die Saldenabstimmung einbezogen. 

Voraussetzung für die Umsetzungsmaßnahmen seien entsprechend den Angaben der 
SKÄ ausreichende personelle Ressourcen, welche nach eigenen Angaben mindestens 
bis zum Ende des I. Quartals 2022 nicht zur Verfügung stünden. 

7.2. JA einschließlich Anhang nebst Anlagen 
Die SächsKomHVO regelt in den §§ 47 ff. die allgemeinen Grundsätze zur Form der Darstel-
lung, insbesondere die Gliederung der aufeinander folgenden ErgR, VR und FinR sowie die 
Verwendung der vorgegebenen Muster entsprechend § 128 Nr. 5 SächsGemO i. V. m. der 
VwV KomHSys.  

Die Prüfung ergab, dass die Aufstellung und Gliederung der ErgR, VR und FinR des JA der 
Stadt Leipzig zum 31.12.2019 entsprechend den Vorgaben der §§ 47, 48, 49 und 51 
SächsKomHVO und entsprechend dem § 128 Nr. 5 SächsGemO i. V. m. den vorgenannten 
Mustervorgaben der VwV KomHSys vorgenommen wurde. Die einzelnen Posten wurden  mit 
Ausnahme der in diesem Bericht genannten Feststellungen  i. W. nach den gesetzlichen 
Bestimmungen angesetzt und bewertet.  

In der am 21.10.2021 übergebenen, korrigierten VR ist weiterhin der Davon-Vermerk zum Be-
Rücklage aus der Verrechnung gemäß § 72 Abs. 3 Satz 3 SächsGemO einschließlich 

der Übertragung gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 SächsKomHVO  
gewiesen. 

Gemäß § 88 Abs. 2 SächsGemO ist der JA um einen Anhang zu erweitern, der mit der ErgR, 
der FinR und der VR eine Einheit bildet. Dem Anhang sind die Anlagenübersicht, die Verbind-
lichkeitenübersicht, die Forderungsübersicht und eine Übersicht über die in das folgende Jahr 
zu übertragenden Haushaltsermächtigungen beizufügen (§ 88 Abs. 4 SächsGemO i. V. m. 
§ 54 SächsKomHVO und § 128 Satz 1 Nr. 4 SächsGemO).  

Die Inhalte des Anhangs und dessen Anlagen ergeben sich aus den Angabepflichten nach 
§ 52 SächsKomHVO sowie den gesetzlichen Mustervorgaben nach § 128 Satz 1 Nr. 4 und 
Satz 2 SächsGemO i. V. m. Anlage 5 zu Ziffer V Nr. 1 der VwV KomHSys. Die Prüfung der 
Einhaltung der Mustervorgaben betraf insbesondere die formelle Übereinstimmung der Anla-
gen zum Anhang des JA mit den Mustervorgaben nach § 128 Satz 1 Nr. 4 und Satz 2 
SächsGemO i. V. m. Anlage 5 zu Ziffer V Nr. 1 der VwV KomHSys. Hierbei waren keine we-
sentlichen Abweichungen festzustellen. 
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Analog dem Vorjahr weist das RPA darauf hin, dass der Ausweis von Forderungen gegen 
verbundene Unternehmen, Beteiligungen und Sondervermögen in der Forderungsübersicht 
auf mittelbare Beteiligungsunternehmen zu erweitern ist (nicht lediglich auf die erste Beteili-
gungsstufe zu beschränken).  

Vereinzelte Zahlenangaben entsprechen nicht dem Stand zum 31.12.2019 oder sind aus an-
deren Gründen nicht mit dem Zahlenwerk der VR, ErgR und FinR abstimmbar. 

Bezüglich weiterer Prüfungsfeststellungen zu den nach § 52 Abs. 1 Satz 1 SächsKomHVO 
geforderten Anhangsangaben wird auf die Ausführungen im Gliederungspunkt 8.2. verwiesen. 

Insgesamt ist festzustellen, dass die Anhangsangaben im Wesentlichen sachgerecht erfolgt 
sind.  

Prüfungsergebnis: 

 In der dem RPA übergebenen, korrigierten VR ist der Davon-Ver Rücklage aus 
der Verrechnung gemäß § 72 Abs. 3 Satz 3 SächsGemO einschließlich der Übertra-

 
wiesen. 

In den durch den Stadtrat zu beschließenden JA ist die korrigierte VR zum 
31.12.2019 einzubinden. 

Die SKÄ führt in ihrer Stellungnahme vom 29.11.2021 aus, dass die entsprechende 
Bilanzstruktur im SAP hinterlegt werden muss, da in die VR nicht händisch eingegriffen 
werden kann. Eine Korrektur könne aus technischen Gründen erst mit dem JA 
31.12.2020 umgesetzt werden. 

7.3. Inventur und Inventar 
Gemäß § 34 Abs. 1 SächsKomHVO hat die Gemeinde zu Beginn des ersten HHJ mit einer 
Rechnungsführung nach den Regeln der doppelten Buchführung und danach für den Schluss 
eines jeden HHJ ihre Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte, ihre Forderungen und 
Schulden, den Betrag des baren Geldes sowie ihre sonstigen Vermögensgegenstände genau 
zu verzeichnen und dabei den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände und Schulden an-
zugeben (Inventar). Körperliche Vermögensgegenstände sind grundsätzlich durch eine kör-
perliche Bestandsaufnahme zu erfassen. Ausnahmen hiervon sind in § 35 Abs. 2 
und 4 SächsKomHVO geregelt. Die Stadt Leipzig macht von diesen Ausnahmen Gebrauch 
und weitet u. a. die Intervalle für körperliche Inventuren auf bis zu 5 Jahre für bewegliche 
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens bzw. auf bis zu 10 Jahre für unbewegliche 
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens aus. Ergänzend werden aufgrund der noch 
fehlenden Regelungen für die Buchinventur vorerst umfangreiche Abstimmungsarbeiten der 

kumentiert werden. 

Zur Sicherstellung einer einheitlichen, den GoI entsprechenden Vermögenserfassung lagen 
während des HHJ 2019 verschiedene DA des OBM und Arbeitsanweisungen des Ersten Bür-
germeisters und Beigeordneten für Finanzen vor. Die Arbeitsanweisungen ersetzen grund-
sätzlich vorerst den Regelungsgehalt der in der DA des OBM Nr. 24/2014 geplanten Anlagen 
C, D, E und F, die die nach §§ 34 f. SächsKomHVO geforderten körperlichen Inventuren für 
die Stadt Leipzig regeln sollen. Entsprechend der jeweiligen Bezeichnung der Arbeitsanwei-
sungen beschränkt sich ihre Gültigkeit auf die jeweils erste körperliche Inventur nach der EÖB. 
Für Folgeinventuren ist der Erlass von neuen Regelungen notwendig.  

Das RPA stellt fest, dass die Verwaltung stetig an der Umsetzung der rechtlichen Vorgaben 
für die Durchführung von Inventuren in der Stadt Leipzig arbeitet und die dafür notwendigen 
Rahm
schaffen werden.  
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In ihrer Stellungnahme vom 07.12.2020 zur Prüfung des JA 31.12.2018 führt die Verwaltung 
aus, dass die noch ausstehenden körperlichen Inventuren des Grund und Bodens planungs-
gemäß bis zum 31.12.2023 abgeschlossen sein sollen und die Nacherfassung der noch nicht 
in SAP erfassten Kunstgegenstände sowie die körperliche Inventur der Kunstgegenstände 
sukzessive durchgeführt werden sollen. Außerdem wird auf den Prototyp Inventur verwiesen, 
der entwickelt wurde, um die körperliche Inventur des Anlagevermögens und die Buchinventur 
der sonstigen Vermögensgegenstände und Schulden vollständig digital zu unterstützen. Die 
Umsetzung der Inventurprozesse im Prototyp sollte Mitte 2021 bzw. im III. Quartal 2021 abge-
schlossen sein. Im Anschluss daran sollten die städtischen Regelungen zur körperlichen In-
ventur und zur Buchinventur erstellt werden. 

Entsprechend der aktuellen Vereinbarung der Stadtverwaltung und den Museumsdirektoren 
soll die vollständige Bestandserfassung nach den GoB und GoI in den städtischen Museen bis 
Ende März 2022 abgeschlossen sein (HM des Dezernats Kultur an das Dezernat Finanzen 
vom 15.03.2021). Der den wissenschaftlichen Standards genügende Inventarisierungspro-
zess soll im Anschluss daran nachgeholt werden. Das RPA begleitet die derzeit stattfindenden 
Bestandsaufnahmen im Rahmen von stichprobenartigen Beobachtungen. 

Für alle anderen Bilanzposten körperlicher Vermögensgegenstände konnte mit Ausnahme von 
vereinzelten noch offenen Abstimmungsarbeiten jeweils mindestens eine körperliche Folgein-
ventur seit der EÖB durchgeführt und abgeschlossen werden. 

Prüfungsergebnisse: 

 In der Stadtverwaltung Leipzig liegen ausschließlich für die Durchführung von körperli-
chen Inventuren städtische Regelungen vor. Dringend notwendige Regelungen zur 
Durchführung von Buchinventuren wurden bis zur Abfassung dieses Berichts noch 
nicht erlassen. Aufgrund dessen wurden die Abstimmungsarbeiten der Bestände nicht 

 

Der OBM hat schnellstmöglich eine klare Handlungsvorgabe für die Verwaltung 
zu erlassen, in der die Zuständigkeiten, das Verfahren und die Form der Durch-
führung einer einheitlichen, den GoB und GoI entsprechenden Buchinventur ge-
regelt wird. 

Die SKÄ führt hierzu aus, dass an den technischen Voraussetzungen für die Durchfüh-
rung von Buchinventuren weiter gearbeitet werde. Die entsprechenden Handlungsan-
weisungen/Dienstanweisungen sollen bis zum III. Quartal 2022 in die DB OBM einge-
bracht werden. 

 Für den Grund und Boden sowie für die Kunstgegenstände liegen zum 31.12.2019 
keine vollständigen Bestandsverzeichnisse vor. 

Seitens der Stadtverwaltung ist beabsichtigt, das Bestandsverzeichnis für die 
Kunstgegenstände bis zum 31.03.2022 und für den Grund und Boden bis zum 
31.12.2023 zu erstellen. Das RPA empfiehlt, an diesem Zeitplan festzuhalten. 

7.4. Rechenschaftsbericht 

Gesamtüberblick über die wirtschaftliche Lage der Stadt Leipzig gemäß 
§ 88 Abs. 2 SächsGemO i. V. m. § 53 Abs. 1 SächsKomHVO 

Nach § 53 Abs. 1 SächsKomHVO ist u. a. eine Bewertung der Abschlussrechnung vorzuneh-
men. Diese bedingt eine Analyse der VFE-Lage anhand von Kennzahlen. Für die Ertrags- und 
Finanzlage werden im Rechenschaftsbericht verschiedene Kennzahlen und deren Berech-
nungsformel ohne weitere Erläuterungen ausgewiesen. Zur Erhöhung der Aussagekraft der 
Bewertung der VFE-Lage sollte sich der Rechenschaftsbericht zukünftig verstärkt aussage-
kräftigeren Kennzahlen bedienen und diese erläutern. Im Hinblick auf die Finanzlage der Stadt 
Leipzig war z. B. unverändert festzustellen, dass im Rechenschaftsbericht  mit Ausnahme 
der Investitionsauszahlungsquote und des Liquiditätsdeckungsgrades  keine weiteren Kenn-
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zahlen Verwendung fanden. Es findet sich bspw. keine Aussage zur Liquidität 2. Grades, wel-
che über die Zahlungsfähigkeit der Stadt Leipzig Auskunft gibt. Zudem fehlen Aussagen zu 
den Nettoinvestitionsmitteln. Diese Kennzahl gibt Auskunft über die Eigenfinanzierungskraft 
(Innenfinanzierung) der Kommune für Investitionen und bietet daher eine wesentliche Erkennt-
nis zur Beurteilung der dauerhaften Leistungsfähigkeit (§ 72 Abs. 4 SächsGemO zum 
01.01.2018 i. V. m. A. 1. 5. der VwV KomHWi vom 11.12.2017). 

Zu den Erläuterungen der Ergebnisse des JA gehört auch, dass diese mit den Vorjahreser-
gebnissen kritisch verglichen werden, um eine Bewertung der Haushaltswirtschaft zu errei-
chen. Im Rechenschaftsbericht für das HHJ 2019 sind Zeitreihenvergleiche insbesondere in 
Bezug auf die Steuererträge und den Personalaufwand zu finden. Weitere Zeitreihenverglei-
che und deren Auswertung sollten ergänzt werden.  

Nach § 50 SächsKomHVO sind in der ErgR und der FinR des Gesamthaushaltes und der 
Teilhaushalte die Erträge und Aufwendungen sowie die Einzahlungen und Auszahlungen hin-
sichtlich der fortgeschriebenen Planansätze und erzielten Ergebnisse gegenüberzustellen. 
Ferner ist ein Plan-Ist-Vergleich anzufügen, welcher es den JA-Adressaten ermöglicht, sich 
darüber zu informieren, inwieweit der HHP eingehalten worden ist. Erhebliche Abweichungen 
der Jahresergebnisse von den Haushaltsansätzen sind zu erläutern. Im Rahmen der o. g. Ver-
gleichsbetrachtung ist insbesondere auf die fortgeschriebenen Plandaten (§ 59 Nr. 18 
SächsKomHVO) abzustellen. Der Rechenschaftsbericht gibt Auskunft über verschiedene 
Gründe von Planabweichungen der ErgR und der FinR. In verschiedenen Bereichen, wie z. B. 
den Transferaufwendungen sind die diesbezüglichen Ausführungen noch nicht aussagekräftig 
genug (vgl. Gliederungspunkt 8.3.7.3.). 

Neben der Berichterstattung über die wirtschaftliche Lage soll der Rechenschaftsbericht u. a. 
auch über weitere wesentliche Sachverhalte informieren, die in § 53 Abs. 2 SächsKomHVO 
aufgeführt sind. 

Erreichung der wesentlichen Ziele/Auswertung der Schlüsselprodukte/ 
Aufgabenerfüllung gemäß § 53 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 6 SächsKomHVO 

Unter Punkt 5.1.5 des Rechenschaftsbericht . W. aus-
geführt, dass neben der bereits erfolgten Abbildung der durch den Stadtrat definierten 60 
Schlüsselprodukte im städtischen HH, die Aufgabe einer kontinuierlichen Weiterentwicklung 
von sinnvollen Steuerungsinstrumenten für Stadtrat und Verwaltung fortbestehe. Mit dem Be-
schluss strategischer Ziele und Handlungsschwerpunkte durch das Integrierte Stadtentwick-
lungskonzept Leipzig 2030 im Jahr 2018 (VI-DS-04159-NF-01) seien dafür wesentliche 
Schritte erfolgt. Im Rahmen eines INSEK-Monitorings zur nachhaltigen Stadtentwicklung, sol-
len dessen Indikatoren, welche künftig die Grundlage für die Diskussion und Fortschreibung 
der den Schlüsselprodukten zugeordneten Kennzahlen bilden sollen, so konsequent wie mög-
lich an die langfristigen strategischen Ziele der Stadtverwaltung geknüpft werden. Ziel sei zu-
dem, das Spektrum der Kennzahlen so klein wie möglich zu halten, um einen Überblickscha-
rakter zu wahren. Ein mit der IT-Landschaft der Verwaltung vernetztes und datenbankbasier-
tes System soll dezentrale Zugriffe, Pflege und Auswertungen dieser als Indikatorenpool qua-
lifizierter Sammlung von Kennzahlen und Indikatoren ermöglichen. 

Damit die Schlüsselprodukte tatsächlich die im Rechenschaftsbericht bereits beschriebene 
Scharnierfunktion zwischen strategischen Zielen und Haushaltsplanung leisten können, ist ne-
ben den bereits beschriebenen Schritten aus Sicht des RPA noch deren konsequentere Be-
rücksichtigung in künftigen HHP erforderlich.  

Der Bürgermeister und Beigeordnete für Finanzen hat in der DB des OBM vom 29.06.2021 
erklärt, dass in der Klausur im Januar 2022 besprochen werden müsse, wie die Themen Kli-
maschutz, Nachhaltigkeit, Arbeitsprogramm und INSEK mit dem HH für die künftige Haus-
haltsplanung verzahnt werden. 

Die Erfüllung dieser Voraussetzungen ist für eine sachgerechte Abrechnung und Auswertung 
der Schlüsselprodukte in Hinblick auf die gesetzten Leistungsziele, welche § 53 Abs. 2 Nr. 6 
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SächsKomHVO im Rechenschaftsbericht zum JA fordert, zwingend notwendig. Hieran fehlt es 
aktuell noch. 

Prüfungsergebnisse: 

 Auch im Rechenschaftsbericht des HHJ 2019 fehlen die, für die Beurteilung der Ver-
mögens- und Schuldenlage relevanten Kennzahlen. Zudem fehlen teilweise Zeitreihen-
vergleiche und deren Auswertung sowie aussagekräftige Ausführungen zu Planabwei-
chungen. 

Die Verwaltung hat zur Erläuterung der Ergebnisse des JA einen kritischen Vor-
jahresvergleich vorzunehmen, um eine nachvollziehbare Bewertung der Haus-
haltswirtschaft zu erreichen. Dies ist für die Steuererträge und die Personalauf-
wendungen bereits gut gelungen. Nichtsdestotrotz sollte auch für andere we-
sentliche Posten, wie Transferaufwendungen eine entsprechende Gegenüber-
stellung im Zeitablauf mit Erläuterungen herbeigeführt werden. Im momentanen 
Aufbau des Rechenschaftsberichts sind grundsätzlich im ersten Schritt die An-
nahmen für die Haushaltsplanung (geplante Entwicklung) und im zweiten Schritt 
die Abweichungen zum fortgeschriebenen Plan erläutert worden. Ein Nachvoll-
ziehen möglicher Entwicklungen im Vergleich zum Vorjahr ist insoweit möglich, 
aber innerhalb angemessener Zeit erschwert. 

Auskunftsgemäß prüft die Verwaltung ob weitere Kennzahlen in den Rechenschafts-
bericht aufgenommen werden sollen. Die Erläuterungen zu den genannten Posten wer-
den angabegemäß sukzessive erweitert. 

 Analog den Vorjahren erfolgten keine Ausführungen zur Erreichung der wesentlichen 
Ziele sowie zur Auswertung der für die Schlüsselprodukte gesetzten Leistungsziele an-
hand der Messung der zur Zielerreichung gebildeten Kennzahlen. 

Das INSEK, welches in den HHJ 2021/2022 eine Evaluierung erfahren und als ge-
samtstädtisches Steuerungsinstrument für die Verwaltungsspitze etabliert wer-
den soll, ist mit dem HH zu verzahnen. Die Schlüsselprodukte, welche sachge-
rechter Weise die Ziele des INSEK aufgreifen, können nur dann ihren Steue-
rungscharakter erfüllen, wenn sie nicht nur im HHP abgebildet, sondern  zumin-
dest  auch im JA im Hinblick auf die gesetzten Leistungsziele abgerechnet und 
im Rechenschaftsbericht ausgewertet werden. Es handelt sich hierbei um eine 
gesetzliche Soll-Vorgabe (vgl. § 53 Abs. 2 Nr. 6 SächsKomHVO). Auch die Auf-
lage der LD S in den Genehmigungsbescheiden zum HH der Stadt Leipzig zielte 
darauf, dass die Schlüsselprodukte als wirksames Steuerungsinstrument etab-
liert werden. 

8. Gesamtaussage des JA 

8.1. Feststellungen zur Gesamtaussage 
Unter Berücksichtigung der nachfolgend aufgeführten Feststellungen vermittelt der JA der 
Stadt Leipzig zum 31.12.2019 unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung i. W. ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der VFE-Lage der Stadt.
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8.2. Erläuterungen zur VFE-Lage 
Zur Unterstützung der Feststellungen zur Gesamtaussage zum JA hat das RPA die VFE-Lage 
der Stadt Leipzig analysiert und basierend auf dem risikoorientierten Prüfungsansatz einzelne 
Posten der VFE-Lage sowie Aussagen unterhalb der VR untersucht. Darüber hinaus wird auf 
die weitergehenden Erläuterungen im Anhang und im Rechenschaftsbericht verwiesen. 

8.2.1. Vermögens- und Schuldenlage 

 

Die Vermögens- und Kapitalstruktur gliedert sich wie folgt: 
Vermögensstruktur Kapitalstruktur

% %

immaterielle Vermögensgegenstände 3,4 0,1% Kapitalposition 2.690,0 53,0%

Sonderposten für geleistete Investitionszuwendungen 80,4 1,6% eigenkapitalähnliche Posten 1.251,9 24,7%

Sachanlagevermögen 2.973,1 58,5%

Finanzanlagevermögen 1.663,8 32,8% Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen 316,6 6,2%

öffentl.-rechtl. Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 0,2 0,0%

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsgeschäften 9,8 0,2%

sonstige Verbindlichkeiten 0,1 0,0%

langfristig gebundenes Vermögen 4.721,0 93,0% langfristiges Fremdkapital 326,5 6,4%

öffentl.-rechtl. Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 17,8 0,4%

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen
127,3 2,5%

privatrechtliche Forderungen, Wertpapiere des 
Umlaufvermögens 0,0 0,0%

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsgeschäften 4,1 0,1%

mittelfristig gebundenes Vermögen 17,8 0,4% mittelfristiges Fremdkapital 131,4 2,6%

Vorräte 11,1 0,2% Rückstellungen 73,1 1,4%

öffentl.-rechtl. Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 217,1 4,3%

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen
34,3 0,7%

privatrechtliche Forderungen, Wertpapiere des 
Umlaufvermögens 17,4 0,3%

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsgeschäften 1,5 0,0%

liquide Mittel 67,9 1,3% Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 54,8 1,1%

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 46,1 0,9%

sonstige Verbindlichkeiten 441,1 8,7%

kurzfristig gebundenes Vermögen 313,5 6,2% kurzfristiges Fremdkapital 650,9 12,8%

aktive Rechnungsabgrenzungsposten 25,9 0,5% passiver Rechnungsabgrenzungsposten 27,5 0,5%

Gesamt 5.078,2 100,0% Gesamt 5.078,2 100,0%

31.12.2019 31.12.2019

 

 

Die Aktivseite der VR besteht zu 93,0 % (Vorjahr: 92,4 %) aus langfristig gebundenem Vermö-

schreibungen zur Folge. 

Grundsätzlich wird darauf hingewiesen, dass nicht das gesamte Anlagevermögen einer kom-
munalen Gebietskörperschaft zur Schuldendeckung zur Verfügung steht. Vermögensgegen-
stände wie z. B. Schulen oder Straßen sind zwar auf der Aktivseite bilanziert, können aber 
nicht veräußert werden, weil sie für die Erbringung von Pflichtaufgaben notwendig sind. 

Der Anlagendeckungsgrad I3 zeigt an, dass 83,5 % (Vj.: 82,8 %) des Anlagevermögens eigen 
oder zuschussfinanziert sind. Das bedeutet, dass 16,5 % (Vj.: 17,2 %) des Anlagevermögens 
fremdfinanziert sind und hierfür ein jährlicher Kapitaldienst zu erbringen und aus den laufenden 
Erträgen zu erwirtschaften ist. 

t durch die Kapitalposition, ei-
genkapitalähnliche Posten und das langfristige Fremdkapital (insgesamt 4.131,8  H. v. 
90,2 % (Vj.: 89,8 %) gedeckt.  

                                                           
3 Der Anlagendeckungsgrad I zeigt an, inwieweit das Anlagevermögen durch Eigenkapital und eigenkapitalähnliche  

Posten gedeckt ist. 
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Der Anlagendeckungsgrad II4 sollte grundsätzlich 100 % betragen, andernfalls ist  zumindest 
theoretisch stichtagsbezogen  die Fähigkeit nicht gegeben, fällig werdende kurzfristige Ver-
bindlichkeiten fristgerecht bedienen zu können, da das Umlaufvermögen nicht ausreicht und 
das Anlagevermögen nicht so schnell liquidierbar ist. 

Das Vermögen der Stadt Leipzig ist i. H. v. 53,0 % (Vj.: 52,0 %) durch die Kapitalposition 

nzierten Kapital. Für die Ermittlung dieser Kennzahl werden 
die passiven Sonderposten herangezogen. Diese Sonderposten gelten langfristig, weil sie ent-
sprechend der geplanten Nutzungsdauer des angeschafften Vermögensgegenstandes bilan-
ziert werden. Der Eigenkapitalcharakter dieser Sonderposten kann unterstellt werden. Unter 
Einbeziehung der eigenkapitalähnlichen Posten und der Kapitalposition ergibt sich eine Eigen-
kapitalquote II i. H. v. 77,6 % (Vj.: 76,4 %).  

 

Im Zeitreihenvergleich sinkt der Verschuldungsgrad um 22,9 Prozentpunkte (51,7 % 2015 auf 
28,8 % 2019). Damit einhergehend wächst korrespondierend die Eigenkapitalquote II von 
65,9 % auf 77,6 %.  

Je höher die Eigenkapitalquote der Stadt ist, desto unabhängiger ist die Stadt tendenziell von 
Fremdkapitalgebern. Eigenkapitalquoten sagen allerdings nichts über die aktuelle Leistungs-
fähigkeit der Stadt aus. Die Kapitalposition bildet immer die Vergangenheit ab.5  

Der Verschuldungsgrad gibt das Verhältnis zwischen Fremdkapital und Eigenkapital an. Für 
die Stadt beträgt der Verschuldungsgrad 42,2 % (Vj.: 45,4 %). Unter Einbeziehung des eigen-
kapitalähnlichen Postens beträgt der Verschuldungsgrad 28,8 % (Vj.: 30,9 %), d. h., dass 
mehr als das gesamte Fremdkapital durch die Kapitalposition und den eigenkapitalähnlichen 
Posten gedeckt ist. 

                                                           
4 Der Anlagendeckungsgrad II zeigt an, inwieweit das Anlagevermögen durch langfristiges Kapital (Eigenkapital, 

eigenkapitalähnliche Posten und langfristiges Fremdkapital) gedeckt ist. 
5 Grundsätzlich ist bei der Bildung von Eigenkapitalquoten zu beachten, dass eine nicht vorhandene Pufferfunktion 

suggeriert wird. Nach geltendem Recht wird gegenwärtig nicht zwischen veräußerbarem und nicht veräußerba-
rem Vermögen unterschieden. Die Stadt verfügt allerdings über Vermögen, das zum Teil bzw. überhaupt nicht 
veräußert werden kann oder darf, z. B. Brücken, Schulen, Kitas, Straßen, Kunst, etc. D. h. der Kapitalposition 
steht auf der Aktivseite der VR zum Teil unveräußerbares Vermögen gegenüber, das nicht zur Schuldendeckung 
verfügbar ist. 
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Die kurzfristige Verbindlichkeitenquote zeigt an, wie hoch die Bilanz durch kurzfristiges Fremd-
kapital belastet wird. Das Gesamtvermögen der Stadt wird zu 11,0 % (Vj.: 11,3 %) durch kurz-
fristige Verbindlichkeiten bzw. unter Einbeziehung der kurzfristigen Rückstellungen zu 12,4 % 
(Vj.: 13,1 %) finanziert. 

Die zum Bilanzstichtag 31.12.2019 ermittelte Entschuldungsdauer (Dynamischer Verschul-
dungsgrad) beträgt 5 Jahre (Vj.: 7 Jahre). Der Dynamische Verschuldungsgrad gibt an, in wie 
vielen Jahren es unter theoretisch gleichen Bedingungen möglich wäre, die Effektivverschul-
dung aus den zur Verfügung stehenden Finanzmitteln vollständig zu tilgen (Entschuldungs-
dauer). Betrachtet werden hierbei das Fremdkapital unter Abzug von liquiden Mitteln und kurz-
fristigen Forderungen im Verhältnis zum Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätig-
keit.  

Aufgrund der hohen Volatilität der Gewerbesteuerzahlungen kann der Saldo aus laufender 
Verwaltungstätigkeit schwanken. Im Vergleich zum Vorjahr sind beispielsweise die in der FinR 
ausgewiesenen Gewerbesteuereinzahlungen in  gestie-
gen. Durch die Corona-Pandemie im HHJ 2020 sind die Gewerbesteuereinzahlung um 

der Folge verlängert sich die Entschuldungsdauer voraussichtlich um 4 Jahre auf 9 Jahre. 

Die Zinslastquote stellt den Anteil der Zinsaufwendungen und sonstigen Finanzaufwendungen 
an den gesamten ordentlichen Aufwendungen dar. Diese Kennzahl gibt Hinweise auf die an-
teiligen Belastungen der Stadt durch aufgenommene Kredite. Die Zinslastquote steigt i. d. R. 
bei einem steigenden dynamischen Verschuldungsgrad. Steigen jedoch nur die Zinssätze 
durch Marktveränderungen, dann wirkt sich das nur auf die Zinslastquote aus. Durch das an-
haltende Niedrigzinsniveau und das aktive Zins- und Schuldenmanagement der Stadt Leipzig 
ist die Zinslastquote im Zeitreihenvergleich von 1,5 % (31.12.2015) auf nunmehr 0,5 % 
(31.12.2019) gesunken.  

Bezüglich des Verschuldungsgrades auf Einzelabschlussebene der Stadt sowie des Gesamt-
verschuldungsgrades per 31.12.2019 in Bezug auf die Richtwerte der VwV KomHWi6 wird auf 
die nachfolgenden Ausführungen verwiesen.

                                                           
6 Entsprechend der Neufassung der VwV KomHWi zum 01.01.2018 orientiert sich die Verschuldung der Gemeinde 

nunmehr an der Schuldendefinition der amtlichen Statistik. Bei der Ermittlung der Verschuldung der Gemeinde 
sind die Kassenkredite, die Wertpapierschulden, die Schulden aus Krediten, die Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen sowie die kreditähnlichen Rechtsgeschäfte (hier: Hypotheken-, Grund- und Rentenschulden, 
Restkaufgelder und Finanzierungsleasing) zu berücksichtigen. 
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Die Verschuldung des Kernhaushaltes7 entwickelte sich wie folgt: 

Stand zum 31.12. des Jahres 2015 2016 2017 2018 2019
Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 686.274 626.174 580.188 528.690 478.190

Wertpapierschulden - - - - -

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen zur 
Liquiditätssicherung

- - - - -

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 
wirtschaftlich gleichkommenden 
Rechtsgeschäften

954 854 748 16.190 15.381

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen

- - - 47.132 54.814

Summe Schulden 687.228 627.028 580.936 592.012 548.385

amtl. Einwohnerzahl* zum 31.12. EW 560.472 571.088 581.980 587.857 593.345

Verschuldungsrichtwert Kernhaushalt 1.400 1.400 1.400 1.100 1.100

Pro-Kopf-Verschuldung zum 31.12. 1.226 1.098 998 1.007 924

* Bevölkerungsfortschreibung auf Basis der Zensusdaten vom 09.05.2011  

Als Richtwert für die Verschuldung des Kernhaushaltes wird bei kreisfreien Städten ein Betrag 
von 1.100 4 -Kopf-Verschuldung 
für das HHJ 2019 damit unterhalb des Richtwertes.  

Die Gesamtverschuldung setzt sich aus der Verschuldung der Gemeinde sowie ihrer rechtlich 
unselbstständigen und selbstständigen Einrichtungen und Unternehmen (EigB, unmittelbare 
und mittelbare Eigengesellschaften) zusammen. Bei kreisfreien Städten wird ein Richtwert von 

e Stadt Leipzig und ihre EigB und Eigengesellschaf-
ten wird auf der Internetseite des Statistischen Landesamtes Sachsen zum 31.12.2019 ein 
Schuldenstand i. H. v. 2.118,0 Mio. 
31.12.2019 eine Gesamtver

 

Für die Stadt Leipzig reduzierte sich der Schuldenstand je EW i. H. v. 8,1 %. Bei den EigB und 
Eigengesellschaften der Stadt Leipzig war ein Anstieg der Schulden gegenüber dem Vorjahr 
i. H. v. 5,5 % ersichtlich. Im Vergleich liegen die Schulden der EigB und Eigengesellschaften 
der Stadt Leipzig über dem sächsischen Durchschnitt. 

In Auswertung des Beteiligungsportfolios hat die Stadt Leipzig im Vergleich zu anderen Kom-
munen viele Aufgaben an Gesellschaften etc. ausgegliedert. Risiken sieht das RPA auch in 
den Eventualverbindlichkeiten/Bürgschaften und Schulden der ausgelagerten Aufgabenträger.  

Die vom RPA für das HHJ 2019 ermittelte Haftsumme aus Bürgschafts- und Gewährverträgen 

Durchschnitt. Auf die diesbezüglichen Ausführungen unter Gliederungspunkt 8.3.8. wird ver-
wiesen. 

Unter Berücksichtigung der für die HHJ 2019 bis 2023 geplanten Kreditaufnahmen wird die 
Nettoneuverschuldung im Betrachtungszeitraum erheblich ansteigen und im Kernhaushalt zu 
einer Steigerung der Pro-Kopf- beitragen. Dies führt dazu, dass 
der Richtwert für die Pro-Kopf-Verschuldung Ende des Jahres 2023 mit voraussichtlich 

                                                           
7 Zur Information: Vom Statistischen Landesamt Sachsen lag zum Zeitpunkt der Berichterstellung noch kein statis-

- und Extrahaushalte sowie der öffentlichen Fonds, Ein-
richtunge 9 vor. Auf der Internetseite des Statistischen 
Landesamtes Sachsen werden die Schuldenstände der kreisfreien Städte, Landkreise, Gemeinden und Gemein-
deverbände zum 31.12.2019 angegeben. Demnach liegt der durchschnittliche Schuldenstand in Sachsen zum 
31.12.2019 insgesamt je Einwohner bei 595  . Für die Stadt Leipzig ergibt sich hieraus ein 
Schuldenstand je Einwohner i. H. v. 859 8: 936 . 
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1.613 W deutlich überschritten sein wird (vgl. Bescheid der LD S zur Genehmigung der 
HHS 2019/2020). 

8.2.2. Ertragslage 
Die Analyse der Aufwands- und Ertragsstruktur erfolgte anhand ausgewählter Aufwands- und 
Ertragskennzahlen. 

Kennzahlen der Aufwands- und Ertragslage 2017 2018 2019
Steuerquote (netto) 31,0% 34,1% 34,4%
Gewerbesteuerquote (netto) 14,4% 16,4% 16,4%
Einkommensteuerquote 8,5% 9,2% 9,5%
Grundsteuerquote 5,1% 5,0% 5,0%
Zuwendungsquote 39,3% 40,9% 41,4%
Personalaufwandsquote 22,4% 22,9% 23,3%
Aufwandsquote für Sach- und Dienstleitung 12,4% 11,8% 12,0%
Abschreibungsquote 8,7% 8,8% 7,1%
Transferaufwandsquote 40,6% 42,1% 44,0%  

Für die Analyse werden die wesentlichsten Ertrags- und Aufwandsarten ins Verhältnis zum 
ordentliche Ertrag bzw. Aufwand gesetzt. 

 

Die Steuern 
Anteil von 37,0 %. Für das HHJ 2019 beträgt die Netto-Steuerquote 34,4 % 
(Vj.: 34,1 %). Die Netto-Steuerquote ist Ausdruck für die eigene Finanzkraft der Stadt und 
zeigt, zu welchem Teil sich die Stadt von außen finanzieren kann und somit unabhängig von 
staatlichen Zuwendungen ist. 

Grundsätzlich gibt die Netto-Steuerquote Aufschluss darüber, wie hoch der Anteil der Steu-
ererträge an den ordentlichen Erträgen ist. Sie verdeutlicht die Abhängigkeit von den Steu-
ererträgen. Orientierungswerte für einen interkommunalen Vergleich fehlen in Sachsen. 

Die wichtigsten Steuerarten sind hierbei die Gewerbesteuer (17,8 %) sowie die Grundsteuer 
A und B (4,9 %). Hier stehen der Stadt eigene Hebesatzrechte zu. Im Weiteren sind die Ge-
meindeanteile an der Einkommensteuer (9,5 %) und der Umsatzsteuer (3,2 %) von Bedeu-
tung. Die örtlichen Verbrauchs- und Aufwandssteuern sind in Bezug auf ihr Aufkommen von 
geringer Bedeutung. 

Die Netto-Gewerbesteuerquote beträgt 15,7 % (Vj.: 14,7 %) und die Grundsteuerquote 4,9 % 
(Vj.: 5,1 %). Die Gewerbesteuer ist die am schwierigsten zu prognostizierende kommunale 
Ertragsart. Ursächlich hierfür sind die Schwankungsanfälligkeiten durch konjunkturelle Ein-
flüsse und steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten der Unternehmen. 

Steuern und 
ähnliche Abgaben

37%

laufende 
Zuwendungen

41%

Übrige 
22%

Ordentliche Erträge
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Neben den kommunalen Steuererträgen bilden die Erträge aus Zuwendungen (814,9 Mio. 
eine weitere zentrale Ertragsquelle. Die Zuwendungsquote ist ein Maß für die Abhängigkeit 
der Stadt von den Ausgleichsmassen des kommunalen Finanzausgleichs. Hier sind insbeson-
dere die allgemeinen Schlüsselzuweisungen im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs 
von besonderer Bedeutung. Die allgemeinen Schlüsselzuweisungen (447,5 Mio. 
den ordentlichen Erträgen einen Anteil von 22,7 %. 

Die Zuwendungsquote für das HHJ 2019 beträgt 41,4 % (Vj.: 40,9 %). Das bedeutet, fast die 
Hälfte der ordentlichen Erträge resultiert aus Zuwendungen. 

Die übrigen Erträge (rd. 22,0 %) setzen sich wie folgt zusammen: 

2018 2019

sonstige ordentliche Erträge 10,6% 7,0%

Kostenerstattungen und Kostenumlagen 6,2% 6,3%

privatrechtliche Leistungsentgelte 4,1% 4,4%

Gebühren und ähnliche Abgaben 2,1% 2,7%

Finanzerträge 0,9% 1,0%

sonstige Transfererträge 0,5% 0,6%

aktivierte Eigenleistungen und Bestandsveränderungen 0,0% 0,0%

Gesamt 24,4% 22,0%

übrige Erträge
Anteil an den ordentlichen Erträgen

 

 

 

Die Transferaufwendungen (815,5 M : 42,3 %) den größten Anteil 
an den ordentlichen Aufwendungen. Die Kennzahl gibt den prozentualen Anteil wieder, in wel-
chem Umfang die gesamten ordentlichen Aufwendungen durch Transferaufwendungen be-
dingt sind. Es ist zu beachten, dass die Höhe der Transferaufwandsquote von der Organisation 
und der Aufgabenstruktur der Verwaltung sowie rechtlichen Vorgaben abhängt. Eine Wertung 
der Transferaufwandsquote ist ebenfalls aufgrund fehlender Orientierungswerte nicht möglich. 

Die Personalaufwandsquote setzt alle Aufwendungen für das städtische Personal 
(431,9 Mio. 
Veränderungen bei den Gehältern und Sozialabgaben und die Auswirkungen personalwirt-
schaftlicher Maßnahmen beurteilt werden. Für die Stadt ergibt sich im HHJ 2019 eine Perso-
nalaufwandsquote von 23,3 % (Vj.: 22,9 %). 

Derzeit fehlt es an Orientierungswerten, um diese Kennzahl entsprechend interpretieren zu 
können. Erst durch einen Vergleich mit Kennzahlen anderer (vergleichbarer) Städte können 
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Aussagen über das wirtschaftliche Verhalten der Stadt getroffen werden. Durch einen Zeitver-
gleich über mehrere Jahre wird diese Kennzahl mehr Aussagekraft haben. Dadurch kann z. B. 
die Wirksamkeit von personalwirtschaftlichen Maßnahmen beurteilt werden. Für die Stadt 
Leipzig ist ein Zeitreihenvergleich möglich, dieser ist der Anlage 1 zu entnehmen.  

Die Aufwendungen für Sach- 
Aufwendungen einen Anteil von 12,0 % (Vj.: 11,8 %). Die Aufwandsquote für Sach- und Dienst-
leistungen verdeutlicht den Sachmittelaufwand zur Leistungserbringung bzw. den Aufwand für 
den Leistungsbezug von Dritten im Verhältnis zum ordentlichen Aufwand. Diese Kennzahl 
sollte jedoch immer i. Z. m. der Personalaufwandsquote betrachtet werden. 

Zum Beispiel kann eine hohe Sach- und Dienstleistungsquote ein Hinweis auf relativ geringe 
Personalkosten oder vergleichsweise geringe bilanzielle Abschreibungen sein. Einflussfakto-
ren können hier die Ausgliederung von Personal oder die Ausgliederung von Vermögen aus 
dem Kernhaushalt sein. 

Auch hier fehlt es derzeit an Orientierungswerten, um die Sach- und Dienstleistungsquote ent-
sprechend interpretieren zu können. Die Sach- und Dienstleistungsquote der Stadt Leipzig lag 
durchschnittlich bei 12,0 % und war somit relativ konstant. 

Die planmäßigen Abschreibungen (131,9 M
einen Anteil von 7,1 % (Vj.: 8,7 %). Die Abschreibungsquote ist eine Kennzahl, die das Ver-
hältnis der gesamtbilanziellen Abschreibungen zu den gesamten ordentlichen Aufwendungen 
anzeigt. Es handelt sich bei den bilanziellen Abschreibungen um weitestgehend fixe Aufwen-
dungen. Das bedeutet, dass mindestens 8,7 % der gesamten ordentlichen Aufwendungen der 
Stadt nur geringfügig kurzfristig beeinflussbar sind. 

Um den Verlauf in der Vergangenheit nachvollziehen und daraus Prämissen für die zukünftige 
Entwicklung des Ergebnisses ableiten zu können, sind die wesentlichsten Ertrags- und Auf-
wandsarten in einer Zeitreihe zu betrachten, da nur so die Gesamtentwicklung mit ihren mög-
lichen Verschiebungen innerhalb der einzelnen Ertrags- und Aufwandsarten deutlich wird.
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8.2.3. Finanzlage 
Die Entwicklung der Liquidität im HHJ 2019 stellt sich in der FinR wie folgt dar: 

Buchwert
31.12.2018
FinR 2018

Buchwert
31.12.2019
FinR 2019

53 30.935.062,34 -45.236.313,08

82.201.373,71 113.136.436,05

darunter: Bestand an fremden Finanzmitteln 49.9348.57,47** 55.232.578,44**

Endbestand an liquiden Mitteln 113.136.436,05 67.900.122,97*

darunter: Bestand an fremden Finanzmitteln 55.232.578,44** 62.484.833,77**

nachrichtlich: Betrag der verfügbaren Mittel gemäß
§ 72 Abs. 4 S. 2 SächsGemO

0,00 0,00

*

** Bei der Errechnung dieses Wertes durch das RPA blieben die durch die Stadt Leipzig eingenommenen Gelder aus dem
Verkauf von Grund und Boden (ungeklärte Eigentumsverhältnisse) unberücksichtigt, da das Bestehen eines
Herausgabeanspruchs (= Verbindlichkeit der Stadt Leipzig ggü. einem Dritten) nicht nachgew iesen w erden konnte.

Außerdem w urden langfristig angelegte fremde Gelder nicht berücksichtigt. Zu Einzelheiten w ird auf Gliederrungspunkt
8.2.3.2. verw iesen.

Veränderung des Bestandes an Zahlungsmitteln im HHJ

Anfangsbestand an liquiden Mitteln54

55

Dieser Betrag entspricht dem Stand der in der VR ausgew iesenen liquiden Mittel.

 

Die Liquiditätslage der Stadt Leipzig hat sich von einem Anfangsbestand an liquiden Mitteln 
i. H. v. 113,1 Mio. iquiden Mitteln i. H. v. 62,5 Mio. entwickelt. Es 
ist damit, trotz eines wesentlich positiver als urspünglich geplant ausgefallenen Saldo aus lau-

Verringerung der liquiden 
festzustellen. 

Die Verringerung der liquiden Mittel findet ihre Ursache zum einen in der Investitionstätigkeit 
im HHJ (insbesondere im Bereich Schul- und Kitabau). Die zu deren Realisierung geplanten 
Einzahlungen für Investitionstätigkeit konnten im HHJ 2019 nicht vollumfänglich vereinnahmt 
werden. In der FinR 

z und 
 

Dennoch war es der Stadt Leipzig  entgegen der ursprünglichen Planung  auch aufgrund 
der zeitlichen Verschiebung kreditfinanzierter Maßnahmen sowie der Nutzung vorhandener 
liquider Mittel (siehe Thematik nicht aufgelöster Kostenstellen) möglich, die investiven Maß-
nahmen ohne Kreditneuaufnahme zu finanzieren. Unter Berücksichtigung einer stärker als ur-

n Kre-

abweichenden Saldo aus Finanzierungstätigkeit (-  

Zudem wurden zur Vermeidung von Verwahrentgelten im November 2019 dem von der Stadt 
Leipzig bei der Union Investment gehaltenen Spezialfonds, Anteilssche

ds wird in der VR zum 
31.12.2019 unter den Wertpapieren ausgewiesen. Auch diese Maßnahme war nicht einge-
plant.  

Die l
nicht für die gemeindliche Aufgabenerfüllung zur Verfügung stehen.  

Auch verfügbare Mittel i. S. v. § 72 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO waren ausweislich der nach-
richtlichen Angabe zu Zeile 55 der FinR zum 31.12.2019 nicht vorhanden. Hier werden die 
v
nungsmethodik im Anhang entsprechend § 52 Abs. 1 Satz 2 SächsKomHVO erfolgte nicht.  
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Um die finanzielle Stabilität der Kommune als Grundlage für die stetige Aufgabenerfüllung be-
urteilen zu können, ist deren Finanzlage zu analysieren. Eine Aussage über die Zahlungsfä-
higkeit der Stadt Leipzig kann dabei über die Kennzahl der Liquidität ermittelt und dargestellt 
werden. 

Der Liquidität und den Deckungsverhältnissen liegt der Gedanke zu Grunde, dass das finan-
zielle Gleichgewicht dann erhalten bzw. durch kurzfristig wirksame Maßnahmen sichergestellt 
werden kann, wenn den nach Fälligkeitsfristen geordneten Verbindlichkeiten jeweils Vermö-
gensgegenstände mit gleichen Liquidierbarkeitszeiten gegenüberstehen, die Zahlungsver-
pflichtungen also durch entsprechende flüssige oder flüssig zu machende Vermögensteile ge-
deckt sind. 

Die Liquiditätslage stellt sich wie folgt dar: 

Liquiditätslage 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019
liquide Mittel 82,2 113,1 67,9
abzüglich kurzfristigem Fremdkapital -667,9 -644,3 -665,0
Liquidität I -585,7 -531,2 -597,1
zuzüglich kurzfristiger Forderungen 202,4 217,5 234,5
Liquidität II -383,3 -313,7 -362,6
zuzüglich Vorräte* 0,0 0,0 0,0
Liquidität III/Unterdeckung -383,3 -313,7 -362,6

*ohne Grundstücke und Bauten die zum Verkauf bestimmt sind  

Die Liquidität 1. Grades ist das Verhältnis von liquiden Mitteln zu kurzfristigen Verbindlichkei-
ten (Laufzeit von bis zu einem Jahr). Sie ist Ausdruck für die Zahlungsfähigkeit der Stadt. 

Die kurzfristigen Verbindlichkeiten konnten zum Bilanzstichtag zu 10,2 % (Vj.: 17,6 %) durch 
liquide Mittel gedeckt werden. 

Die Liquidität 2. Grades zeigt auf, in welchem Umfang die kurzfristigen Verbindlichkeiten und 
Rückstellungen zum Bilanzstichtag durch die vorhandenen liquiden Mittel und kurzfristigen 
Forderungen gedeckt werden können. 

Für das HHJ 2019 beträgt die Liquidität 2. Grades 45,5 %. Die liquiden Mittel haben sich im 
Vergleich zum Vorjahr 
20,7 Mio.  

Die Liquidität 2. Grades liegt unter 100 %, was bedeutet, dass der wesentliche Anteil an kurz-
fristigen Verbindlichkeiten nicht durch kurzfristig zur Verfügung stehendes Vermögen gedeckt 
werden kann. 

Zum Bilanzstichtag weist die Liquiditätslage eine Unterdeckung i. H. v. 362,6 Mio.  
(Vj.: 313,7 Mio.  aus. Die Liquidität 
3. Grades von 45,5 % ist in der Art zu interpretieren, dass die Summe aus liquiden Mitteln, 
kurzfristigen Forderungen und Vorräten nicht ausreicht, die kurzfristigen Verbindlichkeiten und 
Rückstellungen zu decken. Da die Liquidität 3. Grades unter 100,0 % liegt, würde das bedeu-
ten, dass eine Inanspruchnahme von Liquiditätskrediten zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit 
die Folge wäre (ohne Finanzmittelmanagement). 

In die Liquiditätsbetrachtung sind auch die in Wertpapiere des Anlagevermögens (siehe Glie-
derungspunkt 8.3.2.) investierten liquiden Mittel, die nicht dem kommunalen Vorsorgevermö-
gen nach § 23 SächsFAG zuzuordnen sind, einzubeziehen. Diese Mittel (Buchwert 
101,3 Mio.  sind jederzeit liquidierbar und könnten somit zur kurzfristigen Schuldendeckung 
eingesetzt werden. Eine Unterdeckung der Liquiditätslage bliebe zum Bilanzstichtag dennoch 
bestehen. 

Eine weitere wichtige Erkenntnisquelle zur Beurteilung der Liquiditätssituation und der dauer-
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Diese berechnen sich aus dem Betrag des Zahlungsmittelsaldos aus laufender Verwaltungs-
tätigkeit abzüglich der Auszahlungen für ordentliche Tilgung von Krediten und den Zahlungs-
verpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften. Die nachfolgende Tabelle zeigt deren 
Entwicklung im Jahresvergleich auf: 

finanzielle Leistungsfähigkeit 2017 2018 2019
Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 94,5 124,3 158,7
abzüglich Auszahlung für die ordentliche Tilgung und den 
Tilgungsanteil der kreditähnlichen Rechtsgeschäfte -43,9 -43,6 -43,1
Überdeckung 50,6 80,7 115,6
abzüglich Auszahlung für außerordentliche Tilgung -7,7 -8,0 -8,2

Überdeckung 42,9 72,7 107,4  

Hieraus wird deutlich, dass sich die Nettoinvestitionsmittel positiv entwickelt haben und damit 
im HHJ 2019 sogar unter Berücksichtigung der außerordentlich geleisteten Kredittilgung 
i. H. v. 8,2 Mio. 
zu erwirtschaften.  

Aufgrund der wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie ist dies 
voraussichtlich weder im aktuellen Doppelhaushalt 2021/2022 noch in den beiden nachfolgen-
den Finanzplanjahren möglich. Vielmehr wird ausweislich der Planungsunterlagen der Zah-
lungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit nicht mehr ausreichen, um die Tilgungs-
leistungen in Entsprechung der Forderung des § 72 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO zu erwirtschaf-
ten. Aufgrund nicht vorhandener verfügbarer Mittel im gesamten Planungszeitraum konnte der 
FinHH auch hierüber nicht ausgeglichen werden, so dass es der Stadt Leipzig nur unter An-
wendung der Erleichtungsregelungen des Covid-Erlasses vom 21.07.2021 möglich war, den 
Ausgleich des FinHH gegenüber der LD S nachzuweisen.  

Hieraus resultierte die Auflage 3.3 im Bescheid der LD S zum Doppelhaushalt 2021/2022, 
durch geeignete Konsolidierungsmaßnahmen, wie u. a. die Rückführung des aufgenommenen 
Kassenkredites und den Aufbau einer Rücklage an verfügbaren Mitteln, den rechtmäßigen 
Haushaltsausgleich ab dem HHJ 2023 und die dauernde finanzielle Leistungsfähigkeit im Fi-
nanzplanungszeitraum sicher zu stellen. 

Um die Ordnungsmäßigkeit der Ableitung der FinR zu überprüfen, ist diese in den Tagesab-
schluss mit einzubeziehen, der gemäß § 30 SächsKomKBVO an jedem Tag, an dem kassen-
wirksame Zahlungen bewirkt wurden, vorzunehmen ist. Die Zuständigkeit zur Durchführung 
des Tagesabschlusses liegt bei der Stadtkasse. Der Abgleich zwischen Bilanz und Gesamtfi-
nanzrechnung im Rahmen des am 02.01.2020 durchgeführten Tagesabschlusses zum Stich-
tag 30.12.2019 ergab Übereinstimmung. 

Prüfungsergebnis: 

 Eine abschließende gesetzliche Regelung, wie die verfügbaren Mittel zu ermitteln sind 
gibt es bis dato nicht. Einzelne Vorgaben hierfür trifft die VwV KomHWi unter Gliede-
rungspunkt A. I. Nr. 5 b. Die Kommentarliteratur8 gibt weitere Empfehlungen.  

Durch die SKÄ sind daher amtsinterne Festlegungen zu deren Berechnung zu 
treffen, was auskunftsgemäß bis dato jedoch noch nicht abschließend erfolgt ist. 
Die Berechnungsmethodik ist im Anhang darzustellen, auch wenn die verfügba-

                                                           
8 vgl. Quecke/Schmid, Kommentar zur SächsGemO, § 72, Rn. 184 f. 
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8.3. Feststellungen zu ausgewählten Prüffeldern 

8.3.1. Sachanlagevermögen 

Sachanlagevermögen
Buchwert

31.12.2018
Buchwert

31.12.2019
unbebaute Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte an solchen 204.343.383,46 201.294.030,17
bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte an solchen 965.625.253,95 1.022.346.418,44

Infrastrukturvermögen 1.117.768.750,21 1.095.137.533,05

Bauten auf fremdem Grund und Boden 3.385.541,73 2.304.174,43

Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler 378.470.505,83 378.985.551,42
Maschinen, technische Anlagen und 
Fahrzeuge 31.237.127,59 36.793.082,97

Betriebs- und Geschäftsausstattung, Tiere 25.886.554,60 29.177.179,56

geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 132.540.617,47 207.090.636,91

Summe 2.859.257.734,84 2.973.128.606,95  

Das Sachanlagevermögen hat zum 31.12.2019 einen Anteil von 63,0 % am Anlagevermögen. 
Der weit überwiegende Teil des Sachanlagevermögens entfällt dabei auf das Infrastrukturver-
mögen sowie die bebauten Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte an solchen.  

 

Im HHJ 2019 entwickelte sich das Sachanlagevermögen wie folgt: 

Anfangsbestand 01.01.2019 2.859.257.734,84

Zugänge 234.168.331,41

Abgänge -22.688.140,48

Zuschreibungen 79.716,21

Abschreibungen -103.996.301,12

Umbuchungen -10.455.411,62

Abschreibungen auf Umbuchungen 2.115.001,93

Auflösungen (kumulierte Abschreibungen im Zeitpunkt des Vermögensabgangs) 14.647.675,78

Endbestand 31.12.2019 2.973.128.606,95  

sonstiges 
Anlagevermögen

1.747,6
Infrastrukturvermögen

1.095,1

bebaute Grundstücke 
und

grundstücksgleiche 
Rechte

an solchen
1.022,3

Kunstgegenstände
und

Kulturdenkmäler
379,0AiB

207,1

Sonstige
269,6

Sachanlage-
vermögen
2.973,1
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Der Buchwert des Sachanlagevermögens hat sich zum Vorjahr um 113,9 Mio. 4,0 %) er-
höht. Dies ist i. W. auf Zugänge bei den geleisteten Anzahlungen und den AiB i. H. v. 
134,0 Mio. sowie bei den bebauten Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten an sol-
chen i. H. v. 62,9 Mio.  

8.3.1.1. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte an 
solchen 

Der Bilanzposten setzt sich wie folgt zusammen: 

bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte an 
solchen

Buchwert
31.12.2018

Buchwert
31.12.2019

Schulen 391.231.439,28 413.740.469,43

soziale Einrichtungen 131.070.829,37 175.498.262,37

Kulturanlagen 122.227.904,08 120.317.425,39

Sportanlagen 98.166.870,69 95.172.796,64

Verwaltungsgebäude 57.229.276,21 53.564.351,58

Wohnbauten 15.787.887,49 15.323.260,87

Gartenanlagen 1.433.245,12 1.416.903,67

sonstige Gebäude 148.477.801,71 147.312.948,49

Summe 965.625.253,95 1.022.346.418,44  

31.12.2019 einen Anteil von 20,1 % an der Bilanzsumme der Stadt Leipzig. Der Buchwert des 
Postens ist im Vergleich zum 31.12.2018 um  gestiegen. Dieser Anstieg ist i. W. 
auf Zugänge in den Positionen  Die in 
der Anlagenübersicht ausgewiesenen Werte sind mit den Salden der korrespondierenden 
Sachkonten zum 31.12.2018 sowie zum 31.12.2019 i. v. H. abstimmbar. 

Prüfungsergebnisse: 

 Im HHJ 2019 konnten für die in Betrieb gegangene Mensa am Schulstandort Böhlitz-
Ehrenberg keine entsprechenden Zugänge  im Bilanzposten ermittelt wer-
den. Gegenläufig ist der Bilanzposten 
entsprechend zu hoch ausgewiesen. 

grds. zum 
31.12.2019 vorzunehmen. 

Der dargestellte Sachverhalt wurde von der SKÄ bestätigt. Nach Übergabe der Unter-
lagen im Juni 2021 durch das zuständige verbundene Unternehmen konnte die Akti-
vierung der Anlage zum 01.01.2020 erfolgen. 

 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen für spätere investive Auszahlungen 
i. H. v. mind. 10  wurden im HHJ 2020 statt im HHJ 2019 erfasst (betrifft i. W. 
Verbindlichkeiten aus Baumaßnahmen). Die Prüfung erfolgte in Stichproben auf 
Grundlage von Buchungsdatum und Belegdatum sowie unter Berücksichtigung der 
Rechnungsbelege. Die Feststellung wirkt sich auch auf die Ansätze der Bilanzposten 

ieferun-
 

Die periodengerechte Erfassung von eingegangenen Rechnungen ist sicherzu-
stellen.  

Der dargestellte Sachverhalt wurde von der SKÄ bestätigt. Weitere Abgrenzungsbu-
chungen sind derzeit auskunftsgemäß nicht möglich. Die Abstimmungen in der SKÄ 
dauern noch an. 
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8.3.1.2. Infrastrukturvermögen 
Der Bilanzposten setzt sich wie folgt zusammen: 

Anlagevermögen
Buchwert

31.12.2018
Buchwert

31.12.2019 Differenz
Straßen, Wege, Plätze und Verkehrslenkungsanlagen 721.482.932,95 696.965.104,35 -24.517.828,60
Brücken, Tunnel und ingenieurbauliche Anlagen 327.464.183,22 330.329.688,49 2.865.505,27
Gleisanlagen 8.417.791,10 7.843.867,42 -573.923,68
Wasserversorgungsanlagen 798.894,23 742.421,47 -56.472,76
Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen 660.209,72 564.867,69 -95.342,03
Stromversorgungsanlagen 5,00 5,00 0,00
sonstiges Infrastrukturvermögen 58.944.733,99 58.691.578,63 -253.155,36
Summe 1.117.768.750,21 1.095.137.533,05 -22.631.217,16  

 

 

 

Mit einem Wert von 1.095,1 Mio.  Anteil von 36,8 % am 
Sachanlagevermögen (gegenüber 39,1 % im JA 31.12.2018 und 48,5 % in der EÖB).  

Gegenüber dem JA 31.12.2018 hat sich das Infrastrukturvermögen von 1.117,8 Mio. um 
auf 1.095,1 Mio. weiter reduziert. Im Anhang zum JA, 

Punkt Aktiva 1c) cc), erfolgen hierzu Ausführungen zu Zu- und Abgängen. Jedoch erfolgen 
keine begründenden Erläuterungen zu den sehr hohen jährlichen Abschreibungen von 
5,3 Mio.  

Straßen, Wege, Plätze
und Verkehrslenkungs-

anlagen
697,0

Brücken, Tunnel und 
ingenieurbauliche 

Anlagen
330,3

Gleisanlagen
7,8

sonstiges 
Infrastrukturvermögen

60,0
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Seit der EÖB der Stadt Leipzig hat sich der Bilanzposten Infrastrukturvermögen zum Bilanz-
stichtag gegenüber dem gesamten Sachanlagevermögen wie folgt verändert: 

Der Buchwert des gesamten Sachanlagevermögens der Stadt Leipzig ist gegenüber der EÖB 
stabil geblieben bzw. hat sich erhöht. Im gleichen Zeitraum hat sich der Buchwert des Infra-
strukturvermögens um ca. 21,5 % reduziert. Ein Großteil der Abschreibungen des Infrastruk-
turvermögens ist auf den Bereich der Straßen zurückzuführen. Der Buchwert der Straßen hat 
sich seit 2012 um 219,2 Mio.  

 

Aus dem SAP-System folgen 12.806 Anlagen für die Straßen mit AHK 
bedeutet, dass 75,3 % des Straßenvermögens 

bereits abgeschrieben ist.  

Im Jahr 2019 wurden 73 Straßenabschnitte mit AHK 
ausreichend, um den Investitionsstau entgegenzuwirken. 

Prüfungsergebnisse: 

 Zum Zeitpunkt der Bewertungen im Zuge der EÖB war bereits bekannt, dass mehrere 
Brückenbauwerke schwerwiegende bauliche Mängel aufweisen. Diese wertbeeinflus-
senden Feststellungen wurden jedoch in der Bewertung nicht berücksichtigt, so dass 
die Bauwerke sowohl mit einer zu hohen Nutzungsdauer wie auch mit zu hohen AHK 
bewertet wurden. Das RPA ermittelte bereits in Vorjahren unter Beachtung des Bau-
werkzustandes der Brücken in Folge dauerhafter Wertminderung einen apl. Abschrei-
bungsbedarf nach § 44 Abs. 6 SächsKomHVO. Gemeinsam mit dem Fachamt, der 
SKÄ und dem RPA 
Dezember 2020 erstellt.  
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Die in Anwendung des Verfahrens ermittelte Abschreibung ist im Buchwerk ab-
zubilden. Zudem ist der o. umge-
hend in die geplante Anlage E  Handlungsleitfaden zu Infrastrukturvermögen  
der DA des OBM Nr. 16/2019 einzuarbeiten und in Kraft zu setzen.  

Nach umfassender Prüfung durch das Fachamt erfolgte zum 01.01.2020 die Korrektur 
als apl. Abschreibung bei 28 Brücken i. H. v. 2,0 Mio. . Das RPA schließt sich dem 
Verfahren zur Ermittlung der apl. Abschreibung nach dem Handlungsleitfaden an. Da-
mit ist die Prüfungsfeststellung im Folgejahr ausgeräumt. 

 Die Anlage 100020033381  Tiefendrainage IP Nord  wurde am 03.11.2017 mit Ge-
samt-AHK von 2,2 Mio. Die in 2017 aktivierten AHK entsprechen den Ge-
samtkosten aus zwei Kostenzusammenstellungen, die aus den Jahren 2012 bis 2013 
stammen. Die im Jahr 2002 ursprünglich hergestellte Drainage ist jedoch nicht aktiviert.  

Infolge der fehlerhaften Abwicklung der Erfassung und Bewertung der Gesamt-
 

ligten Bau- und Fachämter wiederholt werden. Da weitere Bauleistungen im Be-
reich dieser Tiefendrainage erfolgen sollen, ist eine zeitnahe Klärung und Um-
setzung unter Mitwirkung der betroffenen Fachämter angezeigt, wie bereits 
durch die SKÄ veranlasst. 

Nach Auskunft der SKÄ liegen ihr die erforderlichen Buchungsbelege inzwischen vor 
und wurden in der Buchungsperiode 13/2020 erfasst. 

 Etwa Dreiviertel des Straßenvermögens sind bereits abgeschrieben.  

Zur Erhaltung des Vermögens sind dringend zeitnahe Investitionen und Instand-
haltungsmaßnahmen erforderlich. 

8.3.1.3. Geleistete Anzahlungen und AiB 
Der Bilanzposten setzt sich wie folgt zusammen: 

geleistete Anzahlungen und AiB
Buchwert

zum 31.12.2018
Buchwert

zum 31.12.2019

geleistete Anzahlungen auf Sachanlagen 89.884,97 260.803,83

AiB 132.450.732,50 206.829.833,08

Summe 132.540.617,47 207.090.636,91  

Der Buchwert des Postens ist im Vergleich zum Vorjahr 
gestiegen.
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Die Wertveränderungen des HHJ 2019 mit einem Saldo i. H. v. 74,6 lassen sich wie 
folgt auf die städtischen Organisationsbereiche9 zurückführen: 

Organisationsbereich Zugänge Abgänge Umbuchungen Saldo

51 Amt für Jugend, Familie und Bildung 109.395.537,39 -1.919.888,45 -36.750.090,37 70.725.558,57

66 Verkehrs- und Tiefbauamt 11.867.851,62 -328.877,99 -5.266.534,48 6.272.439,15

67 Amt für Stadtgrün und Gewässer 2.531.714,26 -5.903,39 -6.135.835,97 -3.610.025,10

23 Liegenschaftsamt 1.809.610,57 -2.115.694,51 -936.376,28 -1.242.460,22

64 Amt für Stadterneuerung und
Wohnungsbau

1.047.793,50 -70.641,91 -3.295.634,55 -2.318.482,96

sonstige Organisationseinheiten 7.322.937,91 -1.060.901,40 -1.539.046,51 4.722.990,00

133.975.445,25 -5.501.907,65 -53.923.518,16 74.550.019,44Summe  

Unter Punkt 5.1.1.3.8 des Anhangs zum JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2019 werden einige 
wesentliche investive Maßnahmen des HHJ aufgeführt, die zu Wertveränderungen zum 
31.12.2019 geführt haben: 

- Oberschule am Barnet-Licht-Platz   
- Gymnasium Karl-Heine-Straße   
- Schule am Addis-Abeba-Platz (zzgl. SH)  
- Georg-Christoph-Lichtenberg-Schule  
- Schule am Auensee    -      
- Elstermühlgraben (in Teilen)   -      

Die in der Anlagenübersicht ausgewiesenen Werte sind mit den Salden der korrespondieren-
den Sachkonten zum 31.12.2018 sowie zum 31.12.2019 i. v. H. abstimmbar. 

Prüfungsergebnisse: 

 
,0 tellen, dass 276 Buchun-

gen auf geleistete bzw. erhaltene Zuweisungen/Zuschüsse zurückzuführen sind. Das 
RPA ist weiterhin der Auffassung, dass (Rück-) Zahlungen von Investitionszuwendun-

ete Anzahlun-
gen und Anlagen im Bau" einfließen dürfen (siehe auch § 38 Abs. 1 und 2 
SächsKomHVO). Diese Einschätzung gilt grundsätzlich unabhängig davon, ob sich 
diesbezüglich zum 31.12. des jeweiligen HHJ  

Der Verwaltung wird weiterhin empfohlen, eine alternative buchhalterische Ab-
bildung zu entwickeln. 

Hierzu führt die SKÄ in ihrer Stellungnahme aus, dass bereits seit 2014 eine alternative 
buchhalterische Abbildung entwickelt und zum Einsatz gebracht wurde, indem PSP-
Elementen mit dem Projektpro  zugeordnet wird (740: 
Investitionszuwendungen an Dritte; 701: Immaterielles Vermögen). Damit erfolge eine 
direkte Abrechnung auf die Forderungen. 

Es existieren noch Altfälle, die noch beplant und bewirtschaftet werden und erst nach 
Abschluss gesperrt werden. 

Im Rahmen einer Abstimmung zwischen dem RPA und der Hauptbuchhaltung am 
06.10.2021 wurde Folgendes vereinbart: 

Es betrifft aktuell 12 PSP- Zuwendungen an Dritte , die mit einer Abrechnung 
auf AiB ausgesteuert sind und von den Fachämtern bewirtschaftet werden. Für die JA 

                                                           
9 Für diese Darstellung wurden am 30.08.2021 Auswertungen über die Stamm- u

abgerufen. Zur Identifizierung der jeweils verantwortlichen Organisationseinheit wurde das Feld Werk
wertet. 
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2020 ff. ist im Anhang zu erläutern, dass im Anlagengitter ein nicht korrekter Ausweis 
erfolgt. Für die Folgejahre ist grundsätzlich (auch mit den Fachämtern) zu klären, ob 
generell neue PSP-E INV  (damit direkte Ableitung auf 
SKT 15910200) angelegt und beplant werden. Die alten PSP-Elemente werden dann 
gesperrt. 

 Hinsichtlich der Feststellung zur Periodenabgrenzung wird auf den Gliederungspunkt 
8.3.1.1. verwiesen. 

8.3.2. Finanzanlagevermögen 

Finanzanlagen
Buchwert

31.12.2018
Buchwert

31.12.2019

Anteile an verbundenen Unternehmen 943.641.530,77 996.488.947,15

Ausleihungen 246.366.019,90 242.320.526,79

Beteiligungen 154.279.921,12 155.195.435,37

Sondervermögen 144.511.592,60 147.680.043,87

Wertpapiere 95.451.324,56 122.082.884,70

Summe 1.584.250.388,95 1.663.767.837,88  

Das Finanzanlagevermögen hat zum 31.12.2019 einen Anteil von 35,2 % am Anlagevermö-
gen. Der weit überwiegende Teil des Finanzanlagevermögens entfällt dabei auf Anteile an 
verbundenen Unternehmen. 

 

Die Finanzanlagen haben sich wie folgt entwickelt: 

Anfangsbestand 01.01.2019 1.584.250.388,95

Zugänge 44.339.876,49

Abgänge -5.047.660,11

Zuschreibungen 43.164.353,24

Abschreibungen -4.491.229,53

Umbuchungen 27.146,34

Abschreibungen auf Umbuchungen -6.880,15

Nachaktivierungen 1.531.842,65

Endbestand 31.12.2019 1.663.767.837,88  

sonstiges
Anlage-

vermögen
3.057,0

Anteile an
verbundenen 
Unternehmen

996,5

Ausleihungen
242,3

Beteiligungen
155,2

Sondervermögen
147,7

Wertpapiere
122,1

Finanzanlage-
vermögen
1.663,8
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Das Finanzanlagevermögen hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 79,5 5,0 %) erhöht. 
Dies ist i. W. auf erfolgte Zugänge bei den Wertpapieren des Anlagevermögens (Spezialfonds) 
i. H. v. 26,6 Leipziger Versorgungs- und Verkehrsgesell-
schaft mbH (LVV) Leipzi-
ger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH i. H. v. 18,5 Mio.  H. v. 
15,4 Mio.  

Die Bewertung der Anteile an verbundenen Unternehmen, Beteiligungen und des Sonderver-
mögens erfolgte mit dem anteiligen Eigenkapital nach der Eigenkapitalspiegelmethode. Dar-
aus ergeben sich positive  
buchhalterischen Zu- und Abschreibungen beruhen und somit keine Auswirkungen auf die Li-
quidität der Stadt Leipzig entfalten. 

Seit dem 01.01.2018 müssen die an einem Unternehmen beteiligten Gemeinden und die Mit-
gliedsgemeinden eines Zweckverbandes die Bewertung einheitlich entweder nach AHK oder 
nach der Eigenkapitalspiegelmethode ausüben und einen einheitlichen Aufteilungsmaßstab 
bestimmen. Die SKÄ habe diesbezüglich Kontakt zu den beteiligten Kommunen/Landkrei-
sen/Zweckverbänden u. Ä. aufgenommen. Bisher auskunftsgemäß jedoch ohne Ergebnis, da 
sich insbesondere die Abstimmung zum Bewertungswahlrecht äußerst kompliziert gestalte.  

Die bilanzielle Abbildung der Anteile an verbundenen Unternehmen und des Sondervermö-
gens erfolgte nach den Erkenntnissen der Prüfung im Übrigen sachgerecht. Auf eine weiter-
gehende Darstellung wird daher im Folgenden verzichtet. 

Bezüglich den Beteiligungen der Stadt Leipzig war festzustellen, dass die Stadt Leipzig ihre 
Anteile an der Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz GmbH zum 31.12.2019 analog den Vor-
jahren (seit der EÖB) weiterhin mit 1,00 
JA bis zum 31.12.2017 war dies aufgrund des bis dahin nicht abgeschlossenen Rekommuna-
lisierungsverfahrens und der damit zusammenhängenden treuhänderischen Vermögensver-
waltung der Stadt Leipzig nicht zu beanstanden. Das Verfahren um die Zuordnung der Ge-
schäftsanteile an der FEO wurde mit dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
12.12.2018 beendet. Der Geschäftsanteil der Stadt Leipzig an der FEO beträgt seitdem 
24,4474 %. Somit wäre bereits im JA zum 31.12.2018 eine Bewertung der FEO anhand der 
Eigenkapitalspiegelmethode vorzunehmen gewesen (siehe Schlussbericht über die Prüfung 
des JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2018). Zum 31.12.2019 ist bei Anwendung der Eigenka-
pitalspiegelmethode und unter Berücksichtigung einer Anteilsquote von 24,4474 % ein Buch-
wert für die Beteiligung an der FEO i. H. v. 30.508.881,43 
ergebniswirksame Zuschreibung des Beteiligungsbuchwertes um 30,5 Mio. Eine ergebnis-
neutrale Korrektur der EÖB nach § 62 SächsKomHVO ist diesbezüglich nicht möglich, da Ge-
richtsurteile wertbegründende Ereignisse darstellen und zum Zeitpunkt der EÖB die Zuord-
nung der Anteile noch ungewiss war. 

Im Anhang zum JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2019 wird ausgeführt, dass der Wert des 
Geschäftsanteils der Stadt Leipzig an der FEO nach der Eigenkapitalspiegelmethode 
30,5 Mio.  
der laufenden Verhandlungen zwischen einer städtischen Gesellschaft und dem Bundesfi-
nanzministerium bzgl. der Kaufpreisrückforderung begründet.  

Die EÖB der Zweckverbände wurden zum Teil stark verspätet aufgestellt, so dass für diese 
Zweckverbände noch keine oder keine aktuellen Folgeabschlüsse vorliegen. In diesen Fällen 
hat die Stadt Leipzig einen Ersatzwert von 1,00 
festgestellten oder testierten JA der Vorjahre abgestellt. Das RPA empfiehlt, auf die zeitnahe 
Aufstellung der ausstehenden Folgeabschlüsse hinzuwirken. 

Für den konnte die EÖB zum 01.01.2013 am 
22.07.2019 testiert werden, so dass im JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2019 eine erfolgsneut-
rale Nachaktivierung des Beteiligungsansatzes erfolgte. Bzgl. dem Zweckverband kommuna-
les Forum Südraum Leipzig lag entsprechend den Angaben im Anhang zum JA 31.12.2019 
keine EÖB vor. Der Beteiligungsansatz erfolgte daher weiterhin mit 1,00 
die mit Datum vom 14.06.2018 geprüfte EÖB zum 01.01.2013 vor. Sie weist ein negatives 
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Eigenkapital von 232,8 
Berücksichtigung der EÖB 1,00  

Wertpapiere 

Buchwert
31.12.2018

Buchwert
31.12.2019

Wertpapiere 95.451.324,56 122.082.884,70  

Anteile werden als Wertpapiere des Anlagevermögens aktiviert, wenn sie weder als Anteile an 
verbundenen Unternehmen, noch Beteiligungen, Sondervermögen oder sonstigen Ausleihun-
gen zugeordnet werden können, aber kumulativ ein dauerhafter Bindungswille besteht. Es 
handelt sich um reine Vermögensanlagen. 

Die bilanzielle Abbildung des für die Stadt Leipzig aufgelegten Spezialfonds (siehe Gliede-
rungspunkt 6.2.3.15.) beurteilt sich mangels spezieller kommunalrechtlicher Regelungen ana-
log zum HGB. Nach § 253 HGB i. V. m. § 255 HGB ist der Spezialfonds bei seiner erstmaligen 
Erfassung mit seinen AHK zzgl. Anschaffungsnebenkosten zu bilanzieren, welche in den fol-
genden Jahren die Wertobergrenze bilden. Sinkt der Marktwert dauerhaft unter die AHK, ist 
eine apl. Abschreibung vorzunehmen. Eine bilanzielle Einbeziehung der einzelnen Vermö-
gensgegenstände des Spezialfonds ist ausgeschlossen, stattdessen ist ein Investmentzertifi-
kat zu bilanzieren. In § 290 HGB wurde diesbezüglich explizit eine Ausnahmeregelung für die 
Bilanzierung von Spezial-Sondervermögen aufgenommen. Aufgrund der Zusammenfassung 
einzelner Vermögensgegenstände zu einem Investmentzertifikat dürfen Kursgewinne und 
-verluste innerhalb eines Sondervermögens miteinander verrechnet werden. Diesbezüglich 
besteht eine Abweichung zur Einzelbewertung von Vermögensgegenständen nach 
§ 37 Abs. 1 Nr. 2 SächsKomHVO, welche durch § 37 Abs. 2 SächsKomHVO legitimiert wird, 
jedoch im Anhang anzugeben und zu begründen ist (§ 52 Abs. 2 Nr. 2 SächsKomHVO). Der 
Anhang zum JA 31.12.2019 enthält hierzu keinerlei Aussagen. 

Ausschüttbare Erträge können entsprechend § 37 Abs. 2 der Besonderen Anlagebedingungen 
zum Spezialfonds der Stadt Leipzig zur Ausschüttung in späteren Geschäftsjahren vorgetra-
gen werden, somit ist es den Anlegern möglich, die Entstehung von Erträgen zu steuern und 
ggf. stille Reserven zu bilden. Die letztendliche Entscheidung über die Ausschüttung von Er-
trägen trifft die Kapitalverwaltungsgesellschaft. Dem Anlageausschuss, welchem u. a. der 
Erste Bürgermeister und Beigeordnete für Finanzen (Vorsitzender des Anlageausschusses) 
und der Leiter der SKÄ (stellvertretender Vorsitzender des Anlageausschusses) angehören, 
obliegt lediglich eine beratende Funktion (§ 34 Abs. 8 der Besonderen Anlagebedingungen 
zum Spezialfonds der Stadt Leipzig). 

Mit Datum vom 15.12.2014 wurde ein Investmentvertrag zwischen der Stadt Leipzig (Anlege-
rin), einer Bank (Verwahrstelle) und einer Kapitalverwaltungsgesellschaft geschlossen. Bei 
dem für die Stadt Leipzig aufgelegten Spezialfonds UIN-Fonds Nr. 809 handelt es sich um 
einen Spezialfonds mit einer eigenen Kursfestsetzung. Die bilanzielle Abbildung des für die 
Stadt Leipzig aufgelegten Spezialfonds beurteilt sich mangels spezieller kommunalrechtlicher 
Regelungen analog zum HGB.
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Der Kurswert des Sondervermögens hat sich entsprechend den Depotauszügen zum 31.12. 
des jeweiligen Jahres in den letzten drei Jahren wie folgt entwickelt: 

Anteilsklasse
Kurswert

JA 31.12.2017
Kurswert

JA 31.12.2018
Kurswert

JA 31.12.2019

Veränderung
Kurswert im

Vergleich zum
Vorjahr

Stadt Leipzig Rücklagen 43.471.307,49 50.661.136,29 77.066.822,57 26.405.686,28
Liquiditätsreserve
Stadt Leipzig

0,00 0,00 25.025.000,00 25.025.000,00

Stadt Leipzig FAG 51.465.600,20 44.779.807,80 21.153.345,64 -23.626.462,16
94.936.907,69 95.440.944,09 123.245.168,21 27.804.224,12  

Das Sondervermögen besteht zum 31.12.2019 aus drei Anteilklassen, Stadt Leipzig Rückla-
gen, Liquiditätsreserve Stadt Leipzig und Stadt Leipzig FAG. Zum Stichtag 05.01.2015 belief 
sich das Anlagevermögen insgesamt auf 95,5 Mio. 
16.391 Anteilen der Anteilsklasse Stadt Leipzig FAG zu einem Kurswert von insgesamt 
1,6 Mio. 
unter den liquiden Mitteln ausgewiesen und nicht wie die ursprünglich erworbenen Anteile im 
Finanzanlagevermögen. Eine Aufteilung der AHK ist nicht sachgerecht, da es sich bei den 
Anteilen des Spezialfonds um ein Investmentzertifikat handelt, welches als ein Vermögensge-
genstand zu bilanzieren ist. In 2019 erfolgte die notwendige Umbuchung von den liquiden Mit-
teln zu den Wertpapieren, so dass der Ausweis zum 31.12.2019 nicht mehr zu beanstanden 
ist. Zudem wurde in 2019 eine Umschichtung von Anteilen der Anteilsklasse Stadt Leipzig FAG 
in die Anteilsklasse Stadt Leipzig Rücklagen zu einem Kurswert von jeweils 24,9 Mio. 
genommen. Die Anteilsklasse Liquiditätsreserve Stadt Leipzig ist im November 2019 mit 
250.000,000 Anteilen zu AHK i. H. v. 25,0 Mio.  

Dem RPA ist es u. a. aufgrund der fehlenden Fachexpertise nicht möglich, eine Überprüfung 
des ausgewiesenen Fondsergebnisses und der angegebenen Kurswerte vorzunehmen. Die 
starken Veränderungen der Kurswerte innerhalb der Anteilsklassen Stadt Leipzig Rücklagen 
und Stadt Leipzig FAG zum 31.12.2019 im Vergleich zum Vorjahr sind i. W. auf den im HHJ 
2019 erfolgten Anteilstausch zurückzuführen.  

Unter Berücksichtigung eines ordentlichen Ergebnisses von 1,4 Mio. : 1,5 Mio. 
realisierten Verlustes aus Veräußerungsgeschäften von 739,1 : 139,2 
nicht realisierten Gewinns von 2,2 Mio. Verlust Vj.: 2,4 Mio. 
2019 mit einem Überschuss von 2,8 Mio. Verlust Vj.: 1,1 Mio. Dieser 
Überschuss wurde sachgerecht im JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2019 nicht abgebildet. 

Eine Ausschüttung des Fonds ist in 2019 nicht erfolgt. Die Erträge des Fonds wurden vollstän-
dig auf neue Rechnung vorgetragen. 

Mit dem Stadtratsbeschluss VI-A-04109-NF-

Verwaltung Vorgaben für Geldanlagen erteilt. Über die Umsetzung und Einhaltung dieses Be-
schlusses und der festgesetzten Kriterien wurde der Stadtrat in seiner Sitzung vom 22.07.2021 
anhand des Spezialfonds der Stadt Leipzig unterrichtet (Vorlage Nr. VII-Ifo-02623). Demnach 
waren Ende 2018 bereits 99,7 % des verwalteten Fondsvermögens nach den Kriterien der 
Nachhaltigkeit/des Divestments investiert. Im Jahr 2020 wirkte der Spezialfonds erstmals zu 
100 % nachhaltig. Dies bedeutet, dass Geldanlagen in bestimmten Bereichen (z. B. Atomkraft-
betreiber, Zulieferer im Bereich der Atomenergie und Unternehmen, die Fracking betreiben) 
ausgeschlossen sind. 

Die Bilanzierung des Spezialfonds erfolgt in analoger Anwendung des HGB. Insoweit sollten 
unter Berufung auf § 52 Nr. 12 SächsKomHVO im Anhang dieselben Angaben zum Invest-
mentzertifikat der Stadt Leipzig erfolgen, wie sie auch im § 285 Nr. 26 HGB gefordert werden. 
Hierzu zählen insbesondere der Marktwert des Sondervermögens, die Differenz zum Buchwert 
sowie Gründe dafür, dass eine ggf. notwendige Abschreibung gemäß § 44 Abs. 6 
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SächsKomHVO unterblieben ist, einschließlich der Anhaltspunkte, die darauf hindeuten, dass 
eine ggf. vorliegende Wertminderung voraussichtlich nicht von Dauer ist. Im Anhang zum JA 
31.12.2019 wird nicht ausreichend auf die genannten Punkte eingegangen. 

Prüfungsergebnisse: 

 Für den Beteiligungsansatz an der FEO ist eine Zuschreibung nach der Eigenkapital-
spiegelmethode nach § 59 Nr. 6 SächsKomHVO § i. V. m. § 37 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
SächsKomHVO nicht erfolgt. 

Im JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2019 ist für die Beteiligung an der FEO ein 
 

Die Prüfungsfeststellung wird von der SKÄ bestätigt. Auskunftsgemäß wurde die Zu-
schreibung der FEO mit dem JA 31.12.2020 vorgenommen. 

 Für einige Zweckverbände liegen aufgrund der sehr spät aufgestellten EÖB noch keine 
aktuellen Folgeabschlüsse vor. Bei der Bewertung dieser Zweckverbände nach der Ei-
genkapitalspiegelmethode muss demzufolge auf JA der Vorjahre zurückgegriffen wer-
den.  

Auf eine zeitnahe Aufstellung der Folgeabschlüsse von Zweckverbänden ist 
durch die Stadt hinzuwirken, so dass die Wertermittlung nach der Eigenkapital-
spiegelmethode zukünftig anhand von aktuellen Zahlen erfolgen kann. 

 Im Anhang zum JA 31.12.2019 fehlen notwendige Angaben zum Spezialfonds. 

Die Bilanzierung des Spezialfonds erfolgt in analoger Anwendung des HGB. In-
soweit sollten unter Berufung auf § 52 Nr. 12 SächsKomHVO im Anhang diesel-
ben Angaben zum Investmentzertifikat der Stadt Leipzig erfolgen, wie sie auch 
im § 285 Nr. 26 HGB gefordert werden. Dies betrifft insbesondere den Marktwert 
des Sondervermögens, die Differenz zum Buchwert sowie Gründe dafür, dass 
eine ggf. notwendige Abschreibung gemäß § 44 Abs. 6 SächsKomHVO unterblie-
ben ist, einschließlich der Anhaltspunkte, die darauf hindeuten, dass die Wert-
minderung voraussichtlich nicht von Dauer ist. Zudem ist die Abweichung zur 
Einzelbewertung von Vermögensgegenständen nach § 37 Abs. 1 Nr. 2 
SächsKomHVO im Anhang anzugeben und zu begründen (§ 52 Abs. 2 Nr. 2 
SächsKomHVO). 

Entsprechend der Stellungnahme der SKÄ wird diese die Hinweise für Folgejahre prü-
fen. 

8.3.3. Umlaufvermögen 

Umlaufvermögen
Buchwert

31.12.2018
Buchwert

31.12.2019

Vorräte 8.063.391,51 11.111.951,79
öffentlich-rechtliche Forderungen und 
Forderungen aus Transferleistungen 206.422.553,18 234.920.860,27
privatrechtliche Forderungen, Wertpapiere des 
Umlaufvermögens 22.629.510,85 17.634.324,35

liquide Mittel 113.136.436,05 67.900.122,97

Summe 350.251.891,59 331.567.259,38  

Das Umlaufvermögen hat zum 31.12.2019 einen Anteil von 6,5 % am Gesamtvermögen. Der 
überwiegende Teil des Umlaufvermögens entfällt dabei auf die öffentlich-rechtlichen Forde-
rungen und die Forderungen aus Transferleistungen.
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8.3.3.1. Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 

Die öffentlich-rechtlichen Forderungen und Forderungen aus Transferleistungen setzen sich 
wie folgt zusammen: 

öffentlich-rechtliche Forderungen und 
Forderungen aus Transferleistungen

Buchwert
31.12.2018

Buchwert
31.12.2019

sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen 121.175.248,22 157.819.984,25

Steuerforderungen 51.264.869,83 46.244.703,87

Forderungen aus Transferleistungen 31.335.323,16 25.381.154,51

öffentlich-rechtliche Forderungen aus 
Dienstleistungen 2.647.111,97 5.475.017,64

Summe 206.422.553,18 234.920.860,27  

Die sonstigen öffentlich-rechtlichen Forderungen haben sich gegenüber dem Vorjahr um 
36,6 Mio. 
Zuwendungen um 19,0 Mio.  Zuwendungen um 10,6 Mio.  

Aufgrund einer fehlenden Bilanzierung eines Zuwendungsbescheides sind die sonstigen öf-
fentlich-rechtlichen Forderungen um 1,4 Mio. 
im Gliederungspunkt 8.3.7.4. wird verwiesen. 

In Bezug auf die Beachtung des Imparitätsprinzips sind nach Feststellungen des RPA Steuer-
rückzahlungen in den sonstigen Verbindlichkeiten abzubilden (vgl. Gliederungspunkt 8.3.7.4.). 

8.3.3.2. Liquide Mittel 

liquide Mittel
Buchwert

31.12.2018
Buchwert

31.12.2019
Sichteinlagen bei Banken und 
Versicherungen 94.446.199,80 38.748.415,84
sonstige Einlagen* 18.562.579,53 29.030.410,97
Bargeld 127.656,72 121.296,16

Summe 113.136.436,05 67.900.122,97

 

Die liquiden Mittel haben einen Anteil von 20,5 % (Vj.: 32,3 %) am Umlaufvermögen. Sie haben 
sich zum 31.12.2019 im Vergleich zum Vorjahr  % deutlich reduziert. 

anlagevermögen ausgewiesenen Anteile im Spezialfonds um 26,6 
Umschichtung innerhalb der liquiden Mittel steht in engem Zusammenhang mit der zunehmen-
den Erhebung von Verwahrentgelten auf Girokontoguthaben durch die Kreditinstitute während 
Geldanlagen nicht oder geringfügig verzinst wurden. 

Die Bilanzierung der liquiden Mittel erfolgt zum Nominalbetrag. 

Hinsichtlich der Zusammensetzung der liquiden Mittel ist anzumerken, dass diese maßgeblich 
fremde Finanzmittel gemäß § 15 SächsKomHVO enthalten, die aus Verwahrgeldern und 
durchlaufenden Geldern sowie Mitteln der EigB im Rahmen des Cash Managements resultie-
ren. Darüber hinaus hat die Stadt Leipzig als Treugeber Gelder Dritten zur Verfügung gestellt.  

Aus Sicht des RPA ist die in der Gesamtfinanzrechnung zum 31.12.2019 ausgewiesene Da-
runter-Position des Bestandes an fremden Finanzmitteln i. H. v. 76,4 Mio. 
da sie den Bestand der gesamten liquiden Mittel um 8,5 Mio. 
Ausweis bedeuten, dass die Stadt Leipzig über keine eigenen liquiden Mittel verfügt. Bei den 
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fremden Mitteln ist zu berücksichtigen, dass diese u. a. Mittel aus der langfristigen Geldanlage 
für einen EigB i. H. v. 3,0 Mio. iquiden Mitteln, sondern dem Finanz-
anlagevermögen zuzuordnen sind und somit nicht Gegenstand der Darunter-Position der li-
quiden Mittel sein können. Zudem sind aus Sicht des RPA die durch die Stadt Leipzig einge-
nommenen Gelder aus dem Verkauf von Grund und Boden (ungeklärte Eigentumsverhält-
nisse) i. H. v. 10,9 Mio.  fremden Mitteln zuzuordnen, da das Bestehen eines Her-
ausgabeanspruchs dieser Gelder (Verbindlichkeit der Stadt Leipzig ggü. einem Dritten) seit 
der EÖB nicht nachgewiesen werden konnte. Die im Ergebnis der Überprüfung durch das 
Fachamt vorgenommenen ratierlichen Ausbuchungen bestätigen die Einschätzung des RPA. 

Unter Berücksichtigung der Feststellungen des RPA setzen sich die liquiden Mittel zum Bi-
lanzstichtag 31.12.2019 wie folgt zusammen: 

 

Der Ausweis fremder Finanzmittel ist mit 76,4  
in den Gliederungspunkten 5.2.1 

und 5.3.1.2.2 des Rechenschaftsberichts nicht konsistent. 

Prüfungsergebnisse: 

 Der Ausweis fremder Finanzmittel ist mit 76,4  unter Zeile 55 und mit 
in den Gliederungspunk-

ten 5.2.1 und 5.3.1.2.2 des Rechenschaftsberichts nicht konsistent.  

Die in den einzelnen Bestandteilen des JA angegebenen Beträge sollten unterei-
nander abstimmbar sein. Ggf. erforderliche Abweichungen sind zu erläutern. 

 Die fremden Finanzmittel werden durch die Stadt Leipzig buchungstechnisch erfasst 
und in der VR und FinR ausgewiesen, können jedoch logischerweise nicht den Betrag 
der liquiden Mittel übersteigen. Ursächlich hierfür ist u. a. der Ausweis von fremden 
Mitteln i. H. tige Geldanlage für EigB), die nicht den liquiden Mit-
teln, sondern dem Finanzanlagevermögen zuzuordnen sind und somit nicht Gegen-
stand des Davon-Vermerks der liquiden Mittel sein können.  

Der in der FinR als darunter-Posten zu Zeile 54 und 55 ausgewiesene Betrag der 
fremden Finanzmittel, welcher den Betrag der liquiden Mittel jeweils übersteigt, 
ist daher durch die Verwaltung kritisch zu hinterfragen.  

Angabegemäß wird die SKÄ den Hinweis bei der Aufstellung des JA 31.12.2020 be-
rücksichtigen. 

 Die durch die Stadt Leipzig eingenommenen Gelder aus dem Verkauf von Grund und 
Boden (ungeklärte Eigentumsverhältnisse) stellen keine fremden Finanzmittel dar, da 
hinsichtlich derer das Bestehen eines Herausgabeanspruchs (= Verbindlichkeit der 
Stadt Leipzig ggü. einem Dritten) nicht nachgewiesen werden konnte.  
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Die Verwaltung hat diese Mittel (10,9 Mio.  daher aus dem im JA als fremde Fi-
nanzmittel ausgewiesenen Betrag herauszurechnen.  

Gemäß der Stellungnahme der SKÄ vom 29.11.2021 besteht zu diesem Sachverhalt 
auch weiterhin ein Dissens zwischen der SKÄ und dem RPA. Die Anträge auf Erlösaus-
kehr werden angabegemäß sukzessive durch das zuständige Fachamt geprüft. 
Coronabedingt sei es hierbei zu Verzögerungen gekommen. Dennoch soll der Prozess 
bis auf kleinere Sachverhalte in 2021 abgeschlossen werden.  

8.3.4. Kapitalposition 

Kapitalposition
Buchwert

31.12.2018
Buchwert

31.12.2019
Basiskapital 1.987.040.766,45 1.926.454.202,28

darunter: Betrag des Basiskapitals, der 
gemäß § 72 Abs. 3 Satz 4 SächsGemO 
nicht zur Verrechnung herangezogen 
werden darf

1.000.000.000,00 1.000.000.000,00

Rücklagen 562.340.106,25 763.553.841,74

Rücklage aus Überschüssen des 
ordentlichen Ergebnisses

416.939.440,87 538.242.709,35

darunter: Betrag der Rücklage aus der 
Verrechnung gemäß § 72 Abs. 3 Satz 3 
SächsGemO

0,00 4.768.413,39

Rücklage aus Überschüssen des 
Sonderergebnisses

145.400.665,38 225.311.132,39

darunter: Betrag der Rücklage aus der 
Verrechnung gemäß § 72 Abs. 3 Satz 3 
SächsGemO einschließlich der 
Übertragung gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 
SächsKomHVO

111.301.288,42 168.651.281,85*

Summe 2.549.380.872,70 2.690.008.044,02

 

Der Bilanzposten entwickelte sich wie folgt: 

Anfangsbestand 01.01.2019 2.549.380.872,70
Entnahme Basiskapital aufgrund der Verrechnung gemäß
§ 72 Abs. 3 Satz 3 SächsGemO einschließlich Übertragung gemäß
§ 24 Abs. 3 Satz 2 SächsKomHVO

-62.118.406,82

Zuführung zur Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses 116.534.855,09

Zuführung Rücklage des ordentlichen Ergebnisses aufgrund der Verrechnung gemäß 
§ 72 Abs. 3 Satz 3 SächsGemO

4.768.413,39

Zuführung zur Rücklage aus Überschüssen des Sonderergebnisses 22.560.473,58

Zuführungen zur Rücklage des Sonderergebnisses aufgrund der Verrechnung
gemäß § 72 Abs. 3 Satz 3 SächsGemO einschließlich der Übertragung gemäß
§ 24 Abs. 3 Satz 2 SächsKomHVO

57.349.993,43

Berichtigungen nach § 62 SächsKomHVO 1.531.842,65

Summe 2.690.008.044,02  

Das Basiskapital zum 31.12.2019 i. H. v. 1.926,5 Mio. Vorjahr um 
60,6 Mio.  72 Abs. 3 SächsGemO i. V. m. § 24 Abs. 3 SächsKomHVO 
reduziert sich das Basiskapital durch Verrechnung von Fehlbeträgen aus Abschreibungen auf 
das zum 31.12.2017 festgestellte Anlagevermögen sowie aus der Verrechnung von Restbuch-

 
i. H. v. 62,1 Mio.  Erstmalig wurde im JA 31.12.2019 vom Wahlrecht Gebrauch gemacht, 
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Fehlbeträge gemäß § 72 Abs. 3 Satz 3 SächsGemO zu verrechnen. Dies wurde nachvollzieh-
bar begründet. Sowohl die Verrechnung der Fehlbeträge nach § 72 Abs. 3 Satz 3 SächsGemO 
als auch  

Die in diesem Bericht aufgeführten Prüfungsfeststellungen wirken sich teilweise auch auf die 
Kapitalposition aus. Ergebniswirksam sind dabei insbesondere die Bewertung der Finanzan-
lage FEO (30,5 Mio. 
(8,1  Daneben wirken die erfolgsneutralen Berichtigungen der EÖB gegen das Basis-
kapital in Bezug auf die nicht nachgewiesenen Verbindlichkeiten aus Veräußerungserlösen 
(10,9 Mio.  

Prüfungsergebnisse: 

 Der Davon- Rücklage aus der Verrechnung gemäß 
§ 72 Abs. 3 Satz 3 SächsGemO einschließlich der Übertragung gemäß 
§ 24 Abs. 3 S  ausgewiesen. 

Bezüglich der Stellungnahme durch die SKÄ wird auf die Ausführungen im Gliede-
rungspunkt 7.2. verwiesen. 

 Die Kapitalposition ist um die eigenkapitalbeeinflussenden Korrekturvorschläge zu 
niedrig ausgewiesen. 

8.3.5. Sonderposten 

Sonderposten
Buchwert

31.12.2018
Buchwert

31.12.2019
Sonderposten für empfangene 
Investitionszuwendungen 1.122.898.790,81 1.202.092.134,36

Sonderposten für Investitionsbeiträge 26.914.588,66 25.291.936,10

Sonderposten für den Gebührenausgleich 46.310,62 59.980,78

sonstige Sonderposten 48.517.207,26 24.435.391,84

Summe 1.198.376.897,35 1.251.879.443,08  

Der Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen setzt sich wie folgt zusammen: 

Sonderposten
Buchwert

31.12.2018
Buchwert

31.12.2019

InvestZuwendungen Land 470.899.483,54 491.705.068,18

ISZW 274.893.514,58 319.508.603,23

InvestZuwendungen vom Bund 132.542.919,96 128.020.912,47

InvestZuwendungen Land (ISZW) 85.140.396,17 105.430.993,16

InvestZuwendungen v. priv. Unternehmen 69.554.398,39 69.255.232,58

Infrastrukturpauschale, investive Maßnahmen 23.522.643,19 22.972.785,01

InvestZuwendungen verbund. Unternehmen 21.638.067,49 21.299.340,67

Übrige 44.707.367,49 43.899.199,06

Summe 1.122.898.790,81 1.202.092.134,36
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Der Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen hat zum 31.12.2019 einen Anteil 
von 23,7 % an der Bilanzsumme der Stadt Leipzig. Der weit überwiegende Teil dieses Son-
derpostens entfällt dabei auf Investitionszuwendungen vom Land und die ISZW. 

Der Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen hat sich wie folgt entwickelt: 

Anfangsbestand 01.01.2019 1.122.898.790,81

Zugänge 147.386.986,24

Abgänge (Restbuchwerte) -747.192,48

Auflösung der Sonderposten -67.989.459,08

Auflösung aus Abgängen 378.523,25

Zuschreibungen 164.485,62

Endbestand 31.12.2019 1.202.092.134,36  

Dieser Sonderposten hat sich zum Vorjahr 
erfolgte Zugänge beim Sammelsonderposten aus der ISZW im Jahr 2019 i. H. v. 72,8 
individuellen Investitionszuwendungen vom Land i. H. v. 42,0 anlagenkonkret 
zugeordneten Investitionszuwendungen vom Land (ISZW der Jahre 2012 bis 2016) i. H. v. 
25,1 Mio.  

Der nach § 61 Abs. 9 SächsKomHVO in der EÖB gebildete Sammelsonderposten für die ISZW 
wird seit dem JA 31.12.2012 pauschal in gleichen Jahresraten sachgerecht aufgelöst 
(17,9 Mio.  p. a.). Der Restbuchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2019 beträgt 132,9 Mio.  

Zugänge aufgrund der ISZW (§ 15 SächsFAG) werden von 2012 bis 2016 als reguläre Inves-
titionszuwendungen vom Land bilanziert und den bezuschussten Vermögensgegenständen 
konkret zugeordnet. Mit Inkrafttreten der neuen SächsKomHVO am 17.08.2019 wurde den 
Kommunen freigestellt, die ISZW vermögensgegenstandsbezogen oder als Sammelsonder-
posten mit pauschaler ergebniswirksamer Auflösung zu bilden. Die Stadt Leipzig hat das Wahl-
recht des § 40 Abs. 2 Satz 3 SächsKomHVO zugunsten der Bildung von Sammelsonderposten 
ausgeübt, die beginnend mit dem Jahr der Bildung in 20 gleichen Jahresraten ergebniswirk-
sam aufzulösen sind. Zum Stichtag 31.12.2019 beträgt der Restbuchwert des Sammelsonder-

Dieser Betrag beinhaltet neben der eigentlichen ISZW nach § 15 
SächsFAG auch das Vorsorgevermögen nach § 23 SächsFAG ( . 

InvestZuwendungen 
Land
41%

ISZW
27%

InvestZuwendungen
vom Bund

10%

InvestZuwendungen 
Land (ISZW)

9%

InvestZuwendungen
v. priv. Unternehmen

6%

Infrastrukturpauschale,
investive Maßnahmen

2%

InvestZuwendungen
verbund. Unternehmen

2%Übrige
4%

Zusammensetzung des Sonderpostens für empfangene 
Investitionszuwendungen in % 
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Gemäß § 42 Abs. 2 SächsKomHVO sind noch nicht zweckentsprechend verwendete Zuwen-
dungen mit schwebender Rückzahlungsverpflichtung und bereits zurückgeforderte Zuwendun-
gen in der Bilanz als sonstige Verbindlichkeiten auszuweisen. Mit der Fertigstellung des Ver-
mögensgegenstandes hat auf der Aktivseite die Umbuchung vom Bilanzposten AiB auf die 
jeweiligen Bilanzposten des Anlagevermögens zu erfolgen. Zeitgleich ist auf der Passivseite 
die Umbuchung von den sonstigen Verbindlichkeiten in den jeweiligen Sonderposten vorzu-
nehmen.  

Gemäß § 40 Abs. 1 SächsKomHVO sind als Sonderposten ebenso auch zweckgebundene 
Geld- und Sachgeschenke für Investitionen auszuweisen. 

Die jeweiligen investiven Zuwendungen vermindern hierbei den städtischen Eigenmittelbedarf 
(inkl. Kreditaufnahmen) bei Investitionen. Die folgenden beiden Übersichten geben hierzu ei-
nen Überblick über die Gesamtförderquote anhand der im HHJ 2019 vorgenommenen Aktivie-
rungen sowie gebildeten Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen.10 

Bezeichnung Zugangswert

6 Leipzig-Kita, grds. keine individuelle Förderung (VI-DS-04806-NF-06) 21.736.474,71

Eigenmittel 77.292.416,12

ISZW 72.847.173,00

individuelle Förderung 48.966.085,40

pauschale Förderung aus Mitteln der Infrastrukturpauschale bzw. der ISZW 25.573.727,84

Finanzierung der Zugänge des Anlagevermögens (ohne Finanzanlagen) 246.415.877,07

 

 

Im HHJ 2019 wurden Investitionen i. H. v. 246,4 Mio. 
Ein- und Auszahlungszeitpunktes. Die aufgebrachten Mittel setzen sich wie folgt zusammen: 

- - aktiviert, welche i. v. H. mit Eigenmitteln 
der Stadt Leipzig (insgesamt ) finanziert worden sind. Bei diesen Baumaß-
nahmen war nie eine Förderung vorgesehen und damit auch nicht beantragt. 

- In Höhe von 49,0 Mio. gewährt oder es lagen hierfür Sach-
schenkungen/Kostenbeteiligungen vor. 

                                                           
10 Die jeweiligen Zahlungsflüsse bleiben hierbei unberücksichtigt. 

6 Leipzig-Kitas; keine 
Förderung

9%Eigenmittel
31%

ISZW
30%

individuelle Förderung
20% pauschale Förderung aus Mitteln

der Infrastrukturpauschale
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10%
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- Investitionen i. H. v. 25,6 Mio. 
ISZW untersetzt. Bei der ISZW stammen die Mittel aus den Jahren 2012 bis 2016, 
welche von den sonstigen Verbindlichkeiten FHH umgebucht wurden. Bei der Infra-
strukturpauschale sind entweder jahresaktuelle Mittel oder nicht verbrauchte Mittel aus 
Vorjahren betroffen. 

- Laut Anlagenbuchhaltung betrug der Zugang zum Sammelsonderposten aus ISZW im 
HHJ 2019 72,8 Mio. Darin enthalten sind die für das HHJ 2019 gewährten ISZW 
i. H. v. 49,0 Mio. Weiterhin wurde der für 2019 festgesetzte Auflösungsbetrag des 
Vorsorgevermögens (23,8 Mio. gemäß § 23 SächsFAG dem Sammelsonderposten 
zugeführt.  

- In Höhe von 77,3 Mio. wurden Investitionen durch die Stadt eigenfinanziert. Dieser 
Wert wurde vom RPA als Residualgröße rechnerisch ermittelt. 

- In den Zu- und Abgängen sind Verschiebungen zwischen den HHJ zu verzeichnen. Die 
Auswertungen des HHJ 2019 enthalten Nachbuchungen vom HHJ 2018. Ebenso wur-
den nicht alle Vorgänge, welche das HHJ 2019 betreffen, auch in 2019 verbucht (siehe 
nachfolgende Prüfungsergebnisse). 

Prüfungsergebnisse: 

 Ein systematischer Ausweisfehler von passiven Sonderposten/sonstigen Verbindlich-
keiten konnte bei der Fertigstellung von Investitionen mit nachträglicher Förderzahlung 
festgestellt werden. Sollten zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Vermögensgegen-
standes noch nicht alle beschiedenen Zuwendungen vom Fördermittelgeber ausge-
zahlt worden sein, wurde entgegen § 40 SächsKomHVO lediglich der Betrag umge-
bucht, bei dem bereits eine Zuwendungseinzahlung vorlag. In der Stichprobe betraf 
dies jeweils die Investitionszuwendungen vom Land bei der Schule Am Auensee 

-Frank-
 

Der Sachverhalt wird von der SKÄ bestätigt. Die grundsätzliche Klärung zum Ansatz 
und Ausweis empfangener Investitionszuwendungen soll im Zuge der anstehenden 
Überarbeitung der einschlägigen DA des OBM Nr. Arbeit mit Zuweisungen 
von der Europäischen Union, des Bundes, des Freistaates Sachsen sowie von Dritten  
erfolgen. Angabegemäß befindet sich die DA aktuell in der Überarbeitung und soll dem 
RPA im Januar 2022 vorgelegt werden. Die zu erarbeitende Regelung bildet auch eine 
wesentliche Grundlage für die ausstehende DA Bilanzbuchhaltung. 

 Bei der Mensa Böhlitz-Ehrenberg unterblieb trotz Fertigstellung die Umbuchung von 
den sonstigen Verbindlichkei  (siehe 
hierzu auch Gliederungspunkt 8.3.1.1.). 

Die SKÄ bestätigt diese Feststellung. Inzwischen liegt die Meldung des Fachamtes vor. 
Die Passivierung ist auskunftsgemäß zum 01.01.2020 erfolgt. 

 Die den einzelnen Investitionsmaßnahmen zugeordneten ISZW der Jahre 2012 bis 
2016 sowie die Infrastrukturpauschalen wurden nicht von den sonstigen Verbindlich-
keiten in den Sonderposten umgebucht, obwohl die jeweilige AiB einen geringeren 
Wert ausweist als die dazugehörige pauschale Zuwendung. Der Ausweisfehler betrifft 
bei den n Infrastrukturpauschalen  

Seitens der SKÄ wird zukünftig eine Korrektur angestrebt. Hierfür seien umfangreiche, 
zeitaufwendige Abstimmungen notwendig. 

 Ein systematischer Ansatzfehler liegt bei Schenkungen vor. Sowohl im HHJ 2018 als 
auch 2019 war eine fehlende Verbuchung von geschenkten Vermögensgegenständen 

für Investitionszuwendungen zu konstatieren. 

Diesbezüglich verweist die SKÄ auf die geplante Inventarisierung aller fehlenden 
Kunstgegenstände bis zum 31.03.2022 und die anschließend beabsichtigte Überfüh-



 

G:\Team\PS\Schlussbericht_Jahresabschluss_2019\Bericht_an_die_RV_JA_2019\FINAL PDF\1_Bericht_JA 2019_FINAL.docx 

Seite 57 von 74 

rung der Daten über eine Schnittstelle aus der Museumssoftware in die Anlagenbuch-
haltung der Stadt Leipzig. Erst danach sei die Umsetzung eines laufenden Prozesses 
zur Erfassung der gespendeten Vermögensgegenstände sinnvoll möglich. 

Im Rahmen der Prüfung des Prozesses zur ordnungsgemäßen Bilanzierung von 
Schenkungen in der VR im HHJ 2019 wurde u. a. das Thema der Meldung von Schen-
kungen an die Anlagenbuchhaltung aufgegriffen. Infolge dessen erfolgten bereits erste 
Prozessanpassungen in einzelnen Organisationseinheiten, um eine ordnungsgemäße 
Meldung künftig abzusichern.  

 Infolge der Fehlbuchungen ist auch eine fehlende ertragswirksame Auflösung des Son-
derpostens festzustellen. 

Die Verwaltung sollte die Bildung und die Auflösung des passiven Sonderpos-
tens dem Grunde und der Höhe nach eruieren und entsprechend korrigieren. Da-
bei sind die Vorgaben des § 40 SächsKomHVO zu beachten. 

Nach Auskunft der SKÄ soll die korrespondierende Auflösung des Sonderpostens ab 
dem JA 2020 überprüft werden. Zudem werde die Auflösung der Sonderposten anga-
begemäß als Prozess im IKS zum JA in der Anlagenbuchhaltung aufgenommen.  

8.3.6. Rückstellungen 

Rückstellungen
Buchwert

31.12.2018
Buchwert

31.12.2019

Rückstellungen für Entgeltzahlungen für Zeiten der Freistellung von der Arbeit im 
Rahmen von Altersteilzeit

11.058.343,92 9.266.544,63

Rückstellungen für die Rekultivierung und Nachsorge von Deponien 1.045.037,50 986.030,41

Rückstellungen für die Sanierung von Altlasten und sonstige 
Umweltschutzmaßnahmen

3.505.762,51 1.883.580,24

Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten aufgrund von 
Steuerschuldverhältnissen

8.256,72 32.244,03

Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus anhängigen Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren sowie aus Bürgschaften, Gewährverträgen und 
wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften

9.053.160,61 8.070.151,76

Rückstellungen für unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung im HHJ 12.237.198,32 8.652.990,71

Rückstellungen für sonstige vertragliche oder gesetzliche Verpflichtungen zur 
Gegenleistung gegenüber Dritten, die im laufenden HHJ wirtschaftlich begründet 
wurden und die der Höhe nach noch nicht genau bekannt sind, sofern sie 
erheblich sind

45.388.807,88 38.882.577,84

sonstige Rückstellungen 5.313.310,72 5.349.813,10

Summe 87.609.878,18 73.123.932,72  

Die Rückstellungen zum 31.12.2019 haben sich im Vergleich zum Vorjahr um 14,5 Mio. 
duziert. Dies ist hauptsächlich auf den Rückgang der Rückstellungen für sonstige vertragliche 
oder gesetzliche Verpflichtungen zur Gegenleistung gegenüber Dritten zurückzuführen.
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8.3.6.1. Rückstellungen für sonstige vertragliche oder gesetzliche 
Verpflichtungen zur Gegenleistung gegenüber Dritten, die 
im laufenden HHJ wirtschaftlich begründet wurden und 
die der Höhe nach noch nicht genau bekannt sind, sofern 
sie erheblich sind 

Rückstellungen für sonstige vertragliche oder 
gesetzliche Verpflichtungen zur Gegenleistung 

Buchwert
31.12.2018

Buchwert
31.12.2019

Zuschüsse an freie Träger Kita/Tagespflege (einschl. 
Zuschüsse kommunaler Tagespflege) 12.265.137,94 12.263.100,39

Leistungen aus Hilfen zur Erziehung 6.114.963,11 10.102.806,93

Unterhaltsvorschuss 6.049.844,28 8.697.212,66

Leistungen i. Z. m. der Gewährung von Asyl 8.819.389,42 2.660.004,08

Elternbeiträge Ermäßigung/Absenkung 999.221,86 1.105.773,84

Erstattung Krankenkosten/Hilfe zur Gesundheit 2.252.598,87 374.429,09

Oberflächenentwässerung 5.637.122,84 0,00

Übrige 3.250.529,56 3.679.250,85

Summe 45.388.807,88 38.882.577,84  

Gegenüber dem Vorjahr haben sich diese Rückste
Wie die Tabelle verdeutlicht, ist insbesondere bei der Oberflächenentwässerung, im Asylbe-
reich sowie bei der Erstattung der Krankenkosten/Hilfe zur Gesundheit ein Rückgang der 
Rückstellungshöhe zu verzeichnen. 

Mit der Reduzierung des Rückstellungsbestandes bei der Straßenoberflächenentwässerung 

des JA 2018 Rechnung getragen. Die Minderung der Bestände bei der Erstattung der Kran-
kenkosten nach § 264 SGB sowie bei der Hilfe zur Gesundheit ist auf die Wertaufhellung im 
Rahmen der Aufstellung des JA 2019 zurückzuführen. Damit wurde auch hier der Feststellung 
des RPA aus Vorjahren entsprochen. Für Verpflichtungen aus Leistungen im Rahmen der Be-
treuung und Bewirtschaftung von Asylunterkünften mussten lt. Auskunft des Sozialamtes auf-
grund ausstehender Rechnungen insbesondere Rückstellungen gebildet werden. Die Proble-
matik einer zeitnahen Rechnungslegung konnte im HHJ 2019 mit dem Betreiber für Asylunter-
künfte geklärt werden, weshalb sich hier der Rückstellungsbestand im Berichtsjahr wesentlich 
reduziert und die Verpflichtungen sachgerecht in den Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 
abgebildet werden.  

Weitere Sachverhalte, welche eine Rückstellungsbildung im Bereich sonstige vertragliche 
oder  

Die korrespondierenden Erträge/Aufwendungen in Bezug auf die Auflösung/Zuführung zu den 
Rückstellungen für sonstige vertragliche oder gesetzliche Verpflichtungen 
die ErgR 2019 eingeflossen: 

sonstige ordentliche Erträge, hier aus der Auflösung von Rückstellungen Konten-
gruppe/

Kontenart

Ist-Ergebnis
HHJ 2019

aus Verpflichtungen ggü. Dritten (SK 2891 0000) 358 6.783.981,97  

In diesem Betrag enthalten ist die Auflösung der Rückstellung für die Straßenoberflächenent-
wässerung i. H. v. 5,6 Mio. wurde der Verwaltung die 
Auflösung der Rückstellung aufgrund der Unbegründetheit vorgeschlagen und ein Korrektur-
vorschlag unterbreitet. Dieser wurde im Rahmen der Aufstellung des JA 2019 ergebniswirk-
sam umgesetzt. 
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Zuführungen von Rückstellungen sind Bestandteil der ErgR nach § 48 i. V. m. 
§ 2 Abs. 1 Nr. 17 SächsKomHVO und sind im nicht zahlungswirksamen ordentlichen Aufwand 
zu erfassen.  

ten im 
Bereich der Zuschüsse an freie Träger für Kindertagesstätten und Tagespflege sowie für Er-
stattungsbeiträge für die Hilfen zur Erziehung. Analytische Prüfungshandlungen wurden im 
Rahmen der Prüfung in Bezug auf die Rückstellungsbildung im Bereich der Hilfen zur Erzie-
hung vorgenommen sowie allgemein zu den Ausführungen im Anhang und Rechenschaftsbe-
richt. 

Hilfe zur Erziehung ist eine Leistung der Kinder- und Jugendhilfe für Familien mit Kindern. Die 
zentrale sachliche Zuständigkeit für die Gewährung von Hilfe zur Erziehung liegt gemäß 
§ 85 SGB VIII beim örtlichen Träger, hier der Stadt. Art und Umfang der Hilfe richten sich nach 
dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall (vgl. 28 bis 35 SGB VIII). Bei der Leistungserbringung 
bedient sich die Stadt u. a. freier Träger. Im Zuge der Rechnungslegung kommt es immer zu 
einem Zahlungsnachlauf und damit zu offenen Verpflichtungen ggü. den Leistungserbringern. 
Zur korrekten periodengerechten Abgrenzung werden Rückstellungen gebildet. Die stetige Er-
höhung des Leistungsbudgets ist insbesondere auf die Kostensteigerung im Einzelfall zurück-
zuführen. Im Berichtsjahr wurden für offene Verpflichtungen Rückstellungen i. H. v. 10,8 Mio. 
gebildet. Der Rückstellungsbildung liegt eine nach Hilfearten aufgeschlüsselte Prognose des 
Fachamtes zu Grunde. Im Rahmen der Wertaufhellung zum 28.01.2021 wurden durch die SKÄ 
insgesamt 5,4 Mio. edert. Damit ver-
bleibt eine Zuführung i. H. v. ca. 5,4 Mio. Ungeachtet der Umgliederung verbleibt entspre-
chend dem von der SKÄ zur Verfügung gestellten Rückstellungsspiegel zum JA 31.12.2019 
für die Hilfe zur Erziehung ein Gesamtbestand an Rückstellungen i. H. v. 10,1 Mio. 
Bestand ergibt sich aus der Summierung nicht in Anspruch genommener Zuführungen im Zeit-
raum 2015 bis 2019. Die Altbestände aus dem Jahr 2015 werden auskunftsgemäß von der 
Verwaltung auf ihre Notwendigkeit geprüft. Für die HHJ ab 2016 seien noch Inanspruchnah-
men der Rückstellungen möglich. 

Prüfungsergebnisse: 

 Insgesamt kann aufgrund des fehlenden Vertragsregisters keine abschließende Wer-
tung zur Vollständigkeit der Rückstellungsbildung vorgenommen werden.  

Bzgl. des Standpunktes der Verwaltung wird auf die Ausführungen im Gliederungs-
punkt 4. verwiesen. 

 Für Rückstellungen aus vertraglichen oder gesetzlichen Verpflichtungen zur Gegen-
leistung ggü.  Nr. 9 SächsKomHVO werden bzgl. 
der Erheblichkeitsgrenze im Anhang keine Erläuterungen vorgenommen. Dies stellt ei-
nen Verstoß gegen § 52 Abs. 2 Nr. 3 SächsKomHVO dar.  

Nach Angaben der SKÄ sollen die Ausführungen zu den Wesentlichkeitsgrenzen in der 
Jahresabschlussverfügung und im Anhang zum JA synchronisiert werden. 

8.3.6.2. Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden 
Geschäften und aus laufenden Verfahren 

Gemäß § 51 Abs. 3 Nr. 3 Buchstabe i SächsKomHVO sind für drohende Verluste aus schwe-
benden Geschäften und laufenden Verfahren Drohverlustrückstellungen zu bilden.  

Laut Anhang zum JA 31.12.2019 Punkt 5.2.3.9 liegt die Erheblichkeitsgrenze zur Bildung von 

ren soll lt. Anhang eine Rückstellungsbildung für Verträge entfallen, bei denen aufgrund von 
Pflichtaufgaben oder strategischen Zielen der Kommune bewusst keine Kostendeckung erfolgt 
und dadurch eine bessere Daseinsvorsorge erzielt werden kann. 
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Für den JA 31.12.2019 hat die Verwaltung eine Drohverlustrückstellungsbetrachtung in Bezug 
auf die Risiken der Stadt aus der Garantieübernahme zugunsten eines Kreditinstitutes vorge-
nommen. Sie kam dabei zu der Einschätzung, dass keine zu bilanzierende Rückstellung für 
drohende Verluste aus schwebenden Geschäften erforderlich ist.  

Im Rahmen der Prüfung sind dem RPA keine weiteren vertraglichen Bindungen, die in Form 
einer Drohverlustrückstellung zu passivieren wären, bekannt geworden. 

Prüfungsergebnisse: 

 In der Jahresabschlussverfügung 2019 sind zu dieser Rückstellungsart keine geson-
derten Festlegungen getroffen worden. Eine eigenständige städtische Regelung als 
Handlungsgrundlage existiert ebenfalls nicht. Damit besteht für die Fachämter keine 
Klarheit, welche Kriterien für die Bildung einer Drohverlustrückstellung vorliegen müs-
sen, um eine sachgerechte Meldung ggü. der SKÄ i. R. d. Aufstellung des JA vorneh-
men zu können. Eine Vollständigkeit ist somit nicht gewährleistet. 

Die SKÄ wird auskunftsgemäß einen Passus zur Drohverlustrückstellung in die Jah-
resabschlussverfügung 2021 aufnehmen. 

 Die Ausführungen in der Jahresabschlussverfügung und dem Anhang sind in Bezug 
auf die Wertaufgriffs-/Erheblichkeitsgrenze widersprüchlich. Während lt. Jahresab-
schlussverfügung 2019 für Rückstellungen eine allgemeine Wertaufgriffsgrenze von 
10,0 -/Erheblichkeitsgrenze für die Drohver-
lustrückstellungen lt. Anhang bei 1,0  

Nach Angaben der SKÄ sollen die Ausführungen zu den Wesentlichkeitsgrenzen in der 
Jahresabschlussverfügung und im Anhang zum JA synchronisiert werden. 

8.3.7. Verbindlichkeiten 

Verbindlichkeiten
Buchwert

31.12.2018
Buchwert

31.12.2019

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 528.689.938,07 478.190.202,21
Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 
wirtschaftlich gleichkommenden 
Rechtsgeschäften 16.189.838,14 15.381.071,53
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 47.131.621,40 54.814.468,52

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 33.191.303,31 46.091.579,11

sonstige Verbindlichkeiten 417.235.590,51 441.257.332,67

Summe 1.042.438.291,43 1.035.734.654,04  

Zum Bilanzstichtag 31.12.2019 sind die Verbindlichkeiten in ihrer Gesamthöhe 
(1.035,7 Mio. Vorjahr. 

8.3.7.1. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 
Die Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen haben sich zum Vorjahr 
verringert. Zum Bilanzstichtag 31.12.2019 bestanden nur Investitionskredite.  

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditneuaufnahmen für Investitionen und Investitions-
fördermaßnahmen wurde für esetzt und mit Schreiben der LD S 
vom 15.05.2019 genehmigt. Aufgrund des nicht vollständig umgesetzten Investitionspro-
gramms (Verschiebung kreditfinanzierter Maßnahmen) sowie des unterjährig stabilen Liquidi-
tätsbestandes erfolgten analog dem Vorjahr im HHJ 2019 keine Kreditneuaufnahmen.  

Die Erfassung der einzelnen Kredite erfolgt in der Schuldenverwaltungssoftware S-Kompass, 
n SAP wird lediglich der verdichtete 

Gesamtbetrag des Kreditbestandes nach Laufzeitband und Verzinsungsart ausgewiesen. 
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Nach der DA des Ersten Bürgermeisters und Beigeordneten 
für die Neuaufnahme und Umschuldung von Kommunalkrediten der Stadt Leipzig
Schuldenverwaltung/Kreditnachweis ist ein kreditbezogener Einzelnachweis in einer Übersicht 
zu führen, der die in SAP ausgewiesenen verdichteten Gesamtwerte belegt. Erstmals konnte 

aufgrund personeller Eng-
pässe als begründende Unterlage nicht übergeben werden. Auch ein nach Laufzeiten unter-
teilter Export aus dem System S-Kompass konnte dem RPA nicht zur Verfügung gestellt wer-
den.  

Eigene Ermittlungen des RPA ergaben in den Laufzeitbändern die folgende abweichende Dar-
stellung: 

Verbindlichkeiten aus 
Kreditaufnahmen für 
Investitionen mit einer Laufzeit

Buchwert SAP
31.12.2019

Wert RPA
31.12.2019 Abweichung

 -  bis 1 Jahr 34,3 97,8 63,5

 -  zwischen 1 bis 5 Jahre 127,3 137,4 10,1

 -  über 5 Jahre 316,6 243,0 -73,6

Summe 478,2 478,2 0,0  

Den wesentlichen Teil der Abweichungen betrifft ein sog. Callgeld (Geldhandelsgeschäft) 
i. H. v. 61,6 Mio. . Anlass für den Abschluss dieses Geschäftes gab die ab dem 15.11.2019 
erfolgte starke Reduzierung der Freibeträge für zu zahlendes Verwahrentgelt auf den Kassen-
bestand. Zur Kompensation der anfallenden Verwahrentgelte wurden Ende 2019 mehrere va-
riabel verzinste Kredite zu einem Callgeld umgeschuldet. Anstelle von Zinszahlungen seitens 
der Stadt Leipzig wurden an diese nun Zinsen ausgezahlt.  

Da es sich hierbei um ein Geldhandelsgeschäft handelt, liegt neben der Geschäftsbestätigung 
der betreffenden Bank kein gesonderter Rahmenkreditvertrag vor. Das Geschäft beinhaltet 
keine Tilgungsleistungen seitens der Stadt Leipzig und kann aufgrund des vereinbarten Rück-
zahlungsanspruchs beiderseits mit Ankündigung bis 12:00 Uhr täglich fällig gestellt werden 
und ist dann in einem Betrag zurückzuzahlen. 

Während die SKÄ das vorgenannte Geschäft in SAP unter den Verbindlichkeiten aus Kredit-
aufnahmen mit einer Laufzeit von über 5 Jahren ausweist, geht das RPA aufgrund der verein-
barten Konditionen (Möglichkeit zur Geschäftsbeendigung täglich gegeben) von einem kurz-
fristigen Charakter des Kreditgeschäftes aus. Dies hat zur Folge, dass die Kreditverbindlichkeit 
mit einer Laufzeit bis zu einem Jahr einzustufen ist. Die tatsächliche Handhabung aus heutiger 
Sicht ist für die Beurteilung der Laufzeiteneinstufung zum Bilanzstichtag 31.12.2019 nicht re-
levant. 

Die übrigen Abweichungen in den einzelnen Laufzeitbändern konnten im Rahmen der Prüfung 
nicht geklärt werden und wurden der SKÄ zur Abstimmung übergeben.  

Das RPA hat geprüft, ob die in der HHS vorgegebene Tilgungsverpflichtung für laufende Kre-
dite und geplante Neuaufnahmen i. H. v. 50,5 Mio. eingehalten wurde. Dies ist der Fall. Im 
HHJ 2019 wurden Kredite i. H. v. 42,3 Mio. und i. H. v. 8,2 Mio. 
getilgt.  

Prüfungsergebnisse: 

 Der Ausweis der Kreditverbindlichkeiten in den einzelnen Laufzeitbändern konnte erst-
malig nicht belegt werden. 

oder eine Gesamtinventarliste mit den entsprechenden Angaben aus S-Kompass 
bereitgestellt werden. 

Der dargestellte Sachverhalt wurde von der SKÄ bestätigt. Gemäß Stellungnahme der 
SKÄ wird ab dem JA 31.12.2020 wieder ein kreditbezogener Einzelnachweis in einer 
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Übersicht geführt und im Rahmen der JAP vorgelegt. Die SKÄ prüft eine technische 
Lösung aus dem S-Kompass. Zudem wird der Ausweis der Kreditverbindlichkeiten 
i. S. d. § 54 Abs. 3 Satz 2 SächsKomHVO vorgenommen, d. h. eine nach Laufzeiten 
gegliederte Darstellung in der Verbindlichkeitenübersicht gemäß Muster 16 der 
Anlage 5 zur VwVKomHSys. 

 Die Abstimmung der in SAP ausgewiesenen Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 
ergab in Bezug auf die einzelnen Laufzeitbänder Abweichungen zu den eigenen Aus-
wertungen des RPA. 

Die Abweichungen sollten geklärt und entsprechende Korrekturbuchungen in-
nerhalb der Laufzeitbänder vorgenommen werden. Dies betrifft insbesondere 
das oben dargestellte Callgeld.  

Die SKÄ bestätigt die Feststellung. Beginnend mit dem JA 2020 erfolgt der Ausweis 
des Callgeldes unter den Kreditverbindlichkeiten mit einer Laufzeit von bis zu einem 
Jahr. Die Übersicht des RPA hinsichtlich der übrigen Abweichungen in den Laufzeit-
bändern kann die SKÄ nicht mehr abstimmen, da Auswertungen aus dem System 
S-Kompass rückwirkend zum 31.12.2019 nicht möglich sind. 

8.3.7.2. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsgeschäften 

Die Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäf-
ten haben sich zum Vorjahr um eine 
Mietkaufverbindlichkeit aus der Asylkunterkunft Arno-Nitzsche-Straße (14,7 M hierunter 
passiviert. Hinsichtlich der Abbildung dieses kreditähnlichen Rechtsgeschäftes besteht  un-
verändert im Vergleich zum Vorjahr  Korrekturbedarf im Buchwerk der Stadt Leipzig. Es wird 
insofern auf die Ausführungen im Schlussbericht an die RV über die Prüfung des JA zum 
31.12.2018, Gliederungspunkt 6.2.3.36, verwiesen. 

Im Anhang wird sachgerecht ausgeführt, dass bezüglich der Modalitäten zur Verbuchung der 
Rückzahlung und Verzinsung des kreditähnlichen Rechtsgeschäftes noch Abstimmungsbe-
darf besteht. Die Verwaltung kündigt gleichzeitig an, dass die Bilanzierung des kreditähnlichen 
Rechtsgeschäftes im Folgejahr korrigiert werden wird. 

Aus der Prüfung wurden darüber keine Tatsachen bekannt, dass die Verbindlichkeiten aus 
Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften unvollständig bilanziert 
werden. 

 -Nitzsche- weiterhin feh-
lerbehaftet. Insofern ergeben sich auch Auswirkungen auf die angegebenen Laufzeit-
zeiten der Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommenden 
Rechtsgeschäften in der Verbindlichkeitenübersicht.  

Nach der angekündigten Abstimmung sollten entsprechende Korrekturbuchun-
gen im JA 31.12.2020 tatsächlich vorgenommen werden. Insoweit sollte danach 
auch die spiegelbildliche Abbildung von künftigen Tilgungsleistungen (und des 
Zinsanteils aus dem Rechtsgeschaft) im JA der Stadt Leipzig und im testierten 
JA des verbundenen Unternehmens zu verzeichnen sein. 

Der Korrekturbedarf hinsichtlich der Abbildung des kreditähnlichen Rechtsgeschäftes 
Arno-Nitzsche-Straße zwischen einem verbundenen Unternehmen und der Stadt 
Leipzig ist aus Sicht der SKÄ zutreffend. Die notwendigen Korrekuren wurden in Ab-
stimmung mit dem verbundenen Unternehmen, dem Fachamt und der SKÄ eruiert. Im 
Ergebnis wird nach Angaben der SKÄ eine Korrektur im Buchwerk der Stadt Leipzig 
erfolgen (der Zeitpunkt kann noch nicht benannt werden).
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8.3.7.3. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 
Die Verbindlichkeiten aus Transferleistungen setzen sich wie folgt zusammen: 

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen
Buchwert

31.12.2018
Buchwert

31.12.2019

Leistungen aus Hilfen zur Erziehung 12.101.907,35 14.889.117,91

Leistungen Kindertageseinrichtungen/-pflege 5.874.030,50 9.597.552,00

Leistungen aus Eingliederungshilfen und Hilfen zur Pflege 6.071.426,02 6.299.813,19

Hilf. f. junge Vollj./Inob./Einglied.hilfe 3.523.188,69 5.345.503,26

Hilfen für Asylbewerber 485.950,86 2.258.168,59

Leistungen aus Hilfen zur Gesundheit 41.708,64 1.709.494,20

Hilfen für unbegleitete minderjährige Ausländer 794.911,92 1.078.050,78

Übernahme Elternbeiträge/Absenkung/Ermäßigung 1.054.954,84 1.071.938,00

Diverse 3.243.224,49 3.841.941,18

Summe 33.191.303,31 46.091.579,11  

Zum 31.12.2019 betragen die Verbindlichkeiten aus Transferleistungen insgesamt 46,1 Mio.  
und sind im Vergleich zum Vorjahr um 12,9 Mio. Die im JA 2018 noch erfolgte 
fehlerhafte Abgrenzung der Gemeindeanteile freier Träger von Kita und Tagespflege wurde im 
JA 2019 sachgerecht gebucht. Zudem ist positiv festzustellen, dass die den Leistungszeitraum 
2019 betreffenden Rechnungen im Rahmen der Wertaufhellung sachgerecht in den Verbind-
lichkeiten aus Transferleistungen statt in den Rückstellungen für vertragliche oder gesetzliche 
Verpflichtungen ausgewiesen werden. 

Die korrespondierenden Aufwendungen sind die maßgeblichste Position der ordentlichen Auf-
wendungen und setzen sich im HHJ 2019 wie folgt zusammen: 

Transferaufwendungen und Abschreibungen auf Sonderposten 
für geleistete Investitionsförderungsmaßnahmen

Konten-
gruppe/

Kontenart
HHJ 2018 HHJ 2019

Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke 431 346.966.377,61 380.941.486,98

Sozialtransferaufwendungen 433 276.862.986,72 305.034.382,04

übrige Transferaufwendungen und Abschreibung auf akt. 
Sonderposten

434, 437, 
439, 471

121.121.608,09 129.520.394,30

Summe 43 744.950.972,42 815.496.263,32  

Im HHJ 2019 betragen die Transferaufwendungen insgesamt 815,5 Mio.  und sind im Ver-
gleich zum Vorjahr um 70,5 Mio. 
sitiven Bevölkerungsentwicklung sowie der damit verbundenen stetig steigenden Zahl älterer 
und pflegebedürftiger Menschen, aber auch unterstützender Leistungen im Jugendbereich. 

Prüfungsergebnisse: 

 Im Anhang zum JA 31.12.2019 fehlt der Mitzugehörigkeitsverweis nach 
§ 47 Abs. 3 SächsKomHVO für die in den sonstigen ordentlichen Aufwendungen ent-
haltenen Aufwendungen aus der aufgabenbezogenen Leistungsbeteiligung nach 
SGB II (SK 4461 1010 und 4461 9100 bis 4461 9700) zu den Transferaufwendungen/ 
-auszahlungen (ErgHH: 125,4 Mio. FinHH: 127,6 Mio. .  

Die SKÄ führt in ihrer Stellungnahme aus, dass sie die Anhangsangaben im Hinblick 
auf den JA 31.12.2020 nochmals prüfen wird. 

 Zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben im Bereich der Grundsicherungsleistungen 
für Arbeitssuchende (SGB II) durch das Jobcenter gehört neben der Leistungsgewäh-
rung, die sich bilanziell im JA der Stadt Leipzig widerspiegelt, auch die ggf. notwendige 
Rückforderung von Leistungen, die im JA der Stadt Leipzig nicht bilanziert werden. 
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Die entsprechende Anhangsangabe, dass den o. g. im JA der Stadt Leipzig bilanzier-
ten Aufwendungen Rückforderungen des Jobcenters (24,5 Mio. , 
erfolgte ebenfalls nicht. 

Beide Anhangsangaben waren entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung 
zum Schlussbericht 2018 vom 07.12.2020 bzw. dem Maßnahme- und Zeitplan 
2018 durch die Verwaltung zugesagt. Eine Umsetzung ist für den JA 2020 nun-
mehr zu gewährleisten. 

Die Anhangsangaben zu diesem Sachverhalt werden durch die SKÄ geprüft. Ebenso 
ggf. in der Zwischenzeit gewonnene Erkenntnisse, die nunmehr gegen die im Rahmen 
des Maßnahmen- und Zeitplans zum JA 2018 gemachte Zusage sprechen könnten. 

 Im Rechenschaftsbericht zum JA 31.12.2019 sind die Ausführungen zum Plan-Ist-Ver-
gleich zum Vorjahr noch nicht aussagekräftig genug. 

Zukünftig ist der Plan-Ist-Vergleich aussagekräftiger zu gestalten und die be-
schlossenen Vorlagen sollten benannt werden. 

Der Hinweis wird durch die SKÄ auf seine Umsetzungsmöglichkeit geprüft. 

 Es war insbesondere festzustellen, dass zum Teil erhebliche Mehraufwendungen (Hil-
fen zur Erziehung  
auch Minderaufwendungen (Hilfen für Asylbewerber i. H. v. Die 
Planung der Transferaufwendungen sowie der Aufwendungen für die Leistungsbeteili-
gung für Unterkunft und Heizung ist im Wesentlichen sehr risikobehaftet, da teilweise 
nur Schätzwerte möglich sind bzw. nicht beeinflussbare Faktoren berücksichtigt wer-
den müssen. Zudem waren die fortgeschriebenen Planansätze in den Budgets 
50_311_ZW (Grundversorgung/Hilfen nach SGB XII) und 50_312_ZW (Grundsiche-

der jeweiligen ARAPs die bestätigten üpl. Aufwendungen/Auszahlungen hätten rück-
gängig gemacht werden müssen. 

Die Einhaltung der Planungsgrundsätze nach § 75 SächsGemO i. V. m. 
§ 10 SächsKomHVO sollte zukünftig noch mehr Berücksichtigung finden. 

Die SKÄ führte hierzu aus, dass eine ordnungsgemäße Haushaltsplanung nach § 75 
SächsGemO und § 10 SächsKomHVO für die SKÄ vorrangige Zielstellung ist. Jedoch 
sei die Planung der Transferaufwendungen nicht immer leicht und nur anhand von 
Hochrechnungen und Annahmen unter Berücksichtigung der fachlichen Zuarbeit durch 
die Fachämter möglich. Diese Zuarbeiten würden durch die SKÄ nach Plausibilität und 
in Berücksichtigung des IST der Vorjahre geprüft, um eine sorgfältige Schätzung in die 
Haushaltsplanung aufzunehmen. In diesem Zusammenhang sei zu berücksichtigen, 
dass die Diskussion zur Haushaltsplanung 2019/2020 bereits im 2. Halbjahr des Vor-
jahres erfolgte und somit Erkenntnisse des tatsächlichen Verlaufs für 2018 noch nicht 
vollumfänglich vorlagen.
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8.3.7.4. Sonstige Verbindlichkeiten 

sonstige Verbindlichkeiten
Konten-
gruppe/

Kontenart

Buchwert
31.12.2018

Buchwert
31.12.2019

Zuwendungen von Dritten: FinHH 279 294.336.576,90 303.617.113,82

Sondervermögen 274 52.501.619,89 58.220.766,88

Vorschüsse und Verwahrgelder (u. a. Verkauf von Grund und 
Boden/Entschädigung Grunddienstbarkeiten)

279 22.989.194,22 17.778.967,53

Klärungsbestand (PSCD) und debitorische Akontozahlungen 279 9.517.859,36 13.900.639,41

Übrige 27* 37.890.340,14 47.739.845,03

Summe 417.235.590,51 441.257.332,67  

Die sonstigen Verbindlichkeiten haben sich zum Vorjahr 
war i. W. auf die Erhöhung der Verbindlichkeiten aus Zuwendungen des FinHH von Dritten um 
9,3  und die Erhöhung der Verbindlichkeiten gegenüber dem Sondervermögen um 

 zurückzuführen.  

Die sonstigen Verbindlichkeiten aus Zuwendungen des FinHH betrugen zum Bilanzstichtag 
303,6 Mio.  42 Abs. 2 
SächsKomHVO bei noch nicht zweckgerechter Verwendung von Zuwendungen von Dritten. 
Im Rahmen der in Stichproben erfolgten Prüfung des Sonderpostens für empfangene Investi-
tionszuwendungen wurde festgestellt, dass für einige bereits umgesetzte Investitionsmaßnah-
men bis zum Bilanzstichtag keine Umbuchung von den sonstigen Verbindlichkeiten in den 
Sonderposten erfolgte. Die sonstigen Verbindlichkeiten aus Zuwendungen des FinHH sind 
zum Bilanzstichtag zumindest um den in Stichproben ermittelten Betrag von 44,2 
hoch ausgewiesen (siehe einzelne Prüfungsergebnisse im Gliederungspunkt 8.3.5.). 

Die Fördermittel zum Ausbau der Hans-Weigel-Straße, die mit dem Bescheid der LD S vom 
21.08.2018 zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur begründet und noch nicht ab-
gerufen worden waren, waren fehlerhaft nicht in den öffentlich-rechtlichen Forderungen und 

 

Zum Stichtag 31.12.2019 wurden Verbindlichkeiten i. H. gegenüber EigB aus-
gewiesen. Davon betreffen 53
quiditätsbewirtschaftung der EigB, die zum Bilanzstichtag im Vergleich zum Vorjahr weiter an-
gestiegen sind.  

Die Ordnungsmäßigkeit der Überleitung des kameralen Verwahrkontenbestandes aus der Ver-
Ge-

genstand der Prüfung der EÖB der Stadt Leipzig zum 01.01.2012 sowie der JA 31.12.2012 
bis 31.12.2018. Das RPA sah im Ergebnis der Prüfung die Voraussetzungen zur Abbildung 
der Verbindlichkeiten als nicht erfüllt an und hat die Verwaltung zur erfolgsneutralen Bereini-
gung dieser Verbindlichkeiten aufgefordert.  

Zum Bilanzstichtag 31.12.2019 sind weiterhin Verbindlichkeiten aus o. g. Sachverhalt i. H. v. 
 Die in Stichproben geprüften Korrekturen zur Bereinigung dieser 

Verbindlichkeiten im HHJ 2019 i. H. v. 2,2 Mio. 
durchgeführt. Korrekturen wesentlicher Fehler von Wertansätzen in der EöB sind gemäß 
§ 62 Abs. 4 SächsKomHVO jedoch erfolgsneutral vorzunehmen. Die LD S hat in ihrem Schrei-
ben an die Stadt Leipzig zum Vollzug SächsGemO und JA 2017  vom 20.07.2020 ebenfalls 
auf den seit 2018 geltenden Grundsatz der Ergebniswirksamkeit der Berichtigungen mit Aus-
nahme der Berichtigungen der EÖB hingewiesen.  

Der Klärungsbestand und die debitorischen Akontozahlungen haben sich im Vergleich zum 
Vorjahr  der debitori-
schen Akontozahlungen in ca. gleicher Höhe zurückzuführen. 

Das Imparitätsprinzip (Verlustantizipationsprinzip) wurde unter Berücksichtigung der Wertauf-
hellung für die Rückzahlungsverpflichtungen von Gewerbesteuern (3,9 Mio. 
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(0,2 Mio.  37 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SächsKomHVO nicht beachtet. Die sonstigen 
Verbindlichkeiten sind insoweit um 4,1 Mio.  

Zur periodengerechten Abgrenzung von Verbindlichkeiten für Rückzahlungsverpflichtungen 
aus Gewerbesteuer (inkl. Erstattungszinsen) besteht seit Jahren ein Dissens zwischen SKÄ 
und RPA. 

In der Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 28.01.2021 wurde der Erste Bürger-
meister und Beigeordnete für Finanzen aufgefordert, eine für beide Seiten tragfähige Lösung 
zu finden und dem Ausschuss im III. Quartal 2021 vorzustellen. 

Am 29.07.2021 fand ein Abstimmungsgespräch zur künftigen Verfahrensweise zwischen SKÄ 
und RPA statt.  

Die erforderlichen Auswertungen im KM-V werden künftig für den Zeitraum 01.01. bis 31.03. 
des Folgejahres durchgeführt (ohne Wertgrenzen). Diese Auswertungen dienen künftig als 
Dokumentationsgrundlage für den jeweiligen JA. Es werden sowohl die Sollabgänge als auch 
die Sollzugänge im Wertaufhellungszeitraum im Rechenschaftsbericht dargestellt und erläu-
tert. 

Erstmals wird diese Verfahrensweise für den JA 31.12.2020 angewendet. Im Ergebnis wird 
die Handlungsempfehlung der SKÄ durch das RPA unter der Voraussetzung mitgetragen, 
dass die Ausführungen im Anhang entsprechend anzupassen sind, da sie sonst im Wider-
spruch zur künftigen Darstellung im Rechenschaftsbericht stehen. 

Prüfungsergebnisse: 

 Die sonstigen Verbindlichkeiten aus Zuwendungen des FinHH sind nach den geprüften 
Stichproben zum Bilanzstichtag mindestens um zu hoch ausgewiesen.  

Im JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2019 sind die sonstigen Verbindlichkeiten aus 
Zuwendungen des FinHH um mindestens 44,2 Mio. zu reduzieren und der Son-
derposten für empfangene Investitionszuwendungen analog zu erhöhen. 

 Betreffend den Ausbau der Hans-Weigel-Straße sind die sonstigen Verbindlichkeiten 
aus Zuwendungen des FinHH sowie die öffentlich-rechtlichen Forderungen zum Bi-
lanzstichtag um 1,4 Mio. ausgewiesen.  

Im JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2019 sind die sonstigen Verbindlichkeiten aus 
Zuwendungen des FinHH sowie die öffentlich-rechtliche Forderungen um min-
destens 1,4 Mio. zu erhöhen. 

Der Sachverhalt wird durch die SKÄ bestätigt. Im Weiteren führt die SKÄ aus, dass 
sich die bisherige Abbildung des Sachverhalts im städtischen JA nicht mit der in den 
FAQ 2.13 niedergelegten Sichtweise der Projektgruppe Doppik beim SMI deckt. Auf 
die begründete Kritik an dieser Position in der Kommentarliteratur (vgl. Rentsch, in: 
Binus u. a., SächsKomHR, § 40 SächsKomHVO, Rdnr. 45) wird durch die SKÄ hinge-
wiesen. Eine grundsätzliche Klärung zum Ansatz und Ausweis empfangener Investiti-
onszuwendungen soll entsprechend den Angaben der SKÄ im Zuge der anstehenden 

ischen Union, des Bundes, des Freistaates Sachsens sowie von Dritten An-
gabegemäß befindet sich die DA aktuell in der Überarbeitung und soll dem RPA im 
Januar 2022 vorgelegt werden. Zudem bilde die zu erarbeitende Regelung auch eine 
wesentliche Grundlage für die ausstehende DA zur Bilanzbuchhaltung. 

 Die vorgeschlagenen Berichtigungen aus der EÖB-Prüfung und der Prüfungen der JA 
2012 bis 2018 zur Ausbuchung der nicht nachgewiesenen Zahlungsverpflichtungen 
aus dem Verkauf von Grund und Boden wurden bis dato nicht vollumfänglich vollzogen. 
Zum Bilanzstichtag 31.12.2019 sind weiterhin Verbindlichkeiten aus o. g. Sachverhalt 

 Die in Stichproben geprüften Korrekturen zur Berei-
nigung dieser Verbindlichkeiten im HHJ 2019 i. H. v. 2,2 Mio. s-
neutral durch die Verwaltung durchgeführt. 
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Die seit der EÖB bilanzierten Erlösabgrenzungen aus der Veräußerung von 
Grundstücken nach § 8 Abs. 1 VZOG in den sonstigen Verbindlichkeiten sind 
schnellstmöglich zu bereinigen. Die bereits nach dem Bilanzstichtag durchge-
führten Vorgänge zur Ausbuchung der Verbindlichkeiten sind auf die Ordnungs-
mäßigkeit zu überprüfen sowie entsprechende erfolgsneutrale Korrekturen im 
letzten offenen JA durchzuführen. 

Der Dissens zwischen der SKÄ und dem RPA bleibt weiterhin bestehen. Entsprechend 
den Ausführungen der SKÄ werden die Anträge auf Erlösauskehr durch das Fachamt 
geprüft. Aufgrund der coronabedingten Schließung des Grundbuchamtes sei es zu 
Verzögerungen bei der Abarbeitung gekommen. Dennoch soll der Prozess bis auf klei-
nere Sachverhalte in 2021 abgeschlossen werden. 

 Die Verbindlichkeiten aus Klärungsbedarfen und aus debitorischen Akontozahlungen 
sind zum 31.12.2019 von 9,5 Mio.  Mio. weiter angestiegen. 

Unter Einhaltung der GoB sind die Prozesse so anzupassen, dass solche Ver-
bindlichkeiten zum Bilanzstichtag auf ein Minimum reduziert werden. Positiv 
wertet das RPA die Ausweiskorrekturen auf der Hauptbuchebene, die im Rahmen 
der Aufstellung des JA erfolgten. Diese können jedoch von vornherein vermie-
den werden. Bei den manuellen Korrekturen ist die erforderliche Anpassung der 
FinR mit zu beachten. Nur so können mögliche Plan/Ist-Abweichungsanalysen 
zu einem sachgerechten Ergebnis führen. 

Nach Angaben der SKÄ konnte die Bearbeitung des Prüfungsvermerks bis zum Re-
daktionsschluss dieses Berichts nicht abgeschlossen werden. Der Prozess werde der-
zeit geprüft. In die Jahresabschlussverfügung 2021 wurde angabegemäß der Hinweis 
aufgenommen, dass Zahlungsanordnungen unverzüglich zu erteilen und sofort an die 
Stadtkasse zur Freigabe zu übergeben sind. 
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8.3.8. Vorbelastungen  Darstellungen unterhalb der VR 
Gemäß § 46 SächsKomHVO sind die Vorbelastungen künftiger HHJ unter der VR zu vermer-
ken, sofern sie nicht auf der Passivseite auszuweisen sind. Eine Passivierung hat stets Vor-
rang vor einem Vermerk unter der VR. Jede Art der Vorbelastung darf in einem Betrag ange-
geben werden. Der § 52 Abs. 2 Nr. 7 SächsKomHVO bestimmt, dass diese Angaben im An-
hang näher zu erläutern sind.  

Prüfungsseitig war festzustellen, dass die Verwaltung ihrer Verpflichtung zum Ausweis der 
künftigen Vorbelastungen grundsätzlich nachgekommen ist.  

Bürgschaften und Gewährverträge 

Im HHJ 2019 sank das Volumen der bürgschaftsbesicherten Darlehen um 15,0 
gleich zum Vorjahr. Damit belaufen sich die Verpflichtungen aus Bürgschaften der Stadt ge-
mäß JA zum 31.12.2019 auf 248,9 Mio. he 
setzen sie sich wie folgt zusammen: 

 

Weiterhin bestehen zum 31.12.2019 Verpflichtungen aus Gewährverträgen i. H. v. 
37,4 Mio.  

Der Bürgschaftsbestand wurde anhand der von der SKÄ abgeforderten Saldenbestätigungen 
und qualifizierten Bankbestätigungen zum 31.12.2019 geprüft und nachgewiesen.  

Im Rahmen der Auswertung der qualifizierten Bankbestätigungen war ersichtlich, dass die 
Stadt Leipzig zusätzlich 
gesellschaft bürgt. Eine Erläuterung hierzu wurde im Anhang sowie im Rechenschaftsbericht 
zum JA 31.12.2019 vorgenommen. Im Bürgschaftsnachweis der Stadt, der als Inventarver-
zeichnis dient, wird diese Kontokorrentlinie jedoch nicht aufgeführt. Weiterhin werden die 
Eventualverbindlichkeiten aus Bürgschaften unterhalb der VR in Höhe der Kontokorrentkredit-
linie um diese  

Aus Sicht des RPA bestehen Bürgschaften und Gewährverträge per 31.12.2019 wie folgt: 

Bürgschaften 248,9

verbürgte Kontokorrente 3,1

Gewährverträge 37,4

Bürgschaften und Gewährverträge 289,4  

Leipziger HH und 2. Konzeption zur Rückführung der  
(RBV-1276/12) wurde im Beschlusspunkt 5 festgelegt, dass die Bürgschaften ab dem Jahr 
2015 unter 300,0 Mio. 

Wohnungsbau und
-verwaltung

203,4

Wirtschaftsförderung
und Stadtentwicklung

31,2

Gesundheit, Soziales,
Jugend und Bildung

10,4

Kultur
3,9

Zusammensetzung der Bürgschaften nach Aufgabenbereichen in 
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31.12.2019 rd. 289,4 Mio. 
erstmalig erreicht werden. 

Seit 2018 entwickelten sich die Bürgschaften und Gewährverträge wie folgt: 

31.12.2018 31.12.2019 Veränderung

Bürgschaften

Wohnungsbau und -verwaltung 213,3 203,4 -9,9

Gesundheit, Soziales, Jugend und Bildung 11,0 10,4 -0,6

Wirtschaftsförderung und Stadtentwicklung 34,2 31,2 -3,0

Verkehr 0,0 0,0 0,0

Kultur 5,4 3,9 -1,5

Zwischensumme 263,9 248,9 -15,0

Gewährverträge

Garantie 46,3 37,4 -8,9

verbürgter Kontokorrent

verbürgter Kontokorrent 3,1 3,1 0,0

Gesamt (ohne verbürgtem Kontokorrent) 310,2 286,3 -23,9

Gesamt (mit verbürgtem Kontokorrent) 313,3 289,4 -23,9

nachrichtlich:

amtl. Einw ohnerzahl zum 31.12. EW 587.857 593.345 5.488

sächsischer Durchschnitt 218 196 -22

Haftungssumme Stadt Leipzig 533 488 -45  

Wird die Summe der Bürgschaften und Gewährverträge auf die Einwohnerzahl in Leipzig be-
zogen, ergibt sich zum 31.12.2019 
Durchschnitt lag entsprechend der Daten des Statistischen Bundesamtes11 im HHJ 2019 bei 

g liegt damit über dem säch-
sischen Durchschnitt. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Stadt Leipzig wesentliche Bürg-
schaften an eine Wohnungsbaugesellschaft ausgereicht hat. Die hauptsächliche Aufgabe die-
ser Gesellschaft liegt in der Vermietung und Bewirtschaftung von Immobilienbeständen, ins-
besondere von Wohnungen. Sie unterstützt damit die Stadt Leipzig bei der Wohnraumversor-
gung. 

Die Stadt Leipzig hat im JA 31.12.2019 die Verpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsge-
R angegeben.  

Es bleibt unberücksichtigt, dass es über das passivierte Mietkauf- -Nitzsche-

kann, welche aufgrund der mit ihnen verbundenen langfristigen Leistungsverpflichtungen zu 
erheblichen wirtschaftlichen Belastungen für den HH der Stadt Leipzig führen können. Soweit 
aufgrund fehlendem wirtschaftlichen Eigentum eine Bilanzierung im Sachanlagevermögen 
ausscheidet, ist nach Auffassung des RPA zumindest die Angabe derartiger Belastungen unter 
der Bilanz und Erläuterung im Anhang nach § 52 Abs. 2 Nr. 7 SächsKomHVO angezeigt.  

Dies betrifft für den JA 31.12.2019 zumindest die finanziellen Verpflichtungen der Stadt Leipzig 
aus dem sog. Mietvertrag über das von einem verbundenem Unternehmen ausgeführte Inves-

s 
verbundenen Unternehmens als Anlagevermögen ausgewiesen ist.  

                                                           
11 vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 14  Reihe 5, 2019, Tabellenteil 9 
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Für die Beurteilung, ob ein kreditähnliches Rechtsgeschäft vorliegt, kommt es nicht auf die 
formale Bezeichnung und Einordnung des Geschäftes, sondern auf dessen wirtschaftliche 
Auswirkung an. 

 bei 
wirtschaftlicher Betrachtungsweise zu dem gleichen Erfolg führen würde wie die Kreditauf-
nahme. Das ist dann der Fall, wenn die Gemeinde im laufenden HHJ (im Wesentlichen) die 
volle Leistung erhält, die Gegenleistung jedoch erst zu einem späteren Zeitpunkt erbringen 
muss; mit anderen Worten, wenn also die Gegenleistung oder sonstige Lasten einer empfan-
genen Leistung auf spätere HHJ verlagert werden12. 

Es wird darauf hingewiesen, dass das RPA mit der Auffassung des Sächsischen Rechnungs-
hofes, dargestellt im Jahresbericht 2016, Bd. II Kommunalbericht auf den Seiten 97 ff., welche 
sich auf den vorliegenden Sachverhalt übertragen lässt, konformgeht. 

So enthält auch der vorliegend einschlägige Mietvertrag wesentliche Elemente eines Kommu-
nal-Immobilien-Leasings, bei dem der Leasinggeber in der Regel nicht nur die Finanzierung, 
sondern auch die Planung und Ausführung des Bauvorhabens nach den Wünschen und Vor-
gaben des Leasingnehmers übernimmt. 

Insbesondere wurde die Miete so kalkuliert, dass ein verbundenes Unternehmen als Vermie-
terin/Investorin in der Lage ist, die Investitionskosten selbst unter anteiliger Berücksichtigung 
von Instandhaltungen, eines Risikozuschlages und einer Gewinnmarge über die feste Laufzeit 
des Vertrages zu refinanzieren.13 Der Vertrag ist über eine Laufzeit von 20 Jahren nicht or-
dentlich kündbar, d. h. die Mieteinnahmen und damit auch die Refinanzierung der Investitions-
kosten sind über die fest vereinbarte Laufzeit gesichert. 

Daher belastet der Vertrag den städtischen Haushalt nachhaltig und langfristig ähnlich wie ein 
Kreditvertrag bzw. kommt einem solchen in seinen wirtschaftlichen Auswirkungen gleich. Es 
handelt sich nicht um einen herkömmlichen Mietvertrag.14 

Auch das fehlende Ankaufrecht steht nach Auffassung des Sächsischen Rechnungshofes, die 
das RPA ausdrücklich teilt, der Annahme eines kreditähnlichen Rechtsgeschäftes nicht entge-
gen. Es würde dem Sinn und Zweck des § 82 Abs. 5 SächsGemO zuwiderlaufen, wenn der 
Vertrag nur deshalb nicht als kreditähnliches Rechtsgeschäft eingestuft werden würde, weil 
die Stadt kein Eigentum erlangen kann und damit möglicherweise noch schlechter gestellt ist. 

Für die Vermerk- und Auskunftspflicht im JA ist es aus Sicht des RPA auch unerheblich, dass 
es sich bei dem verbundenen Unternehmen um eine 100%ige Tochter der Stadt Leipzig han-
delt. Die langfristigen Auswirkungen auf den städtischen HH als Grundlage für die gesetzlichen 
Anforderungen sind nämlich in diesem Fall ebenso gegeben, da sich die Stadt Leipzig auch 
den langfristigen vertraglichen Verpflichtungen mit ihren Eigengesellschaften nicht (ohne Wei-
teres) entziehen kann. Deren vollständige Kenntnis durch Ausweis im Buchwerk ist damit zwin-
gende Voraussetzung für eine sachgerechte Einschätzung der wirtschaftlichen Leistungsfä-
higkeit der Stadt Leipzig. Für diese Sichtweise spricht auch die Kreditdefinition in § 59 Nr. 32 
SächsKomHVO, welche sogar die von Sondervermögen mit Sonderrechnung aufgenomme-
nen Finanzierungsmittel mitumfasst. Eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durch die Stadt 
Leipzig ist daher auch in diesen Fällen aus Sicht des RPA vor Vertragsabschluss erforderlich, 
ungeachtet dessen, dass die LD S in diesen Fällen kein Genehmigungserfordernis bzgl. des 
Rechtsgeschäftes sieht. 

Prüfungsergebnisse: 

 Wie bereits im Vorjahr wurden die Eventualverbindlichkeiten aus Bürgschaften unter-
halb der VR i. H. einer Kontokorrentkreditlinie von 3,1 Mio. 
gungsgesellschaft zu niedrig ausgewiesen.  

                                                           
12  
13 vgl. die Anlage 4 zur Vorlage Nr. VI-DS-03974 
14 vgl. Quecke/Schmid, Kommentar zur SächsGemO, § 82 Rn. 201 
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Soweit die Gemeinde für eine Kontokorrentverbindlichkeit eines Dritten haftet, 
bezieht sich das Haftungsrisiko auf den gesamten Kontokorrentrahmen (und ist 
entsprechend unter der VR abzubilden, auch wenn zum Stichtag keine Inan-
spruchnahme erfolgte). 

Gemäß Stellungnahme der SKÄ werden für die Aufstellung des nächsten JA die Bürg-
schaftsangaben für den Ausweis der Vorbelastungen künftiger HHJ unter der VR ge-
prüft. Der JA 31.12.2019 wird nicht geändert. 

 Für eine Aktivierung und Passivierung des Gebäudekomplexes Kinderhaus Cu-

schlaggebend. Aus Gründen der Vereinfachung kann im Regelfall die steuerrechtliche 
Behandlung des jeweiligen Projektes zu Grunde gelegt werden, die durch die Leasing-
erlasse des Bundesministeriums der Finanzen geregelt wurde. Die Vertragsgestaltung 
sollte sich hieran ausrichten und eindeutige, interpretationsfreie Regelungen beinhal-
ten.  

Eine abschließende steuerliche/bilanzielle Einschätzung war vorliegend auf-
grund des sehr individuellen Vertragswerkes diffizil. Der Entscheidung über eine 
Bilanzierung derartiger Bauvorhaben sollte daher auch eine verbindliche Aus-
kunft des zuständigen Finanzamtes zu Grunde liegen, die aus Gründen der 
Rechtssicherheit bereits vor Vertragsschluss eingeholt worden sein sollte.  

Die SKÄ führt in ihrer Stellungnahme aus, dass sie die Hinweise des RPA bei der Er-
arbeitung des künftigen Vorgehens prüfen und ggf. berücksichtigen werde. 

 Auch sog. Mietverträge können aufgrund ihrer konkreten Ausgestaltung im Einzelfall 
zu langfristigen Leistungsverpflichtungen und damit zu derart erheblichen wirtschaftli-
chen Belastungen für den HH der Stadt Leipzig führen, dass deren Angabe unter der 
Bilanz und Erläuterung im Anhang nach § 52 Abs. 2 Nr. 7 SächsKomHVO angezeigt 
ist und die Anforderungen an die kreditähnlichen Rechtsgeschäfte zu erfüllen sind. 
Diese Voraussetzungen sind bei de

 

Die Verwaltung sollte prüfen, inwieweit weitere langfristige Finanzierungsver-
pflichtungen vorliegen, die wesentliche Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit 
der Stadt Leipzig haben (können) und somit ebenfalls im JA/Anhang auszuwei-
sen/zu erläutern sind. 

Die Bearbeitung der Prüfungsfeststellung konnte seitens der SKÄ bis zum Redaktions-
schluss dieses Berichtes nicht abgeschlossen werden. Im JA 2019 werden auskunfts-
gemäß keine Änderungen vorgenommen, diese aber für Folgeabschlüsse geprüft. 
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9. Prüfungsvermerk 
Nach dem Ergebnis der Prüfung des JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2019 nebst Anhang (inkl. 
Anlagen) und dem zugehörigen Rechenschaftsbericht für das HHJ 2019 wird der folgende 
eingeschränkte Prüfungsvermerk erteilt. 

Das RPA hat den JA der Stadt Leipzig  bestehend aus der VR zum 31.12.2019, der ErgR 
und der FinR für das HHJ 2019 sowie den Anhang nebst allen Anlagen  geprüft. Darüber 
hinaus wurde der Rechenschaftsbericht der Stadt Leipzig für das HHJ 2019 geprüft. Deren 
vorherige Aufstellung nach den gemeinderechtlichen Vorschriften des Freistaates Sachsen 
und den sie ergänzenden Bestimmungen der Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Best-
immungen liegt in der Verantwortung des OBM (§ 88 c Abs. 1 SächsGemO) und des Ersten 
Bürgermeisters und Beigeordneten für Finanzen/Fachbediensteten für das Finanzwesen 
(§ 62 Abs. 1 SächsGemO). 

Die Prüfung des JA zum 31.12.2019 sowie des Anhangs und des Rechenschaftsberichts nach 
§ 104 SächsGemO und § 6 SächsKomPrüfVO wurde risikoorientiert vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so auszurichten und durchzuführen, dass wesentliche Unstimmigkeiten und 
Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften, die sich auf die Darstellung eines den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechenden Bildes der VFE-Lage (nach § 88 Abs. 1 SächsGemO) auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden.  

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Tätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Stadt Leipzig sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilan-
zierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des OBM der Stadt Leipzig sowie 
die Würdigung der Gesamtdarstellung des JA nebst Anhang und Rechenschaftsbericht. 

Das RPA ist der Auffassung, dass die Prüfung im Wesentlichen eine hinreichend sichere 
Grundlage für die nachfolgende Beurteilung bildet. 

Der JA der Stadt Leipzig nebst Anhang vermittelt noch nicht vollumfänglich unter Beachtung 
der GoB ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der VFE-Lage der Stadt 
Leipzig. Auf die nachfolgenden Einschränkungen wird diesbezüglich verwiesen. 

Der Rechenschaftsbericht des HHJ 2019 vermittelt mit den nachfolgenden Einschränkungen 
insgesamt ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild des Verlaufs der Haus-
haltswirtschaft und von der Lage der Gemeinde unter dem Gesichtspunkt der Sicherung der 
stetigen Erfüllung der Aufgaben.  

Mit Ausnahme der anschließenden Einschränkungen wird entsprechend § 104 Abs. 1 
SächsGemO aus der Prüfung des JA 31.12.2019 und des Rechenschaftsberichts des HHJ 
2019 bestätigt, dass 

1. bei den Erträgen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie bei der Ver-
mögensverwaltung grundsätzlich vorschriftsmäßig verfahren worden ist, 

2. die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig begründet 
und belegt sind und 

3. das Vermögen, die Kapitalposition, die Sonderposten, die Rechnungsabgrenzungs-
posten und Schulden überwiegend richtig nachgewiesen worden sind. 

Die Einschränkungen lauten: 

- Obwohl die Verwaltung stetig an der Umsetzung der rechtlichen Vorgaben für die 
Durchführung von Inventuren in der Stadt Leipzig arbeitet und die dafür notwendigen 
Rahmenbedingungen (interne Regelungen, technische Voraussetzungen) sukzessive 
geschaffen werden, waren  
- für den Grund und Boden sowie für die Kunstgegenstände keine vollständigen 

Bestandsverzeichnisse erstellt. 
- dringend notwendige Regelungen zur Durchführung von Buchinventuren bis zur 

Abfassung dieses Berichts noch nicht erlassen worden. 
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- Für den Beteiligungsansatz an der FEO ist eine Zuschreibung nach der Eigenkapital-
spiegelmethode (30,5  
§ 37 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SächsKomHVO nicht erfolgt (siehe Gliederungspunkt 8.3.2.). 

- Konzessionserträge (8,1  wurden entgegen § 37 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
und Nr. 4 SächsKomHVO nicht periodengerecht bilanziert. Daraus resultieren zu nied-
rige privatrechtliche Forderungen (siehe Gliederungspunkt 4.). 

- Für die durch die Stadt Leipzig eingenommenen Gelder aus dem Verkauf von Grund 
und Boden (ungeklärte Eigentumsverhältnisse) i. H. 
eines Herausgabeanspruchs seit der EÖB nicht nachgewiesen. Dies stellt einen An-
satzfehler nach § 36 Abs. 1 SächsKomHVO dar, der erfolgsneutral zu korrigieren ist 
(siehe Gliederungspunkt 8.3.7.4.). Insofern ist auch die Angabe der fremden Finanz-
m  

- Die zu aktivierenden Eigenleistungen werden weiterhin in zu geringer Höhe ausgewie-
sen (nicht bezifferbar). Eine interne Abrechnung und somit ein abrechnungsfähiger 
Nachweis über die selbst erbrachten aktivierungsfähigen Leistungen der städtischen 
Beschäftigten erfolgt wiederholt nicht. Dies ist ein Verstoß gegen § 89 Abs. 5 
SächsGemO und § 38 Abs. 2 SächsKomHVO (siehe Gliederungspunkt 6.2.5.8.). 

- Zudem wurden Ansatz- und Ausweisfehler festgestellt, die keinen Einfluss auf die Ka-
pitalposition haben; sich aber teilweise bilanzverlängernd auswirken, u. a.: 
- Der passive Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen ist um 

46,1 Mio.  zu gering ausgewiesen. Dabei handelt es sich i. H. v. 35,5 Mio.  
um pauschale Investitionszuwendungen, die entgegen § 40 und § 42 Abs. 2 
SächsKomHVO nicht von den sonstigen Verbindlichkeiten in den Sonderposten 
umgebucht wurden, obwohl die korrespondierenden Anlagengegenstände fer-
tiggestellt waren und somit keine latente Rückzahlungsverbindlichkeit mehr be-
stand. Damit verbundene unterlassene ertragswirksame Auflösungen der pas-
siven Sonderposten für das HHJ 2019 sind selbstständig von der Verwaltung 
zu ermitteln (siehe Gliederungspunkt 8.3.5.). 

- Eingangsrechnungen für Hoch-, Tief- und sonstige Baumaßnahmen (mind. 
10,8 Mio.  mit Lieferungs- und Leistungsdatum aus 2019 wurden nicht perio-
dengerecht in den AiB aktiviert und in den Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen passiviert. Insoweit liegt ein Verstoß gegen das Vollständig-
keitsgebot nach § 88 SächsGemO i. V. m. § 36 Abs. 1 SächsKomHVO vor 
(siehe Gliederungspunkt 8.3.1.3.). 

- Die Darstellung eines des tatsächlichen Bildes entsprechenden Verlaufs der Haus-
haltswirtschaft und der Lage der Stadt Leipzig im JA inkl. Anhang und im Rechen-
schaftsbericht wird insbesondere auch aufgrund folgender Einschränkungen noch nicht 
abschließend vermittelt: 
- Im Anhang sollte angegeben werden, dass den im JA 31.12.2019 der Stadt 

Leipzig bilanzierten Aufwendungen aus der aufgabenbezogenen Leistungsbe-
teiligung nach SGB II, Rückforderungen des Jobcenters i. H. v. 24,5 
genüberstehen (siehe Gliederungspunkt 8.3.7.3.). 

- 
 

§ 52 Abs. 2 Nr. 7 SächsKomHVO erfolgen, da die vorliegende Vertragsgestal-
tung zu langfristigen Leistungsverpflichtungen und damit zu erheblichen wirt-
schaftlichen Belastungen für den städtischen HH führt (siehe Gliederungspunkt 
8.3.8.). 

- Die wichtigsten Ergebnisse des JA und erhebliche Abweichungen der Jahres-
ergebnisse von den Haushaltsansätzen wurden aus Sicht des RPA erläutert 
und eine Bewertung der Abschlussrechnungen vorgenommen. Gleichwohl 
ergibt sich eine eingeschränkte Beurteilungsmöglichkeit durch 
- die Beeinflussung des Vergleichswerts des fortgeschriebenen Planan-

satzes (Thematik: Nichtauflösung von technischen Kostenstellen), 
- teilweise fehlenden Vorjahresvergleich und 





Anlage 1

Durchschnitt*

Kennzahl Formel 31.12.2015 31.12.2016 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019 2015 – 2019

Liquidität I. Grad liquide Mittel

kurzfr. Verbindl. (inkl. kurzfr. Rückstellungen)

Liquidität II. Grad* liquide Mittel + kurzfr. Ford.

kurzfr. Verbindl. (inkl. kurzfr. Rückstellungen)

Liquidität III. Grad liquide Mittel + kurzfr. Ford. + Vorräte

kurzfr. Verbindl. (inkl. kurzfr. Rückstellungen)

liquide Mittel + kurzfr. Ford. + Vorräte (ohne Grundstücke und Bauten)

kurzfr. Verbindl.

liquide Mittel + kurzfr. Ford. + Vorräte (ohne Grundstücke und Bauten)

kurzfr. Verbindl. (inkl. kurzfr. Rückstellungen)

Anlagedeckungsgrad 1 Kapitalposition + eigenkapitalähnl. Posten

Anlagevermögen

 Anlagedeckungsgrad 2 Eigenkapital + Sopo + langfristiges Fremdkapital

Anlagevermögen

kurzfristige Verbindlichkeitenquote kurzfr. Verbindl. (inkl. kurzfr. Rückstellungen)

Bilanzsumme

kurzfr. Verbindl.

Bilanzsumme

Verschuldungsgrad Fremdkapital

Kapitalposition + eigenkapitalähnl. Posten

Fremdkapital

Kapitalposition

EK I Kapitalposition

Bilanzsumme

EK II Kapitalposition + eigenkapitalähnl. Posten

Bilanzsumme

Finanzierung Kapitalposition + eigenkapitalähnl. Posten

Fremdkapital

10,4% 13,3%

*100 30,8% 23,5% 42,6%

Ausgewählte Kennzahlen zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zum 31.12.2019 im Vergleich zu den Vorjahren

*100 16,7% 9,7% 12,3% 17,6%

52,6% 48,2% 40,9%

*100 58,7% 43,9%

51,3% 46,5% 38,9%

*100 34,7% 25,0% 44,0%

42,6% 51,3% 46,5% 38,9%

*100 70,7% 70,9%

49,3% 59,4% 52,3% 52,7%

*100 30,8% 23,5%

87,9% 89,8% 90,4% 86,1%

*100 18,9%

79,6% 82,8% 83,5% 77,5%

*100 81,9% 80,5%

10,3% 12,3% 11,3% 11,4% 11,0%

*100 51,7%

19,3% 14,2% 13,1% 12,8% 15,7%

*100 9,9%

*100 78,4% 75,2%

49,1% 35,4% 30,9% 28,8% 39,2%

51,4% 45,4% 42,2% 58,5%

73,9% 76,4% 77,6% 72,2%

*100 193,5% 203,7%

50,8% 52,0% 53,0% 48,6%

*100 65,9% 67,1%

*100 43,4% 43,8%

282,7% 323,9% 346,9% 270,1%
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Anlage 1

Ausgewählte Kennzahlen zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zum 31.12.2019 im Vergleich zu den Vorjahren

Durchschnitt

01.01. – 31.12.2015 01.01. – 31.12.2016 01.01. – 31.12.2017 01.01. – 31.12.2018 01.01. – 31.12.2019 2015 – 2019

Aufwandsdeckungsgrad ordentliche Erträge

ordentliche Aufwendungen

Steuerquote (netto) Erträge aus Steuern - Gewerbesteuerumlage

ordentliche Erträge

Gewerbesteuerquote (netto) Gewerbesteuererträge - Gewerbesteuerumlage

ordentliche Erträge

Einkommensteuerquote Erträge aus Gemeindeanteil a. d. EkSt.

ordentliche Erträge

Grundsteuerquote Grundsteuererträge A + B

ordentliche Erträge

Personalaufwandsquote Personalaufwendungen

ordentliche Aufwendungen

Zinslastquote Finanzaufwendungen

ordentliche Aufwendungen

Zuwendungsquote laufende Zuwendungen

ordentliche Erträge

Dynamischer Verschuldungsgrad Effektivverschuldung 35 23 10 7 5 16

Saldo lfd. Verwaltungstätigkeit (FinR) Jahre Jahre Jahre Jahre Jahre Jahre

Aufwandsquote für Sach- und Dienstleistung Sach- und Dienstleistungsaufwendungen

ordentliche Aufwendungen

Abschreibungsquote Abschreibungsaufwendungen *100

ordentliche Aufwendungen

* fehlende Einteilung der Rückstellung nach Laufzeiten (Klassifizierung i. R. der Analyse als kurzfristiges Fremdkapital)

108,6% 108,2% 106,3% 105,0%

*100 32,3% 35,1%

*100 100,6% 101,3%

14,4% 16,4% 16,4% 15,8%

*100 9,2% 9,0%

31,0% 34,1% 34,4% 33,4%

*100 14,1% 17,5%

5,1% 5,0% 5,0% 5,4%

*100 22,7% 22,3%

8,5% 9,2% 9,5% 9,1%

*100 6,0% 5,8%

0,6% 0,4% 0,5% 0,8%

*100 42,2% 39,6%

22,4% 22,9% 23,3% 22,7%

*100 1,5% 0,9%

8,8% 9,2%

39,3% 40,9% 41,4% 40,7%

*100 11,8%

8,7% 8,8% 7,1% 8,5%

12,5% 12,4% 11,8% 12,0% 12,1%
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Anlage 2

Beschluss Nr. Datum Titel

VI-DS-04806-NF-06 18.10.2017 „Leipzig-Kitas“ – Baubeschluss zur Eigenrealisierung von Kindertagesstätten und
Bestätigung außerplanmäßiger Auszahlungen für 2017 und 2018 nach § 79 (1)
SächsGemO sowie außerplanmäßiger Verpflichtungsermächtigungen nach § 81 (5)
SächsGemO

VI-A-04109-NF-03 13.12.2017 Weiterentwicklung der städtischen Anlagerichtlinie um Nachhaltigkeitskriterien im Sinne
von Divestment

VI-DS-04159-NF-01 31.05.2018 Integriertes Stadtentwicklungskonzept Leipzig 2030 (INSEK)

VI-DS-04806-NF-06-DS-04 15.05.2019 1. Änderung zum Baubeschluss zur Eigenrealisierung von Kindertagesstätten –
„Leipzig-Kitas“

VI-DS-08106-NF-01 27.06.2019 Förderprogramm „Bildungsinfrastruktur“ – finanzielle Auswirkungen der Umsetzung auf
den Haushalt der Stadt Leipzig für die Haushaltsjahre 2019 und 2020 (Bestätigung
gem. § 79 Abs. 1 SächsGemO)

VI-DS-08028 04.09.2019 Übertragung von Ansätzen für Auszahlungen und Einzahlungen für Investitionen und
Investitionsförderungsmaßnahmen aus 2018 nach 2019

VI-DS-08030 04.09.2019 Übertragung von Ansätzen für Aufwendungen und Auszahlungen im Ergebnishaushalt
aus dem Jahr 2018 nach 2019

VI-Ifo-08176 04.09.2019 Wesentliche Auflagen und Schlussfolgerungen aus dem Bescheid der Landesdirektion
Sachsen vom 15.05.2019 zur Genehmigung der Haushaltssatzungen 2019 und 2020

VII-DS-00080 30.10.2019 Überplanmäßige Aufwendungen 2018 und 2019 im Leistungsbereich Hilfen zur
Erziehung – Bestätigung gem. § 79 (1) SächsGemO in 2019

VI-Ifo-06793 19.11.2019 Internes Kontrollsystem (IKS) in der Stadtverwaltung Leipzig
VII-Ifo-00524 28.05.2020 Finanzbericht zum 30.09.2019
VII-Ifo-01099 15.07.2020 Vorläufiger Jahresabschluss 2019 der Stadt Leipzig
VII-Ifo-01312 12.11.2020 Übertragung von Ansätzen für Auszahlungen und Einzahlungen für Investitionen und

Investitionsförderungsmaßnahmen aus 2019 nach 2020
VII-Ifo-01356 12.11.2020 Übertragung von Ansätzen für Aufwendungen und Auszahlungen im Ergebnishaushalt

aus dem Jahr 2019 nach 2020

VII-DS-02240-NF-01 25.02.2021 Feststellung des Jahresabschlusses der Stadt Leipzig zum 31.12.2018
VII-Ifo-02623 22.07.2021 Entwicklung und Nachhaltigkeit des Spezialfonds der Stadt Leipzig

Ausgewählte Ratsbeschlüsse und Informationsvorlagen mit Auswirkungen auf den JA 31.12.2019



Anlage 3

PB Nr. Datum Prüfungsgegenstand

19/1/0006 08.03.2019 Vorprüfung des Verwendungsnachweises aus dem ESF-Bundesprogramm – Bildung,
Wirtschaft, Arbeit im Quartier (BIWAQ) – Projekt „MehrWertQuartier/ArbeitsladenPlus“

19/1/0016 18.06.2020 Prüfung der Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der in den HHJ 2018/2019 durch das LSA
(PUG 1113-023) vereinnahmten Erbbauzinsen, verbucht auf dem SK 3411 0200

19/1/0021 20.03.2019 Prüfung der Vorlage VI-DA-06845 „Bestandsverzeichnisse Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler, 
sonst. Sammlungsbestände“ im Rahmen des Mitzeichnungsverfahrens

19/1/0033 09.05.2019 Vorprüfung der Erträge/Einzahlungen und Aufwendungen/Auszahlungen der Stadt Leipzig für
das NAKOPA-Projekt „Straße für alle – Partizipative Planung einer Stadtstraße in Lwiw“

19/1/0037 14.06.2019 Vorprüfung des Fördervorhabens „Kommunale Koordinierung der Bildungsangebote für
Neuzugewanderte“

19/1/0043 24.10.2019 unvermutete Kassenprüfung Handvorschuss und Einzahlungskasse (Kassenautomat) der
Volkshochschule

19/1/0070 20.08.2020 Ordnungsmäßigkeit der Bilanzierung des Festwertes Straßenbeleuchtung sowie
korrespondierender passiver Sonderposten einschließlich der Inventur

19/1/0071 10.12.2019 Vorprüfung des Verwendungsnachweises zum Vorhaben „KSI: Sanierung der Innenbeleuchtung
im GRASSI Museum für angewandte Kunst Leipzig DA1 Stufe 2“

19/1/0072 12.08.2020 Prüfung der Ordnungs- und Rechtmäßigkeit von Zahlungen für ambulant gewährte
sozialpädagogische Familienhilfen nach § 31 SGB VIII in den HHJ 2018/2019

19/1/0078 31.07.2020 unvermutete Kassenprüfung – Stadtkasse
19/1/0083 03.09.2020 Recht- und Ordnungsmäßigkeit von Aufwendungen/Auszahlungen für besondere Verwaltungs-/

Betriebsaufwendungen im Museum für bildende Künste in den HHJ 2018/2019 (SK 4271  9900)

20/1/0006 18.06.2020 Förmliche Prüfung der Ein- und Auszahlungen für die Leistungen zur Grundsicherung im Alter
und bei voller Erwerbsminderung nach SGB XII im HHJ 2019 im Rahmen des
Jahresnachweises der Nettoausgaben nach § 46 a Abs. 5 SGB XII

20/1/0008 18.05.2021 Ordnungsmäßigkeit ausgewählter Aufwendungen/Auszahlungen bei der
Wohnungsbauförderung in den HHJ 2018 und 2019  

20/1/0059 22.01.2021 Ordnungsmäßigkeit und Rechtmäßigkeit der Erhebung von Abgaben für die Nutzung von
Grünanlagen sowie deren Ausweis in der Vermögensrechnung im HHJ 2019/2020

20/1/0073 08.10.2021 Prüfung der Recht- und Ordnungsmäßigkeit der Annahmen von Schenkungen und Spenden
sowie deren Abbildung im Haushalt der Stadt Leipzig im HHJ 2019

20/1/0081 27.08.2021 ordnungsgemäße Planung der Personalaufwendungen unter Beachtung der
Haushaltsgrundsätze im HHJ 2019 (Vorbereitung Prüfung JA 2019)

20/1/0082 23.09.2021 Recht- und Ordnungsmäßigkeit bei der Stufenzuordnung gem. §§ 16 und 17 TVöD als
Instrument der Personalgewinnung und -bindung

20/1/0092 21.10.2021 Recht- und Ordnungsmäßigkeit der Aufwendungen/Auszahlungen für die Übernahme von
Bestattungskosten nach § 74 SGB XII

21/1/0006 02.06.2021 Prüfung der Recht- und Ordnungsmäßigkeit der Erhebung und Festsetzung von Gebühren
durch die Ausländerbehörde in den Jahren 2019/2020 (THH 02/PG 122/PSP-Element
1.100.12.2.2.02)

21/1/0010 11.03.2021 Prüfung der rechtlichen Zulässigkeit und Ordnungsmäßigkeit von Buchungen in den Sonstigen
Verbindlichkeiten (SK 2791 8049) zum 31.12.2019

18/3/0355 10.07.2019 Brückenbauwerk „Fußgängerbrücke Stuttgarter Allee“ Abgrenzung von Erhaltungsaufwand und
Herstellungskosten

19/3/0793 19.09.2019 Verpflichtung zur Aktivierung von Eigenleistungen (§ 89 Abs. 5 S. 1 SächsGemO i. V. m. § 38
Abs. 2 S. 1 und 2 SächsKomHVO)

18/4/0035 18.03.2019 Gegenüberstellung der DA des OBM Nr. 08/2015 und der Arbeitsanweisung zum zentralen
Rechnungseingang mit elektronischer Rechnungsbearbeitung und zum digitalen
Anordnungswesen für kreditorische Vorgänge

19/4/0018 16.10.2020 Aufbauprüfung – zentraler Rechnungseingang mit elektronischer Rechnungsbearbeitung und
digitales Anordnungswesen für kreditorische Vorgänge

19/4/0025 21.01.2020 Prüfung der Sicherheit des SAP-Systems der Stadt Leipzig im Mandant 100, Produktivsystem –
Benutzerprüfung

19/4/0026 16.07.2020 Prüfung des Berechtigungskonzeptes für die Personalmanagementsoftware LOGA
18/4/0056 12.10.2018 Prüferische Durchsicht des Entwurfs vom 25.09.2018 zur Bereichsabgrenzung gemäß 

Anlage 4 VwV KomHSys
19/4/0039 04.06.2019 Mitzeichnung einer Vorlage für die DB OBM „VI-DS-08030 Übertragung von Ansätzen für

Aufwendungen und Auszahlungen im Ergebnishaushalt aus dem Jahr 2018 nach 2019“
19/4/0043 04.06.2019 Gutachtliche Stellungnahme zur Beschlussvorlage VI-DS-08068 „Anpassung des

Bäderleistungsfinanzierungsvertrages 2019“
19/4/0044 22.05.2019 Gutachtliche Stellungnahme zu Vorlage Nr. VI-DS-07904 „Rückübertragung des für den

Krankenhausneubau erforderlichen Grundstücks und Einbringung in die Klinikum St. Georg
gGmbH als Gesellschaftereinlage“

19/4/0047 23.05.2019 Gutachtliche Stellungnahme, Beschlussvorlage VI-DS-06163 „Entwidmung Grundstück und
Gebäude Robert-Koch-Park – Sondervermögen der Stadt für den EigB Städtisches Klinikum
„St. Georg“ Leipzig“

19/4/0068 11.11.2019 Verwendung des Kommunalmaster-Doppik (KMD) nach SAKD-Zulassung des
„Kommunalmaster Doppik auf Basis SAP ECC 6.0 EHP8“

19/4/0079 06.08.2019 Begutachtung der Beschlussvorlage Nr. VII-DS-00043 „Ausübung Wahlrecht Gesamtabschluss
– Vorgehen zur Gesetzesänderung 2019“

Ausgewählte Prüfungsberichte i. W. betreffend die begleitende Prüfung
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Anlage 3

PB Nr. Datum Prüfungsgegenstand

Ausgewählte Prüfungsberichte i. W. betreffend die begleitende Prüfung

19/4/0098 29.11.2019 Mitzeichnung einer Vorlage für die DB OBM 
VII-DS-00428 „Verfahren zur Entwicklung von Maßnahmen im Rahmen der Gästetaxe“

19/4/0099 26.11.2019 Begutachtung der Vorlage VI-DA-06852-NF-01 Dienstanweisung „Kalkulation von
Verwaltungskosten für Amtshandlungen in weisungsfreien Angelegenheiten“

20/4/0020 24.09.2021 Entwurf Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Städtischen Klinikums „St. Georg“
Leipzig für das WJ 2019

20/4/0043 08.03.2021 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs Gewandhaus zu Leipzig für das
WJ 2019

20/4/0044 24.02.2021 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs Oper Leipzig für das WJ 2019
20/4/0046 29.06.2021 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs Verbund Kommunaler Kinder- und

Jugendhilfe Leipzig für das WJ 2019
20/4/0047 17.02.2021 Örtliche Prüfung nach § 105 des Kommunalen Eigenbetriebs Leipzig/Engelsdorf für das WJ

2019
20/4/0048 07.05.2021 Örtliche Prüfung nach § 105 des Eigenbetriebs Stadtreinigung Leipzig für das WJ 2019
20/4/0057 10.03.2021 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs 

„Theater der jungen Welt“  für das� WJ 2019
20/4/0059 21.04.2021 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebes Schauspiel Leipzig für das WJ

2019
20/4/0060 01.12.2020 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs 

Musikschule Leipzig „Johann Sebastian Bach“ für das� WJ 2019
20/4/0075 17.02.2021 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Städtischen Eigenbetriebs Behindertenhilfe für

das WJ 2019
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Stand: 31. Okt. 2014 

Hinweise zu 
 

Prüfungsberichten 
 

des Rechnungsprüfungsamtes der Stadt Leipzig 
 

die als 
 
 

- nicht öffentlich - 
 
 

gekennzeichnet sind 
 
 

Als „nicht öffentlich“ deklarierte Prüfungsberichte haben den Charakter von Akten. Eine 
Veröffentlichung derselben ist unzulässig, über den Inhalt ist Verschwiegenheit zu wahren. 
 
Sie enthalten vertrauliche Informationen, die von rechtlicher Bedeutung sein können. 
 
Auf die Beachtung von gesetzlichen Geheimhaltungsvorschriften wie Datenschutz, 
Arztgeheimnis/ärztliche Schweigepflicht, Sozialgeheimnis, Steuergeheimnis etc. wird 
ausdrücklich hingewiesen. 
 
Prüfungsberichte sind ausschließlich für den/die ausgewiesenen Empfänger bestimmt. 
 
Eine Einsichtnahme durch bzw. Weitergabe an nicht ausgewiesene Empfänger sowie jede 
Vervielfältigung ist nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Rechnungsprüfungsamtes 
oder des Oberbürgermeisters und unter Beifügung dieser Hinweise gestattet. 
 
Eine Übergabe dieser Prüfungsberichte an Rechtsanwälte, Notare und Wirtschaftsprüfer 
kommt nur insoweit in Betracht, als dass die Inhalte dieser Berichte für Gutachten u. a. 
Aufträge, die von der Stadt aus speziellem Anlass – etwa zur Führung von Prozessen, zur 
Begutachtung der Entwicklungschancen eines Unternehmens, steuerrechtliche Auswirkungen 
usw. – unabdingbar benötigt werden. Dabei ist ein strenger Maßstab anzulegen. Auch 
diesbezüglich bedarf es der vorherigen schriftlichen Zustimmung des 
Rechnungsprüfungsamtes oder des Oberbürgermeisters und der Beifügung dieser Hinweise. 
 
Die Informationspflicht des OBM nach § 52 Abs. 5 SächsGemO betrifft nicht die hier 
charakterisierten Prüfungsberichte des Rechnungsprüfungsamtes. 
 
Die o. g. Prüfungsberichte dürfen nicht zur vertraulichen Arbeit an Ausschussmitglieder, 
Mitglieder von Beiräten oder Gremien u. ä. zwecks Vorbereitung der Sitzungen ausgehändigt 
werden. Sie sind auch dem Gemeinderat nicht vorzulegen. Eine Einsichtnahme ist nur im 
Wege der Akteneinsicht nach § 28 Abs. 5 SächsGemO zulässig. Akteneinsicht erlaubt nicht 
die Überlassung der Akten bzw. Aushändigung von Vervielfältigungen oder Auszügen davon. 
 
 
Eine Verletzung der Pflichten (Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz, Steuergeheimnis, 
Geheimnisschutz u. a.) kann dienstrechtliche und/oder strafrechtliche Konsequenzen 
nach sich ziehen. 


